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Der Bundeshaushalt 

Die Berechtigungen zu Gunsten künftiger Finanzjahre betrafen mit 
337,56 Mio. EUR zum größten Teil die UG 43 .Umwelt· (69,3 Ilb). insbeson­

dere das OB 43.02.03 .Siedlungswasserwinschaft" (von der Kommunalkredit 
Austria berechnete zukünftige Einzahlungen aus dem Umweh- und Wasser­
winschaftsfonds). sowie die UG 45 .Bundesvermögen· mit 149,35 Mio. EUR 
(30,6 Ilb). großteils das OB 45.02.01 .Kapitalbetciligungen· (i.Z.m. den Gric­

chenlanddarlchen). 

Von den Bercchtigungen zu Gunsten künftiger Finanzjahre werden 
25,61 Mio. EUR im Jahr 2015,382,16 Mio. EUR von 2016 bis 2024 und 
79.67 Mio. EUR ab dem Jahr 2025 fallig (Zahlenteil des Bundes - VVR 2014, 
Tabelle 1.4 .2.2). 
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Wirtschaftliche Rahmenbedingungen zum Budgetvollzug 

2 WIRTSCHAFTLICHE RAHMENBEDINGUNGEN ZUM BUDGETVOLLZUG 

2.1 Wirtschaftliche Rahmenbedingungen bei der Budgeterstellung 

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, die bei der Budgeterstellung 
im Mai 2014' herangezogen wurd en, basierten auf der WIFO- März- Pro­
gnose 2014. Im Folgenden zeigt der RH diese Parameter auf und steIlI sie 
den Ist-Werten aus 2014' und jenen Werten, die fur die Beschluss fa ssung 
des Bundesfmanzrahmens 2014-2017' heran gezogen wurden, gegenüber. 

Tabelle 2. 1- 1: Wirtschaft liche Daten bei der Budgete rstellung 2014 

iltis für J\bntchu"9 

lundHflunuah.wen luft. 'Clr tn·Werte 

2014-2Q11 ........ ..u."I 1st-Wert. 2014 von Ikr &ufs 

(WlfD "Il) (WlFD "") "" ....... 
R'ßtellu"9 

IrvttotnlMtdsptoduktQ 

ruL (Yer.inderung in ... gegll!'nDber df'm Vorjahr) .. 1,8 + 1, 7 .. 0,1 - 1,' 'Io-Pkte. 

nominell (lJerlnderung in" gegenllber dem Yorjoltu) + 3,6 ... 1. ~ + 2,0 • I ,S tr.-Pkte . 

nominell (absolut in Mrd. EUR) 330,7 ]2'4,1 WiI,O +- 4.9 

Vt",.u(htrprelu: • 2,0 +- '.sI +- 1.7 - 0 ,2 "'- Pktll. (Verlnderung in .. gegenDbe, dem Vorjoliu) 

Lohn- und '.hJlltl.s:umm • • bruttlll 

nominell (Veränderung in .. gegenll~r dem VorjahJ) +- 3,6 +- 1,1 .. 2,6 - 0,1 " · Pkte . 

pro Kopf. nomin~U (Verinderung in" gegenüber dem Yorj.hr) .. 2,5 .. 2.1 9 1.1 • 0.' "~Pkte . 

Uftulb111ftdig ... t'lI' Itschlftlg •• 
.. 0,9 .. 1,0 • D.1 . 0,3 ""·'kte . (Veriftden.iftg i" .. gtgenDber dtm VorjOllhr) 

ArbeiuloSl! 

in 1.000 g~gt!llüb~r dem Vorj.hr (Pt!nonen) + 3,0 .. 19,0 .. 12, 2 + 13,2 

in 1.000 (P~r~ollt'n) 280,6 306, 2 119,~ + 11,2 

Arb.ftJ:los.nquot. It. AMS (nat. O.1'.ltlon) 
1, ' . ,D .. ' + 0, ' ~-Pkte • 

(IR" dti unMIb!.tlndig 8~hiftigtltn) 

AtbtfUlouftC!uott lt. lUIOSTAT (Inttrnlt. Otftnlt'lon) ',' ',' 5,6 .. 0, ' "·Pkte. 
(in ... dltr [''''l!rb'Pfl~en) 

1) Billt lur 8udgl!l~r'I!lIun!l gemlS [SVG 9S. IST Werl, g.mll\. [SYG 2010 
Quell.n: B"" . SII .. tl!grl!b~ri(ht 2'014 -l011. Budgl!tbl!ri(ht 20U -20IS; St~t ilt i k A.ultri. ("'lu 20IS); WfFO_KonjunktUlprognO$' 1/ 20lS 

6 Ein langen des BFG-Entwurfs im Nat ionalrat am 29. Apri l 2014. Beschluss vom 23. Mai 
2014 (BGB!. I Nr. 18/2014) 

7 BIP: StatisLik Austria (27. Feber 2015), Verbraucherpreise: Statistik Auslria (16_ Jänner 
2015). Lohn- und Gehaltssumme sowie unselbständig aktiv Beschäftigte: Wl FO-Kon­
junkwrprognose 3/2015. Arbeitslosenzahlen Il. AMS und Hauptverband der öSlerrei­
chisehen Sozialver.;icherungsträger (Darslellung Sialistik Austria 19. März 201 S) 

8 Einlangen des BFRG-Entwurfs im Nationalrat am 17. Dezember 2013. Beschluss am 
29. Jänner 201 4 (BGB!. 1 Nr. 7/201 4) 
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Wirtschaftliche Rahmenbedingungen zum Budgetvollzug 

Bruttoinlandsprodukt (BlP) 

Da BIP nominell lag im Jahr 2014 mit 328,996 Mrd. EUR (2013: 322,595 
Mrd. EUR) um rd. 4,9 Mrd. EUR über dem Wert, welcher dem Bundesvor­

anschlag zugrunde gelegen halle.' Das Wachstum des BIP nominell war mit 
+ 2,0 'lb (2013: + 1,7 'lb) um 1,5 Prozenrpunkte geringer als bei der Veran ­

chlagung angenommen. Das Wachstum des BIP real (+ 0,3 'lb) lag um 1,4 
Prozentpunkte unter dem im Bundesvoranschlag angenommenen Wert. Das 

reale BIP-Wachstum blieb damit das dritte Jahr in Folge unter einem Pro­
zent (2013 : + 0,2 'lb). 

Während der private und der öffentliche Konsum mit jeweils 0,1 Prozent­
punkten einen positiven Wachstumsbeitrag leisteten, waren die Nettoex­
porte mit - 0,4 Prozentpunkten negativ. Die Exporte in den Euro- Raum 
stagnierten. Die Bruttoinvestitionen blieben unverändert. Die Konsumnach­
frage blieb im Jahr 2014 schwach. Zusätzlich dämpfte die anhaltende Inve­

stition zurückhaltung das Ergebnis. 

Abbildung 2. 1- 1: Entwicklung des realen BIP-Wachstums 2004 bis 2014 
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9 Basis rur Budgeterstellung gemäß ESVG 95, IST-Wene gemäß ESVG 20 10 
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Wirtschaftliche Rahmenbedingungen zum Budgetvollzug 

Die Abbildung stel" der tatsächlichen Entwicklung des Winschaftswachs­
turns die jeweils korrespondierende Prognose des WIFO, die der Erstellung 
des jeweiligen Bundesvoranschlags zugrunde lag, gegenüber. Während die 
für das Budget maßgebliche Prognose in den vergangenen Jahren das tat­
sächliche Wachstum z.T. unterschätzt haue, lagen die Prognosewene für 
die Jahre 20 13 und 2014 um 0,8 Prozentpunkte bzw. um 1,4 Prozentpunkte 
über dem talsächlich erreichten Wen. 

Verbraucherpreise (VP!) 

Die Preissteigerung (Verbraucherpreisindex - VPI) betrug + 1,7 '*' gegen­
über dem Vorjahr und war um 0,2 Prozentpunkte geringer als der zum Zeit­
punkt der Budgeterstellung angenommene Wen. Der VPI erreichte einen der 
tiefsten Wene in diesem Jahrhunden. Hauptpreistreiber waren die Ausga­
bengruppen "Wohnung, Wasser, Energie". "Restaurants und Hotels" sowie 
"Nahrungsmiuel und alkoholfreie Getränke". Die bedeutendsten Preisrück­
gänge lagen bei den Treibstoffen. 

Abbildung 2.1-2: Entwicklung des VPI 2010 bis 2014 
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Die Abbildung stel" die tatsächlichen Jahresdurchschnittswene und die 
jeweils korrespondierende Prognose des WIFO dar, die der Erstellung des 
Bundesvoranschlags zugrunde lag. Während die Prognosen in den vergan­
genen Jahren die Entwicklung des Jahresdurchschnitts des VPI unterschätz-
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Wirtschaftliche Rahmenbedingungen zum Budgetvollzug 

66 

ten. lag die Prognose fur das Jahr 2014 mit + 1.9 'lb Steigerung über dem 
tatsächlichen Wen von + 1,7 'lb. 

Arbeitsmarkt 

Im Jahr 2014 erhöhte sich die Zahl der un elbständig aktiv Beschäftigten 
um + 0,7 'lb (2013: 0,6 'lb) auf rd. 3.415.529 Personen; die Brutto- Lohn­
und Gehaltssumme erhöhte sich auf 130,67 Mrd. EUR (+ 2,6 'lb). Das Plus 
resultiene aus einem Zuwachs von 44.400 Teilzeitstellen gegenüber einem 
Abbau von 36.400 Vollzeitarbeitsplätzen, wobei die Teilzeitquote der Frauen 
deutlich anstieg. Die Bundesregierung ging bei der Budgeterstellung im Mai 
2014 von einem Anstieg (unselbständig aktiv Beschäftigte) von + 1,0 'lb aus. 
Bei der Beschäftigungsquote war ein Rückgang auf71,1 'lb (2013: 71 ,4 'lb) 

zu verzeichnen. 

Die Zahl der Arbeitslosen lag im Jahr 2014 mit 319.357 Personen um rd. 
13. 157 Personen über den Annahmen des Bundesvoranschlags von rd. 
306.200 Personen und stieg gegenüber dem VOIjahr um 32.151 Personen. 

Von 2013 auf 2014 stiegen die Arbeitslosenquoten auf 6.4 'lb (2013: 7.6 'lb) 

gemäß nationaler DefInition bzw. auf 5.6 'lb (2013: 5,4 'lb) gemäß EURO­
STAT (internationale DefInition). wobei der Anstieg vor allem bei Män­
nern erfolgte. Der Budgeterstellung im Mai 2014 legte die Bundesregie­
rung eine Arbeitslosenquote gemäß EUROSTAT (internationale DefInition) 

von 5.2 'lb zugrunde. 
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Abbildung 2.1-3: Arbeitslosenquoten 2004 bis 2014 
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Die Abbildung stellt der tatsächlichen Entwicklung der Arbeitslosenquo­
ten (nach nationaler und internationaler Dermition) die jeweils korrespon­
dierende Prognose des WIFO. die der Erstellung des Bundesvoranschlags 
zugrunde lag. gegenüber. Im Jahr 2014 wichen die prognostizienen Wene 
von den tatsächlichen Wenen deutlich ab. Aurgrund einer neuen Berech­
nungsmethode 'O der Statistik Austria kam es ab dem Jahr 2004 zu einem 
Zeitreihenbruch. der eine Anpassung der Wene nach internationaler Derl ­
nition erforderlich machte" . 

10 Die nrut Hochrrchnung d~ Mik.rozensus: www.statisllk.at 

11 Eine Abwtichung zu früher in Dokumenu:n dt'S RH verofTenllichten Wenen ist daher 
möglich, 
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3 GESAMTSTAATLICHE BETRACHTUNG DER ÖFFENTLICHEN FINANZEN 

88 

3.1 Entwicklung der öffentlichen Finanzen laut ESVG 2010 und 

n Maastricht - N otifi kati on" 

Die in Art. 126 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) festgelegten fiskalen Rahmenbedingungen sowie das beigerugte 
Protokoll mit den defInierten Referenzwerten (Maastricht-Kriterien) rur 
öffentliche Defizite (3 'lb des BIP) und Schuldenstände (60 'lb des BIP) stel­
len wichtige Grundlagen rur die multilaterale Überwachung und Steue­
rung der europäischen Währungs- und Wirtschaftspolitik dar. Der Ablauf 
der haushaltspolitischen Überwachung wird vor allem durch die Bestim­
mungen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes und die Mindeststandards 
rur nationale Fiskalrahmen geregelt. 

Österreich - als Mitglied der Eurozone - ist verpflichtet. jährlich ein Stabil i­
tätsprogramm vorzulegen. in welchem der Budget- und Schuldenpfad. das 
minelfristige Budgetziel owie die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finan­
zen dargestellt werden. Außerdem hat die Bundesregierungjährlich _Über­
sichten über die Haushaltsplanung- zu erstellen und diese der Europäischen 
Kommission und der Eurogruppe vorzulegen. Weiters hat Österreich zwei­
mal jährlich Daten über die Budgetentwicklung an die Europäische Kom­
mission zu überminein (budgetäre Notifikation " jeweils bis Ende März und 
Ende September). 

Sowohl die im Stabilität programm als auch in der budgetären Notifikation 
angeruhrten Budgetzahlen basieren auf dem ESVG 2010 (Europäisches Sys­
tem Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und regionaler 
Ebene in der EU; Verordnung (EU) Nr. 549/2013). Die EU-weit einheitliche 
Anwendung des ESVG 2010 bei der Darstellung der öffentlichen Haushalte 
ermöglicht einen Vergleich zwischen den Budgetzahlen der EU- Mitglied­
staaten. Zur gesamtstaatlichen Betrach[ung des Staatshaushalts gruppiert 
die VolkswirtschafUiche Gesamtrechnung den Staat in vier Teilsektoren : 
BundesseklOr. Landesebene. Gemeindeebene und Sozialversicherungsträ­
ger. Für jeden TeilseklOr leitet die Stati tik Austria die in den Rechnungsab­
schlüs en vorliegende administrative Darstellung in eine ESVG-konforrne 
Darstellung der öffentlichen Finanzen über. wobei in der Überleirung der 

12 Di~ budg('tä~ Notifikation ist ('10(' Mddeverpflirhrung der EU-ländrr an dir Euro­
päischr Kommission zu Vrrschuldungs- und DrHzlldatrn d~ Staat~ (Bund. länder. 
Grmrindrn und Sozia)vrrsichrrungsträger) gemäß EU-Vrrordnung. die zwC'imal jähr­
lich erfolgt. Dir Bem:hnung und Ubermil1lung drT Datrn ('rfolgt durch die Statistik 
Auslria . 

III-162 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 04 Hauptdok.Band 1 Textteil T2 (gescanntes Original)8 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 

Gesamtstaatliche Betrachtung öffentlicher Finanzen 

Daten aus dem BRA da Accrual-Prinzip ll verfolgt wird. das konzeptio­

nell weitgehend dem Ergebnishaushalt entspricht. Statistik Austria verwen­
det jedoch bis auf Weiteres ftir die Überleitung die Daten aus dem Finan­
zierungshaushalti'. Bei der Überleitung ergänzt Statistik Austria die Daten 
aus den Rechnungsabschlüs en (Finanzierungshaushalt) insbesondere um 
Abschreibungen, unterstellte Sozialbeiträge und die Nichtmarktproduktion 
für die Eigenverwendung. und nimmt Periodenbereinigungen, insbesondere 
bei Zinsauszahlungen, Zahlungen an die EU (EU-EigenmilleJ), Abgaben­
einzahlungen und Brutloanlageinvestitionen vor. 

Seit der Sudget- otiflkation Ende September 2014 werden die Sudgetdaten 
gemäß dem neuen ESVG 2010 an EUROSTAT gemeldet. Für den öffentlichen 
Sektor hatte die Umstellung insbesondere Auswirkungen auf die Abgren­
zung des Sektors Staat. Insgesamt st ieg die Zahl der .Staatseinheilen· um 
exakt 1.400. 1' Dem stand ein höheres Niveau des SIP. basierend auf der 
Neubehandlung von Forschung und EnrwickJung als Investition anstatt als 
laufender Aufwand gegenüber. 16 

3.1.1 Öffentliches Defizit nach ESVG 2010 

Budget-Notifikation März 2015 

Am 30. März 2015 wurde für das Haushaltsjahr 2014 ein Maastricht-Defl­
zit (Öffentliches Defizit des Staates nach ESVG 2010) von - 7,916 Mrd. EUR 
(- 2,41 % des SIP) notiflzien. 

Im Jahr 2014 wie der Bundessektor ein Defizit auf; die anderen Teilsek­
lOren des Staates zeigten einen Überschuss. Das Öffentliche Defizit betrug 
im SundesseklOr - 2,52 % des SIP (2013: - 1,37 %). Die landesebene (ohne 
Wien) verzeichnete einen Überschuss von + 0,01 % (2013: - 0,04 %). die 

Gemeindeebene (einschI. Wien) von + 0.02 % des SIP (201 J: - 0.00 %) und 

I) Die Verbuchung erfolgt periodengerechi. d.h. wenn Forderungen oder Verbindlichkeiten 
entstehen. umgewandelt oder aufgehoben werden. 

14 Anfragebeanrwortung durch den Bundaminister rur Finanzen Dr. Johann Grarg Schel­
!lng zu der schriftlichen Anfrage (J249/J) der Abgrordneten Mag. Bruno Rossmann. 
Kolleginnen und KolI~en an drn Bund~mlßistrr ruf Finanzen ~lrrfTrnd Bundrsr«h­
nungsabschluss 2013 vom 29. Jänner 201 S. 

15 rur einen Vergleich der Einheiten des Sektors Slaal gem.ß ESVG 95 und ESVG 20 10 
si~he hit p :/IWWW.s131Isllk.al/web_de/statje/einheilen_des_ocIT(.nllje he n _st'k. tors .-,gern a­
r-ss t'SvL-_stand _.st'ptcmMT 2014_076167.xlsx 

16 Schwarz. Karl lSlubJer. Walter: Der eklor Staat im neurn ESVG - Konzrptr, Methoden 
und Staatsquolen: Vonrag im Rahmen d('S Workshops .. ESVG 2010 - Umstellung des 
Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen" 3m 2, Dezember 201), 
StObler, Walter und Team: Öm.'ntlichc Finanzen 1995-201 J gemäß ESVG 2010: Stati­
Slische Nachrichlen 1/2015. S. 46-66. 
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der Überschuss des Teilsektors Sozialversicherungsträger betrug 0,08 % des 
SIP (2013 : 0,13 %). 

Tabelle 3. 1- 1: Entwicklung des öffentlichen Defizits 2010 bis 2014 nach TeilseklOren des Staates 

[SVG 2010 

6,,.. " .... Ddrit 

501< ... Stat. 10_ 
8unden.eklOf 

l.ndflebtn. (oliM Wien) 

G.mflnde.bent (~nKhL Wifon) 

Soli.llwrskherung5trlg.r 

""('_2015) 

Sekto, Stut . ........ t 

8unden..ktor 

l.nd~s~lMne (ohne Wi~n) 

~"..ind"bflte (~1nschl. Wien) 

SoII,lwrskherungslrJger 

90 

v.--. 
2010 2011 201l 201) 201' 

2Oll : 2014 2010 : 2014 

in Mrd. [UR I In" In Mrd. EUR I In" 

- U .l04 - 7.ta7 -6.'1' - 4,144 -1,'16 - 3,712 + 11,0 .. 5, 1" -n .• 
· 9,929 - 7,212 - 6,884 · 4,412 - 8,ZII · 3.1S6 .. '7.0 .. 1,642 - 16,5 

· 2,525 -1.0·'1 · 0,504 • 0,121 .. 0,045 • o,ln • US •• .. 2.570 · 101 ,1 

• 1,201 · 0,211 - 0,014 · 0.003 .. 0,055 .. O.0S8 • 1.135,5 .. 1.251 · 104,6 

.. G,SS) .. 0 ,6)] .. O,s42 .. 0,411 .. 0,271 - 0,1·'1 • 1St I · 0.282 · 51,0 

2'4.201 101,675 317,21.1 )22,515 nl.'" .. 6,402 .. 2,0 .. 34,7" .. 11,' 

In" des 81P in .... Punkltft in "·Punkt.n 

- 4, 45 - 2.56 0 2.11 • 1,2' ·2,41 - 1,12 .. 2,05 

- J ,17 · 2,14 · 2,17 • 1,17 · 2,S2 · I, IS + 0,&6 

· 0,&6 · 0,34 · 0,16 · 0,04 .0,01 .O,OS + 0,&7 

· 0,41 · 0,09 · 0,02 · 0,00 · 0,02 . 0,02 . 0,41 

+ 0,19 + 0,20 + 0,17 + O,n + 0,08 · O,OS · 0,11 

O~te,. StU llt\ ...... ,tr" 'l .. dtet· Notlli . ",ofl lUu ZOIS) 

Die Entwicklung des Öffentlichen Defizits auf gesamtstaatlicher Ebene in 
Sezug auf den Referenzwen von 3 % des SIP zeigt, dass der Wen im 
Jahr 2010 überschritten und ab dem Jahr 2011 wieder unterschritten wurde. 
Im Rahmen der haushaltspolitischen Überwachung durch die EU nimmt 
nunmehr das strukturelle Defizit eine zentrale Rolle ein (siehe TZ 3.1.2 
und TZ 3.2). 

Gemäß dem ÖStP 201 2 verpnichteten s ich der Sund und die Länder (einschI. 
Wien) " im Jahr 2014 ein Defizit von - 1,29 % bzw. - 0 ,29 % des SIP nicht 
zu überschreiten. Die Gemeinden (ohne Wien) hatten landesweise einen aus­
geglichenen Haushalt zu erreichen. Tabelle 3.1 - 1 zeigt, dass der Bund mit 
einem Defizit von - 2.52 % des SIP den Zielwen im Jahr 2014 nicht einge­
halten hat. Weitere Ausführun gen zum ÖStP 2012 fmden sich in TZ 3.2.2. 

17 Im Unterschi~ zur Budgtt - Notiftk,ation zählt Wien in dirsrr Bttrac hl'Ung zu dr n U n­
dtrn und nich t zu den Gemeinden. 
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Überleitung des Nettofinanzierungssaldos zum öffentlichen Defizit 
nach ESVG 2010 

In der Überleitung des Nettofmanzierungssaldos des Bundes zum öffentli­
chen DefIzit werden vermögensneutrale Transaktionen (Rücklagcngebarung, 
Auszahlungen und Einzahlungen ftir Darlehen und Beteiligungen, Inan­
spruchnahme des Besserungsscheines durch die KA Finanz AG, Rückzahlung 
von Panizipationskapital, Sekundärmarkttransaktionen von eigenen Sicher­
heiten) herausgerechnet. Be timmte Transaktionen (kalkulatorischer Kapi­
taltransfer an die HETA Asset Resolution AG - siehe Abbildung 3.1-1), die 
nicht im Nenofmanzicrung saldo berücksichtigt sind, werden hinzugerech­
net. Weiters erfolgt eine periodengerechte Zuordnung verschiedener Positi­
onen (Zinszahlungen. Abgabeneinzahlungen und -vorauszahlungen. Trans­
ferzahlungen an Sozialversicherungslräger, EU-Eigenmittel. Zahlungen ftir 
die EurofIghter und Mielschulden gegenüber der Bundesimmobiliengesell­
schaft m.b.H .. VorfInanzierung von Landwinschaftsf<irdcrungen an die EU). 
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Tabelle 3.1-2: Überleitung des öffentlichen DefIzits des Bundessektors 

92 

... tt.lu.n.ru",uaWe lIn 1.R4n 

lIudtl.genvtrlnderun9 (Zuführung . Entnahmt) 

~flthtnsvtrg.be 

D.l,lthtn,,~ckz.hlun9 

BettlligungH:fWtrb (inlcl. ~) 

Belelligungs't'trbuf (inltl. Rlidluhlung P,rtlllp.1ltionshptUil) 

SekundJrm.,kur.nUlktionen von eigenen Sichtrhtilftl OHr/ unter p.IIf 

In.nspruchnlhme &esserungsschtin !CA finanz AG 

tc:..lkulitorischtr Klpit.ltrlnsftr .n die HETA AUtl Resolution ACi 
(Hypo Alpe-Adri.-bnk International AG) 

Zlnstn 

SteuHn (USt. LSt, NOVA) 

Sttutrvor.usuhtungtn (Abg.btnguth.btn .bltt. Rü(kstJnde) 

Tr.nsfffuhlungtn In So,i.lvtrskherungnrlgt, 

(u-Elgtn,. itt~ 

Vorlln.tulerung von LlnctwirUC:h.ftsf6rderungen 

[lrofi9htl' 

MitUchuldtn gtg.nObtr BIG 

Sonstiges 

6ff."tlklM. o.ftrit H' .u .... 
Sonstige Einheiten des 8uncksselrtors 

Z011 ZOI. 

in Mrd. EUR 

- 4,201 - l ,1to 

· 0,202 - 0,028 

+ 0.18' .0,0.48 

·0,022 · 0,011 

+ 1.121 + 0.4'6 

. 1,424 - 2,100 

·O,Oll ' 0,090 

+ 1,117 

· l ,7S6 

· O,St4 + O,t'1 

.. 0,120 ·O,12S 

- O, l8S + O,04S 

- 0,020 .0,196 

· 0,142 .0,11) 

+ 0,002 .. 0.226 

.. 0,201 +0.194 

t 0,080 · 0,01' 

.0,08' · O,Oll 

- 3,791 - 7.106 

· 0.619 · 0.Sl1 

- 4,02 - ' ,281 6tt .. t1~ •• rtt du .u ...... lI:ten 
r----.:..~--:.:.::..:..:, 

6ff .. tUclM. Oeflrlt ....... . 

6tf..ukttu .. Irlt .. '.MUHt ... 

In" dfl 81' (fMniolr 20tS) 

. 1,1' 

. 1.17 

. 2,14 

· 2.S2 

Das öffentliche Defizit des Bundes in Höhe von - 7,706 Mrd. EUR (2013: 
- 3,793 Mrd. EUR) lag im Jahr 2014 um 4,517 Mrd. EUR über dem Netto­
fmanzierungssaldo des Bundes (- 3,190 Mrd. EUR) . Der Abstand resultierte 
insbesondere aus dem kalkulatorischen Kapitaltransfer von 3,756 Mrd. EUR 
an die HETA Asset Resolution AG (vonnals Hypo A1pe-Adria-Bank Inter­
national AG; siehe dazu Abbildung 3.1 - 1). Darüber hinaus vergrößerte die 
Rückzahlung des Partizipationskapitals durch die Raiffeisen Bank Inter­
national AG und die BAWAG P.S.K. AG den Abstand um 2, 100 Mrd. EUR 
(.Beteiligungsverkaufl Der Abstand zwischen dem Finanzierungssaldo und 
dem öffentlichen DefIzit des Bundes verringerte sich hingegen insbesondere 
aufgrund der Beitragszahlungen an den ESM (445,34 Mio. EUR; . Beteili-

III-162 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 04 Hauptdok.Band 1 Textteil T2 (gescanntes Original)12 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 4 

Gesamtstaatliche Betrachtung öffentlicher Finanzen 

gungserwerb"). Unter Berücksichtigu ng so nstiger Ei nheiten des Bundes ek" 
tors" (- 5BI Mio. EUR) betrug das öfTentliche Defizit des Bundessektors -
8.288 Mrd . EU R (201 3: - 4,432 Mrd. EUR) . 

Abbildung 3. 1- 1: Auswirkungen der Integrati on der HETA As et Reso lutio n AG in den Bundes-
sekto r nach ESVG 2010 

Die Hypo Alpe-Adria -Bank International AG wurde per I. November 2014 
zur HETA As et Resolution AG umfmnien. Damit wurden die Bankenbeteili­
gungen an die FIMBAG abgegeben, die Satzung geändert, und die BankJizenz 
erlosch. Die HETA AsSel Resolution AG ist nunmehr d ie Abbaugesellschaft für 
die Hypo A1pe-Adria-Bank International AG. Im Zuge dessen ordnete Statistik 
Austria - entsprechend den ESVG 201O-Bestimmungen - die HETA Asset Reso­
lution AG dem Sektor Staat zu, wodurch alle Vennögenswerte (Aktiva) und Ver­
bindlichkeiten dem Bundessektor zugerechnet wurden . Die Verbindlichkeiten 
der HETA As et Re olution AG erhöhten den Schuldenstand des Bundessek­
tors und das öfTentliche Defizit stieg in Höhe der DifTerenz der Verbindlich­
keiten und Aktiva (einmaliger kalkulatori cher Vennögens- oder Kapilaltrans­
fer). Ausgangspunkt ftir die Schätzung des Kapitaltransfers waren das negative 
Eigenkapital der HETA Assel Resolution AG auf Basis der vorläufigen Ergeb­
nisse des Asset Quality Reviews, bereinigt um Elemente, die nicht als einma­
liger Bewertung efTekt gesehen werden können (z.B. Rechts- und Beratungs­
kosten, Schließung ko ten). 

Die Transfonnation zur Abbbaugeselischaft erhöhte das öfTentliche Defizit um 
rd. 4,5 Mrd. EUR (1 ,4 <lb des BIP). Darin waren 750,00 Mio. EUR für eine Kapi­
talerhöhung im I. Quartal 2014 (siehe Textteil - VVR 2014, Band 2, UG 46) 
und ein kalkulatorischer Kapitaltransfer von 3,756 Mrd. EUR enthalten. Der 
öfTentliche Schuldenstand stieg um rd. 13,4 Mrd. EUR. Dieser Betrag resultierte 
aus Maastricht- relevanten Verbindlichkeiten von rd. 14,3 Mrd. EUR abzüglich 
der Forderungen der HETA Asset Resolution AG gegenüber anderen Staatsein­
heiten von rd. 0,9 Mrd. EUR. Ohne den SonderefTekt durch die Zuordnung der 
HETA Asset Resolution AG zum Staatssektor läge das öfTentliche Defizit 2014 
bei - 1,0 <lb des BIP und der öffentliche Schuldenstand bei BO,4 <lb des BIP.' 

1 Posendorf ... Konrad/S<:hwarz. Karl/Stübkr. Walter: Öffentliche Fi nanu n 2014 - Maastricht 
Notirokation März 201 5: hltp:/Iwww.statisl ik.at!web_de/static/prrssrgrspra..:h_JO.J .201 5-pra­
... ntation_076270.pdf 

18 Der Bundessek.tor b~ltht aus 244 institutionellen Einheiten (Stand März 201 S): DetaiJs 
siehe unlrr http ://www.statistik.3t/web_dr/static/einheilen_des_oerTentlichrn_5ektors_ 
gcmaoss rsvg,,- sta nd maerz_2015_076167.xlsx 
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3.1.2 Strukturelles Defizit 

Das strukturelle Defizit errechnet sich aus dem öffentlichen DefIzit nach 
ESVG 2010 (Maastricht-Deflzit), indem es um konjunkturelle Effekte und 
Einmalmaßnahmen bereinigt wird. Ein strukturelles DefIzit zeigt ein gene­
relles Missverhältnis zwischen Einnahmen und Ausgaben des Staates, 
welche mittel- bis langfristig nur durch Strukturreformen abgebaut wer­
den kann. Das strukturelle DefIzit nimmt eine zentrale Rolle bei der ver­
stärkten Überwachung im Rahmen der fIskalpolitischen Steuerung der EU 
ein. Solange Österreich das mittelfristige Haushaltsziel nicht erreicht hat 
und die Schuldenquote über dem Referenzwen von 60 % des BIP liegt, 
muss Österreich ausreichende Fonschritte in Richtung seines mittelfristigen 
Haushaltsziels sicherstellen. Dazu ist der strukturelle Haushaltssaldo jähr­
lich um 0,6 % des BIP zu ve rbessern." Die Bundesregierung plant, das mit­
telfristige Haushaltsziel von unter - 0,5 % des BIP im Jahr 2016 zu errei­
chen (zu Details siehe TZ 3.2). 

Die Berechnung des strukturellen Defizits erfolgt in Prozent des BIP: 

"~.ntrkhwldo in ... dH BIP 

+/. KonJUnltturtfftkt n .. dIS BIP 

Einmalige oder sonstige befristete Maßnahmen (.Einmalmaßnahmen·) sind 
solche, die den jährlichen Saldo vorübergehend crhöhen oder vermindern, 
ohne ihn nachhaltig zu verändern . Beispiele rur solche Einmalmaßnahmen 
sind die Rekapitalisierung von Banken, die Erlöse aus der Versteigerung der 
LTE- Lizenzen oder das Abkommen zur Abgeltungssteuer mit der Schweiz 
und Liechtenstein. 

Der Konjunktureffekt misst die Auswirkungen von Abweichungen der Kon­
junktur von der winschaftlichen Normallage (potcnzielles BIP) auf den 
Haushaltssaldo. Die Berechnung des strukturellen Saldos ist - wie der Fiskal­
rat feststellte'" - mit erheblichen Unsicherheiten verbunden, die sich auch in 
laufenden Revisionen niederschlagen. Die Unsicherheiten beruhen auf unter­
schiedlichen Berechnungsmethoden und Prognosen, aber auch darauf, dass 
das Produktionspotenzial (potenzielles BIP) nicht präzise bestimmbar ist. 

19 Laut EU·Vorgabcn ist der strukturelle Budgctsaldojährlich um mehr als 0.5 C\b des BIP 
zu verbessern. was laut Absprache der Europäischen Kommission mit den Mitgliedstaa­
ten jwoch eine Anstrengung von 0.6 ~ drs BIP bedeutet. 

20 Fiskal .. \: S<richl übrr dir Einhaltung der Fiskalrcgcln 201l - 2018. Mai 2014. 
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Die Bundesregierung meldet Prognosen zum strukturellen Derlzit im Rah ­
men des Stabilitätsprogramms (bis spätestens 30. April) und im Rahmen 
der Übersicht über die Haushalt planung (bis 15. Oktober) an die Europä­
ische Kommission. Zur Beuneilung des FOrlSchriltS hinsichtlich der Annä­
herung an das miuelrri tige Haushaltsziel zieht die Europäische Kommis­
sion jedoch eigene Schätzungen heran . Im Folgenden werden die zuletzt 
verfügbaren Schätzungen des BMF (veröffentlicht von der Bundesregie­
rung) und der Europäischen Kommission gegenübergestellt: 

Tabelle 3.1-3: Prognosen des strukturellen Derlzits im Vergleich, in IliJ des BIP 

( sV(, 2010 

IMf: OlMnktrt über ctM bropitKIM ~.kslon: 
.... ~n·ltll0/2014 wtnUtpl .. to .. 2/2015 

St.rukturtUes hftrlt 
2(1) I 2014 I 2015 201] I 2014 I 2015 I 2016 

in" dfl al P 

Sttullturen., Otftrit • 1, 3 • 1,0 - 1,0 - 1,4 - 1,1 . 1,0 - 1,0 

OffenUkhH Ot:fil1t (H,,utrkht-
• I,S - 2.8 - 1,9 - 1,5 - 2,9 · 2,0 - 1.4 DefiZIt) 

. / • • '""I,Uge od., ~n$tlge 0.' • 1,2 .0,] · 0,2 • 1,1 ·0,1 befr,stete M.s,n.h"'tn 

. /- Konjunktureffekt .. 0,4 .0.6 ·0.5 ·0,3 ·0,7 • 0,7 ·0.4 

Ou.l .. ", IMI 10/20 14. ( U'OCW'K~ Ko •• 'u~ l/lOlS 

Das BMF errechnete für das Jahr 2013 ein strukturelles Defizit von - 1,3 IliJ 

des BIP. Für die Jahre 2014 und 2015 prognostiziene es ein strukturelles 
Derlzit von - 1.0 IliJ des BIP. Gemäß den Berechnungen der Europäischen 
Kommission in ihrer Winterprognose vom Februar 2015 lag das struktu­
relle Derlzit im Jahr 2013 mit - 1,4 IliJ des BIP um 0, 1 Prozentpunkt darü­
ber und soll auch 2014 mit - 1, 1 IliJ des BIP um 0,1 Prozentpunkt ungün­
stiger au rallen. 

3.1.3 Öffentlicher Schuldenstand (.Maastricht-Schulden·) 

Budget- Notifikation März 2015 

Der öffentliche Schuldenstand 2014 betrug 278,089 Mrd. EUR (2013: 
260,977 Mrd. EUR) und lag mit 84,S IliJ des BIP (2013: 80,9 IliJ) deutlich 
über der Rererenzmarke (Maastricht- Kriterien) von 60 IliJ. Der Schulden­
stand teilte sich wie rolgt aur die Teil eklOren des Staates aur Ueweil in 
Prozent de BIP) : Bundessektor 74,0 IliJ (2013: 70,2 IliJ), Landesebene (ohne 
Wie n) 6,1 IliJ (2013: 6,2 IliJ), Gemeindeebene (einschI. Wien) 4,0 IliJ (2013: 
3,9 IliJ) und Sozialversicherungmäger 0,4 IliJ (2013: 0,5 IliJ) . 
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Dementsprechend waren 2014 87,6 'lb der Staatsschulden dem Bundessek­
tor, 7,3 'lb der Landesebene, 4,7 'lb der Gemeindeebene und 0,5 'lb den Sozi­
alversicherungslrägem zuzuordnen. 

Tabelle 3.1-4: Entwicklung des öffentl ichen Schuldenstands 20 10 bis 2014 nach Teilsektoren des 
Staates 

[ Svti 2010 

o" .. ttkIwr Sc' «t ....... 

Sekt., Stut. ... ..."..t 

BundenelllOl' 

L..ndfle~ne (ohne W~) 

~melndHbe"e (einschL Wien) 

So.tI .. twsichtnlngSlrlg~ 

I.' <,..., 2015) 

s.tlt..- Stut. • ..."..." 

8undeuektOt' 

llnd_Hbe,.. (ohM Wi_n) 

WlMlndH~nt (_inKhL Wlt:n) 

SolJ.t~"i(htrung.strJgtr 
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Yet"', .. 
2010 2011 2012 2011 201. 

2Oll: 2014 2010: 2014 

In Mrd . EUR I In .. In Mrd. EUR I In" 

242,442 ZSl,at) 25I,Sa. 210,'11 21',019 .. 17,112 .. ' ,1 .. 15,147 .. 14, 7 

209,416 217,SlO lZl,SSO 226.621 241,SIS .. 16.9604 + 7,5 ... )4,109 ... 16.3 

20.)4) 21 ,918 21 ,177 20,120 20.161 .. 0,048 ·0.2 • 0,175 · 0.9 

10.672 11.919 12.044 12.536 1l.OOZ .. 0.466 .. 3.7 .. 2.330 .. 21,' 

1,951 1,796 1.755 1,700 l ,n4 · 0,366 - 21,5 · 0,617 . 11.6 

2'4,201 301,175 J17, ZU lZt,Sts nl.'" • ' , 402 • 2,0 +14,lU .11,' 
in " des 11' in .... 'unklen In 'f.-Punktfft 

12,4 '2,1 11,5 10.' '4.5 .. J.' • 2, 1 

71 ,2 70,S 70,5 70,2 74,0 + 1,1 + l ,1 

••• 7.1 ' .7 '.2 ' .1 · 0,1 ·0.' 

U ... 1.& 1.' 4 •• + 0,1 + 0.1 

0.7 ••• • •• ••• 0.4 · 0,1 · 0,1 

o....tl. " St.u"ttk A .. Ur~ (a.,og. t "'otlfi ~n1Ofl Mir l lOn) 

Der gesamtstaatliche Schuldenstand stieg von 82,4 'lb des BIP im Jahr 
2010 auf 84,5 'lb des BIP im Jahr 2014 bzw. in absoluten Zahlen um 
35,647 Mrd . EUR (+ 14,7 'lb) auf 278,089 Mrd . EUR. 

Der Ameil des Bundessektors betrug im Jahr 2010 86,4 'lb und stieg auf 
87,6 'lb im Jahr 2014. Absolut nahmen die Schulden des Bundessektors im 
selben Zeitraum um 34,109 Mrd . EUR (+ 16,3 'lb) auf 243,585 Mrd. EUR zu. 

Die Landesebene hatte im Jahr 2010 einen Anteil am Schuldenstand von 
8,4 'lb, der bis zum Jahr 2014 auf 7,3 'lb zurückging. Absolut sanken die 
Schulden um 174,94 Mio. EUR (- 0,9 'lb) auf 20,168 Mrd. EUR. 

III-162 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 04 Hauptdok.Band 1 Textteil T2 (gescanntes Original)16 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 

Gesamtstaatliche Betrachtung öffentlicher Finanzen 

Im Jahr 2010 betrug der Anteil des Schuldenstands der Gemeindeebene 4,4 % 
und stieg bis 2014 auf 4,7 % bzw, in absoluten Zahlen um 2,330 Mrd. EUR 
(+ 21,8 %) auf 13,002 Mrd. EUR an. 

Der Anteil der Verschuldung der Sozialversicherungsträger f,el von 0,8 % im 
Jahr 20 10 auf 0,5 % im Jahr 2014. In absoluten Zahlen gingen die Schul ­
den um 617,23 Mio. EUR (- 31,6 % ) auf 1,334 Mrd. EUR zurück. 

Abbildung 3.1 - 2: Entwicklung der Verschuldung 2010 bis 2014 (2010 - Index 100) 
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Im Vergleich der Jahre 20 10 und 2014 reduziene sich die Verschuldung 

der Landesebene und der Sozialversicherungsträger sowohl gemessen am 
BIP als auch in nominellen Wenen. Demgegenüber stieg die Verschuldung 
des Bunde sektors und der Gemeindeebene an. Die prozentuelle Steige­
rung der nominellen Verschuldung war auf Gemeindeebene am höchsten, 
während gemessen am BIP der Bundessektor den höchsten prozentuellen 
An tieg aufwies. Der sprunghafte Anstieg der Verschuldung des Bundes­
sektors im Jahr 2014 war großteils auf die Hypo Alpe-Adria-Bank Inter­
national AG zurückzuführen (rd. 13,4 Mrd. EUR), die im November 2014 
auf HETA Asset Resolution AG umf,rmien wurde (siehe dazu die Ausfüh ­
rungen in Abbildung 3. 1- 1). Die Entwicklung der gesamtstaatlichen Ver­
schuldung war vom Bundessektor dominien und entwickelte sich deshalb 
nahezu parallel dazu. 
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Die ESVG 2010-Revision bewirkte einen Anstieg des öffentlichen Schulden­
stands zwischen 37,097 Mrd. EUR im Jahr 2009 und 27,674 Mrd . EUR im 

Jahr 2013 gegenüber den im April 2014 notirtzierten Werten nach ESVG 95. 
Verantwortlich dafiir waren insbesondere die Aurnahme der ÖBB lnrra­
struktur AG und ÖBB-Personenverkehr AG (ab 2(05), die KA Finanz AG 
(ab 2009) und die Bundesimmobilicngcsellschaft m.b.H. (ab 1999) in den 
Sektor Staat. Der öffentliche Schuldenstand stieg demnach im Jahr 2009 
um 10,6 'lb des BlP und lag auch im Jahr 2013 noch um 6,4 'lb des BlP über 
dem gemäß ESVG 95 berechneten Wert. Maßnahmen i.Z.m. dem Banken­
paket erhöhten den Schuldenstand im Jahr 2009 um 5,7 'lb des BlP (betrifTt 
aus chließlich die Eingliederung der KA Finanz AG in den Sektor Staat) 
und ließen den Schuldenstand im Jahr 2014 um 6,2 'lb des BlP (zusätzlich 
Eingliederung der HETA Asset Resolution AG in den Sektor Staat) steigen. 
1m Schuldenstand 2014 waren rd. 13,4 Mrd. EUR (4, 1 'lb des BIP) flir die 
zur HETA Asset Resolution AG umrtrmierten Hypo Alpe-Adria-Bank Inter­
nationa l AG enthalten (siehe dazu die Ausfiihrungen in Abbildung 3. 1- 1). 

Abbildung 3. 1- 3; Entwick.lung des öffentlichen Schuldenstands, in 'lb des BIP 
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Überleitung der Finanzschulden des Bundes zum öffentlichen Schul­

denstand (" Maastricht-Schulden" ) 

Die Verschuldung des Bundessektors leitet sich aus den bereinigten Finanz­
schuiden des Bundes ab. Neben der Sektorenbcreinigung innerhalb dc 
Staates sind auch einige materielle Abgrenzungen vorzunehmen, um die 
Finanzschulden des Bundes in den öffentlichen Schuldenstand nach Maas­
lricht überzuleiten. 

Um die Verschuldung des Bundessektors nach dem ESVG 2010 zu ermineln, 
müssen die bereinigten Finanzschulden des Bunde insbe ondere ergänzt 
werden um die Schulden der institutionellen Einheilen, die dem Bundes­
sektor zugerechnct werden. Das betrifft vor allem die Schulden der ÖBB­
Infrastruktur AG und der ÖBB-Personenverkehr AG, der HETA Asset Reso­

IUlion AG (siehe dazu auch die Ausftihrungen in Abbildung 3.1 - 1), der KA 
Finanz AG, der Bundesimmobiliengesellschafl m.b.H. sowie Schuldaufnah­

men des Bundes rur Drille (OeBFA-Darlehen ftir Rechtsträger und Länder 
ink.!. Wien" ), Außerdem werden die Schulden rur weitere ausgegliedene 
Bundeseinheiten, Zahlungen ftir den Ankauf der Eurofighter, Darlehensver­
gaben durch die European Financial Stability Facility (EFSF)" , die Verschul ­
dung von Bundesfonds, Hochschulen und Bundcskammem berücksichtigt. 

21 Diese Darlehen werden zunächst dem Bundessektor wgcordnt't und danach mit den For­
derungen gegenüber anderen Teilsektoren des Staates konsolidicn ( .. finanzielle inner­
staatliche Forderungen des Bundes"), Sie dazu auch Slübler. Walter und Team : ÖfTcnt­
liehe Finanzen 1995-2013 gemäß ESVG 2010: S.a.iSlische Nachrich.en 1/20 15. S. 64f. 

22 wcrdcn den Mitgliedstaaten anteilig lugerrchnet 
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Tabelle 3.1-5: Überleitung der bereinigten Finanzschulden des Bundes zum öFfenllichen Schu.l­
denstand des Bundessektors 

.. _Fl......­

.. 08a·Scltulcltl'l 

.. ttU" ß!uet Resolution AG 

2011 

11],1]2 

+" 19,017 

2014 
V.,hdenI", 
2013 : 2:01" 

in .Mrd . [UR 

191.22] .. 2,289 

.. 200,035 ." 1,0111 

.. 14 . 2~O ... 14.260 

.. OdfA-O.rltilen für Ruhtstrlgtf und linde, 

+ KA Fin.lnz AG 

... 8,596 

.. 1.226 

.. 9,421 .. 0.825 

.. 6,581 - 0.646 

.. USf ... 5,106 .. 5.592 .. 0.286 

.. 8undesimmobiliengeselluhaft m.b.H. 

.. furofighler-Sc.hutden 

.. ] ,157 

+ 0,185 

." 4,298 .. 0.540 

- 0,185 

... 8undesfQnds +0,101 + 0,094 - 0,001 

.. Hochschulen .. 0,055 + 0,0]1 - 0,024 

... Weitere iIIusgegllederte Bu ... desti ... heiten ... 0,032 + 0.022 - 0,010 

+ Bundeskillmmern .. 0.000 .. 0.000 - 0,000 

.. Sonstige ilußerbudgetJre Einheiten .. 0, 224 .. 0.216 - 0,008 

- Bunde5.tnLtihtn im Besitz von Bundesfonds - 1,990 - 1.988 .. 0.002 

- Intruubsektorille Konsolidierung - 0,18J - O,Z18 - 00,094 

236.260 25-'.506 .. 111,246 

- flnillß.lieUe innersU..J.tliche forderungen des Bundes 

6ff00ttic00<_ ..... _ ....... 
- 9.639 

226,621 

- 10.921 - 1.282 

241,5" • 16.M3 

In'" des BIP (febru.n 2015) 

Bereinigt! fin.tnnchulden 60,1 59,150 - 0 ,5 

VeHchuldung d~ 8undeuektors ll . Budgelnotifibtion 

Öffentlicher Schulden51and des BundessektDrl 

13.2 

70,2 

n.4 .,. 4,1 

74,0 .. 1,. 

100 

Obwohl der Schuldenstand nach ESVG 2010 brurto dargestellt wird, erfol­
gen eine intrasubsektorale Konsolidierung" sowie eine Bereinigung um 
Bundesanleihen im Besitz von Bundesfonds, um die Verschuldung des Bun­
dessektors für das Jahr 2014 laut Budget-Notifikation vom März 2015 
(254,506 Mrd. EUR bzw. 77,4 % des BLP) zu bestimmen. Um den Anteil 
des Bundessektors am öffentlichen Schuldenstand (243,585 Mrd. EUR bzw. 
74,0 % des BLP) zu berechnen, ist weilers eine Bereinigung um finanziell e 
innerstaatliche Forderungen des Bundes erforderlich. Darunter Fallen ins­
besondere die .vom Bund gegebenen" OcBFA-Darlehen für die Länder inkL 
Wien sowie an die Sozialversicherungslräger. 

23 Die Schulden und Forderungen zwischen Einheiltn des Bundesseklors werden gegen ­
seilig aufgerechnet. 
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Die Entwicklung des öffentlichen Schuldenstands spiegelt sich nur zum Teil im 
öffentlichen DeFizit wider. Schulderhöhend oder auch schuldmindemd wirken 
auch sogenannte Stock- Flow- Adjustments. die sich insbesondere aus Schul ­
dentilgungen aus Verkaufs- oder Privatisierungserlösen. die nicht deflzitwirk­
sam im Sinne des ESVG 2010 sind. unterschiedlichen Konzepten bei der Berech­
nung von Schuldenstand und Deftzit (Verschuldung: Brut1okonzept, Defizit: 
Nellokonzept), unterschiedlichen Verbuchungsperioden bei der Bert'Chnung des 

Defizits und des Schuldenstands (Defizit: Accrual -Konzept, Verschuldung: Cash­
Konzept), oder Wechselkursänderungen bei Fremdwährungsschulden ergeben. 
In den Jahren 2008 bis 2014 ergaben sich Stock- Flow- Adjustments vor allem 
aus Tran aktionen i.Z.m. der Vergabe, Abschreibung und Rückzahlung von Par­
lizipationskapital, Einzahlungen des ESM- Slammkapitals, EFSF- Darlehensver­

gaben. Kapitalerhöhung der Europäischen Investitionsbank. Periodenabgren­
zungen von Steuern und Zinszahlungen sowie Agios aus Anleiheemissionen 

bzw. Aufstockungen." 

3.1.4 Staatseinnahmen und - ausgaben 

Die konsolidienen Staatseinnahmen laut ESVG 2010 betrugen 164,020 Mrd. EUR 
(49.9 'IIl des BIP) im Jahr 2014 und stiegen gegenüber 2013 1159.9(17 Mrd. ElJR 
bzw. 49,6 'IIl des BIP) um 4,11 2 Mrd. EHR (+ 2,6 'IIl bzw. + 0,3 Prozentpunkte des 
BIP). Die Abgabenquote" stieg von 42,6 'IIl auf 43,1 'IIl des BIP im Jahr 2014. 

Die konsolidienen Staatsausgaben laut ESVG 2010 betrugen 171,936 Mrd. EUR 

152,3 'IIl des BIP) im Jahr 2014 und wuchsen gegenüber 2013 (164.052 
Mrd. EUR bzw. 50,9 'IIl des BIP) um 7,884 Mrd . EUR 1+ 4,8 'IIl bzw. + 1,4 Pro ­
zentpunkte des BIP). 

24 Fiskalr<l l : Berichl über die öffen llichen Finanzen 20 13. Juli 20 14_ BMF: ÖITenltiche 
Schulden: Übersicht gemäß § 42 Ab •. J Z 6 8t~G 2013: Beitage zum BFG 20 1412015. 
Mai 20 14. 

25 Indikator 2: Steuern und laßächliche Sozia lbei träge {nur POichlbeiträgel abzilglich 
uneinbringlk her Sleuern und Sozialbeilräge in Prozent des nominellen BlP 
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Tabelle 3.1-6: Entwicklung der Staatseinnahmen und -ausgaben 2010 bis 20141aut ESVG 2010 

ESV(i, 2010 

v.n ........ 
201. zon 20tZ 2O1l 201_ _ ............ 

2011 : 2014 2010 : 2014 

i n Mrd. [UR. I in" In Mrd. {UR I in " 

s.ktor Stut. kHsoileiert 

Stilillielnnolh men 14Z,2lZ Ua,n9 154,543 1S9, ilO1 Ui4,C20 .. 4 ,11Z .. l ,6 • :21 ,7l1li .. 15.1 
dfWOII 61feftt.IitM Abgabt!1I 

J20,126 126,951 112,4n 1Jl.SIl 141.942 .. ' , 41,5 .. J. 2 ... Z1.216 ... J1,6 
(IndikDlOI 2) 

SUill5olusgOllben 15 50,1.36 156, 110 115 111,4156 114,0.52 171,931 .. 1,'" .4,' .. Ui,600 • 10, 7 

6ttent1Jchn O.tlztt . n ,104 • 7.907 · 6,119 · ' .lU • 1.9115 .J,H2 • '1 .0 .. S,UI • .19,6 

lundHMktor, "killt k.flSoU~rt 

Einnithmen '512,948 98,00' 101 ,882 1050,1117 107.880 ... 2,69J " 2.6 .. 14,932 ... 16.1 

Auslljilben 102,377 1050,219- 108.7650 109,618 116, \68 ... 6,549 "'6.0 .. lJ.290 .. 12.9 

6thnUlches Ot'fl.dt • g,Ug • 1, 212 -'.'" · 4.432 · I .ZII · USi .... 7,0 ... 1,6U - 16,5 

L.Mtitbefte (~'" WI.,,), "Idat kofI.oliclltrt 

Einnilhmen 25.887 27,476 28.2U 29,319 29,829 .. 0,5010 + 1.7 ... l . \J";c' + 15,2 

Au~gilben 28,'12 28,523 28,719 29,-"15 29,78] + 0,331 + 1,1 ... 1,372 .. " ,8 

6ff.ntllchu Defizit - 2' ,525 • 1,047 - 0 ,504 - 0 ,127 + 0,045 + 0. U3 - US.8 ... 2, 570 - 101,8 

'eMei" .... M (.1"101. .ten), nicht ktflsoUdttrt 

Einn.hmen 24,4UI 25.352 215.JU 27.417 2&. 232 + 0,195 '* 2,9 + 1,811 ... 15.6 

AU5giibtn 250.621 250,6.)4 26,416 27,440 28,177 .. 0,737 .. 'l,7 ... 2.5506 ... 10.0 

ÖU.ntllchu Oefldt - 1,20] - 0 . 281 - 0 ,074 · 0,001 .. 0 ,055 .. 0 ,051 - 1.1JS,5 .. '.25' . 104,6 

Soztalw,.k"nlltt'trlttr, n.eh! konlOUdt.rt 

(lnn.hmen 50,0715 SI .SSJ SJ,9SJ SS,8S5 51,774 .. I,9UJ .. 3,4 ... 7,697 .. 15.4 

Ausg.ben 49,52] 50.920 5J,411 SS.418 57,S02 + 2,G65 .. J,7 .. 7.919 .. 16. 1 

Öffentliches Defizit ... 0.5501 .. 0,611 ... 0,5042 .. 0 ,411 .. 0,271 - 0,147 - 35,1 - 0, 212 • S1.0 

11' {Februar 201501 294,208 101,6750 117, 2U 122,595 321,9915 .. 6,402 .. 2.0 .. 14,711 .. 11,8 

I in .. deI- fUP I 'in " -Punktl!n in "'· J1uf'lll:ttn 

Stl!;tOf StNt , kOftIOUctt.rt 

5tutnfnniihmen 48,1 48, 2 48,1 49,6 49,9 ... 0,1 .. 1, 5 

dtMJn 6/~ntlich~ Abgabton 
4J,O 'I, J '1,8 '1.6 4J, 1 .. 0,5 .. 2,J 

(Indikator Z) 
5uiltnu.lg<lben 52, 11 50,a 50,9 50,9 5l,3 + I , " · 0, 5 

Öffentliche,Oe"zlt - 4 ,5 - 2,6 • 2,Z ~ 1,3 ~ 2," - 1, 1 .. Z,O 

Ou. lI. n: St. tlilik Au~lri. (l udg<r I-IIot illhtlotl l'll 'l lOU) 

Im Zeitraum 2010 bis 2014 stiegen die Gesamteinnahmen des Staates um 
15,3 % (konsolidiert). Die Entwicklung der Einnahmen der Teilsektoren 

des Staates verlief ähnlich: Der Anstieg der Einnahmen im Bundessek.tor 

betrug 16, I % und auf Landesebene (ohne Wien) J 5,2 %. Die Einnahmen 

aufGemeindeebene (einseht. Wien) wuchsen im Beobachrungszeitraum um 
15,6 % und die Einnahmen der Sozialversicherungsträger um 15,4 %. 
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Abbildung 3.1-4: Entwicklung der Staatseinnahmen 2010 bis 2014 [2010 = Index 100) 
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Im Jahr 2014 stammten rund 88 % der Staatseinnahmen aus Steuern und 
Sozialbeiträgen, wobei gegenüber 2013 die Einkommen- und Vermögen­
steuern um 5,2 %, die Produktions- und Im portabgaben (ink\. Umsatzsteuer) 

um 2, I % und die Sozial beiträge um 3,2 % anstiegen. 

Im gleichen Zeitraum stiegen die Gesamtausgaben des Staates um 10,7 % 
(konsolidiert). Der Anstieg im Bundessektor betrug 12,9 % und auf Lan­

desebene (ohne Wien) 4,8 %. Die Ausgaben auf Gemeindeebene (einsch\. 
Wien) wuchsen im Beobachtungszeitraum um 10,0 % und die Ausgaben 
der Sozialversicherungsträger um 16, I %. 
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Abbildung 3.1 - 5: Entwicklung der Staalsausgaben 2010 bis 2014 (2010 ~ Index 100) 
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Der starke Anstieg der Ausgaben des Bundesseklors im Jahr 2014 (+ 6,0 'Ib) 
war darauf zurückzuführen, dass flir die HETA Asset Resolution AG ein 
Kapitaltransfer in Höhe von 4,5 Mrd. EUR eingestellt wurde. Im Jahr 2013 
war das Wachstum der Ausgaben dc Bundessektors schwach (+ 0.8 'Ib). 
weil die Erlöse aus der Versteigerung der LTE- Lizenzen von rd. 2 Mrd. EUR 
gemäß ESVG 2010 als negative Ausgabe zu verbuchen waren. 

Die Gesamteinnahmen des Staates stiegen im Zeitraum 2010 bis 2014 um 
4,6 Prozentpunkte stärker als die Gesamtausgaben. Im Bundessektor iiber­
traf der Einnahmenanstieg 2010 bis 2014 (+ 14,932 Mrd. EUR) das Ausga­
benwach.stum (+ 13,290 Mrd. EUR) um 12.4 %. Auf Landesebene war der 
Einnahmenanstieg (+ 3,942 Mrd. EURj um 187,4 'Ib höher als das Ausgaben­
wachstum (+ 1,372 Mrd. EUR). Im gleichen Zeitraum überstieg der Einnah­
menanstieg aufGemeindeebene (+ 3.813 Mrd. EUR) das Ausgabenwachstum 
(+ 2,556 Mrd. EUR) um 49,2 'Ib. Hingegen war auf Ebene der Sozialversi ­
cherungsträger der Ausgabenanstieg {+ 7,979 Mrd . EURj um 3,7 'Ib höher 

als das Einnahmenwachstum (+ 7.697 Mrd. EUR). 
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3.2 Erfüllung der EU- und innerösterreichischen wirtschafts- und 
haushaltspolitischen Vorgaben (Europäisches Semester) 

Seit 2011 koordinien und überwacht die EU die Einhaltung der EU-Vorga­
ben für die Winschafts- und Haushaltspolitik mit Hilfe des Europäischen 
Seme tcrs" . Die Koordination und Überwachung umfasst die wesentlichen 
Bereiche der EU-Economic Govemance: Haushaltspolitik. insb. Stabilitäts­
und Wachstumspakt. WachstumsfOrderung IEuropa 2020-Strategie) und 
makroökonomische Stabilität IMakroökonomische Ungleichgewich!e). 

Die folgende Abbildung gib! einen Überblick über das mehrdimensionale 

EU-Überwachungsverfahren. 

26 Zum Ablauf drs Europäischen Semeslt~rs siehe insb. BRA 20IJ. Voranschlagsvergleichs­
rochnung. SI.nd 31. März 2014. TZ 7.3.3. 1.1 und BRA 201l vom S<pl<mber 2014. TZ 
10.4.3.1.1. 
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Abbildung 3.2- 1: Europäisches Semester 
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3.2.1 EU-Vorgaben für die österreichische Wirtschafts- und Haushaltspolitik 

Österreich hat als EU-Mitglied Vorgaben und Empfehlungen der EU für seine 
Wirtschafts- und Haushallspolitik zu beachten. Der RH hat im BRA 2013 die 
ze ntralen Vorgaben aufprimärrechtlicher (EU-Vertrag) und sekundärrecht­
licher Ebene (insb. reformierter Stabilitäts- und Wachstumspakt) sowie auf 
zwischenstaatlicher Ebene (Fiskalpakt) für Österreich dargestellt". 

Da Österreich sein übermäßiges DefIzit" nach Ansicht des Rates korrigiert 
hat, wurde 2014 das EU-Deflzitverfahren gegen Österreich nach fünfjäh­
riger Laufzeit (2009 bis 2014) beende!. Die Entscheidung der Beendigung 
des Deflzitverfahrens wurde durch die Nachbesserung der Haushaltspla­
nung Österreichs im Mai 2014 begünstigt. Österreich kehrte mit Beendi­
gung des Deflzitverfahrens von der korrektiven in die präventive Kompo­
nente des Stabilitäts- und Wachstumspaktes zurück und unterlag somit ab 

2014 den entsprechenden Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstumspaktes. 

3.2.2 Österreichischer Stabi litätspakt - innerösterreichische Verpflich­

tungen und aktueller Stand 

Mit der Reform des österreichischen Stabilitätspaktes (ÖStP) im Jahr 2012 

verpflichteten sich der Bund, die Länder und die Gemeinden inneräster­
reichisch zur Sicherstellung der Einhaltung der EU-Vorgaben für die Wirt­
chafts- und HaushaltspoJitik. 

Konkret sollen mit dem ÖSIP 2012 der Konsolidierungspfad und die Errei­
chung eines strukturell ausgeglichenen Haushalts ab 2017 sichergestellt 
werden. Dazu enthält der ÖStP 2012 ein System mehrfacher Fiskalregeln 
und zwar eine Regel über 

den jeweils zulässigen Haushaltssaldo nach ESVG (Maastricht­

SaldoJ. 

den jeweils zulässigen trukturellen Saldo (Schuldenbremse), 

das jeweils zulässige Ausgabenwachstum (Ausgabenbremse), 

27 In weilerer Entwicklung zu der im BRA 20t). Tl 10.4.1. im Überblick dargeslellten 
Reform und Enlwick.lung des StabilitälS- und Wachsrumspabes legte die Europäische 
Kommission im Jänner 20 15 zur stärkeren Verknüpfung von Invest.ilionen. Struklu~­
fonnen und Fiskalpolitik eine Orienlierungshilfe für die optimale Nutzung der im Sla­
bilitäts- und Wach tumspakl vorgesehenen Flexibilität vor. wodurch ein wachs(ums­
freundlicher haushaltspolitischer ](UB im Euro-Währungsgebiet geförden werden soll. 

28 Zu den genauen ErwägungsgrOnden der Beendigung des DeflZitverfahrens siehe Beschluss 
des Rates vom 20, Juni 2014 zur Aufhebung des Beschlusses 2010!282/EU zum Besle­
hen eines übermäßigen Odlzits in Österreich. Amrsblan 'EU) L 190. 28. Juni 2014. 
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die Rückführung desjeweiligen öffentlichen Schuldenstandes nach 
ESVG (Schuldenquotenanpassung) und 

Ha ft:u ngsobergrenzen. 

Bei Abweichungen von einer der vereinbarten Regeln ist ein innerösterrei­
chisches Sanktionsverfahren vorgesehen. 

Tabelle 3.2-1: Stabilitätsbeiträge der Teilsektoren des Staates laut Österreichischem Stabilitäts­
pakt 20\2 sowie geplanter Anpassungspfad (in 'Ib des BlP) 

108 

2012 [ 20ll I 2014 I 2015 I 20t,6 I 2011 I 1011 

rI'I, .. lnI,lts Otfb:it bzw. minimaler Überschuss in .. des 81P 

Mustrit:ht-~ld. ,e.IA 6st"ml1c:hlKM. 5hbllltitspakt 2012 

8l1nd - 2,47 - 1,750 - 1.29 - O,SS- - 0,19 

U nder (inld. Wien) - 0,54 - 0, 44 - Q,l9 - 0,14 0.01 

Gemeinden'} 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 

GIS,MUt ... -l.OI - 2,19 - 1,58 - a ,12 - 0,111 

An,.unnlspfad (5tr.t .. t.btt.rtc:hl 2015 • 2011) 

6ffllntlfdtu D.rIzll ("'.utndl) - 1. 5 - 2,1 - 1,4 - 0,7 - 0,1Ii - 0, 50 

8und - l.6 - 2,8 - t ,s. - 0,9 - 0,8 - 0.6 

d<lvolJ Linde' und Gemeinden - 0. 1 0.0 0.0 0." 0,05 0,05 

SOl iatverslcheri,lng"vi ger 0.1 0.1 0.1 0.1 0.1 0.1 

5truktvntUIH D.flzit - 1,1 - 1,0 - 0 ,9 -0,4 - 0." - 0.1 

Milutrl(ht·Saldo - 1,52 - 2.68 - 1, 39 - 0,70 - 0,57 - 0,45. 

d.ivon Konjunkturll!ffll!kt 0,5" 0,39 0,20 0,16 0,10 0.08 

E inm~tm~ßn.hmf:n - 0,11 1,25 0.30 0,11 0,08 0,08 

I) Di~ G~Ift~lnd~n (ahn. Wi~n) h .. b~n ,kh 'l'l!rpl!. lcht~t , In dtn J.hrtn 2012 - 1016 t. nd" ... t iw t lntn .usq,gUcn,entn H.ush.ltn.ldo 
n<ICh ESV(j (MUllritht·S.lldo) zu ~fll~l~n (Art] Ab,. J St.bllit.lap.kt 2012) . 

Ou~IL~n : O't~rr~khiS(hu SublhtJu~~ t 2012: St,.ttgi,"richt lOtS bl, lOIS 

Diese Übersicht zeigt die zulässigen Haushaltssalden (.Stabilitätsbeiträge") 
nach ESVG (Maastricht-Saldo) gemäß dem ÖSlP 20 \2 sowie den Anpas­
sungspfad gemäß Strategiebericht der Bundesregierung 20\5 bis 2018, in 
dem Österreich eine Rückführung des strukturellen Defizits 20 \6 unter 
0,5 % des BIP plant. 

Mit diesem strategischen Anpassungspfad entspricht Österreich nicht der 
Empfehlung des Rates vom Juli 20 \ J. nach der Österreich eine schnellere 
Anpassung des gesamtstaatlich strukturell ausgeglichenen Saldos bereits 
bis 2015 vornehmen sollte. Laut ÖSIP 20\2 wäre vorgesehen. dass Öster­
reich im Falle der Vorgabe kürzerer Fristen in einem EU-Verfahren - wie 
dies mit der Ratsempfehlung im Juli 20\3 der Fall war -, die geforderte Her­
stellung der Haushaltsdisziplin von allen Teilsektoren innerhalb dieser kür-
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zeren Frist umzusetzen hat. '" Der Bundesminister für Finanzen hat gegen­
über der Europäischen Kommission in Aussicht gestellt. dass Länder und 
Gemeinden 2015 einen ausgeglichenen Haushalt erzielen. Eine Erfüllung 
der Ratsempfehlung vom Juli 2013 betreffend die Erzielung eines gesamt­
staatlichen strukturell ausgeglichenen Haushalts 2015 sieht die Bundesre­
gierung jedoch nicht vor. 

Die Entwicklung des öffentlichen Defizits ist in TZ 3.1.1 dargestellt. 

Tabelle 3.2-2: Erftillung der Stabilitätsziele der Jahre 2012 bis 2014 

Sektor, T.ILwlrtar 

Bund'lSlklor 

Und.r (.Inschl. WI,n) 

BUfgenland 

KIrnten 

Nitdefösttrrtich 

O~rÖittrrl! lch 

~tzburg 

Steiermark 

lirol 

Vorartber9 

Wien 

Außerbudgetire EInhelte" 
low1e Killmmern d.r Und.r 

Gemeinde" (ohne Wien) 

Sozl<1lvenkh.rungltrlg.r 

'eumtstaat 

SbbllttJts~kt 2012 ludg.t·Notiftkatlon Hin 20:15 
(ZI.t .. rte) (lst·W .... ) 

2012 I 2011 I 2014 20tz I 20U I 2014 

in" d'H BlP 

- 2," - 1,75 - 1,29 -2, H · I ,n - 2,52 

· O, S,4 - 0.44 - 0,29 - 0.24 ·0.09 - 0.12 

- G,Ol! - 0,008 00,002 - O,OOS 0,019 0,024 

· O,O'S - 0,036 - 0,021 - 0,017 - 0.004 - 0,019 

- 0.094 - 0,033 - O.~l - 0.055 · 0,023 - 0,053 

- 0,099- - 0,082 - 0,0'9 - 0,014 · 0,034 - 0,0)3 

· 0,032 - O.02:S - 0,022 0,004 0,009 0,01) 

· 0,122 - 0,018 · 0.021 - 0. 106 - 0.048 - 0,041 

- 0.006 - 0,016 - 0.020 O,Ol9 0,022 0,029 

- 0,019 - 0,018 - 0,014 0,016 0,010 - 0,005 

· 0,095 - 0,094 - 0.018 - 0,075 - O,OH - 0,030 

0,00 0,00 0 ,10 

0,00 0,00 0 ,00 0 ,06 0,05 0,05 

o,n 0,11 0,01 

- 3,01 - 2,19 - 1,58 - 2,1' . \ , 28 • 2,41 

Duellen, Ol.u rf t Khiidler St.bltltJa.".~ t 2011, SUl lnl~ AUlt,i. (I udgt t-Hgtlfiution I'I lf l 101 S); Rllndun9ldl " ~trtlen lIIo,hck 

29 Bund. Länder und Gemeinden sind gemäß An_ 14 Abs. 4 ÖSlP 2012 aufgefordert. im 
Rahmen des Koordin3tionskomilees Verhandlungen über die Erhöhung der Verpflich­
tung der Teilsck.lOrcn der betroffenen Fisk.alregcln zu fUhren. 
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Die endgültigen Berechnungen der Stabilitätsbeiträge werden Ende Septem­
ber 2015 vorliegen. Aus den Zahlen der Budget- Notifikation im März 2015)0 

geht hervor. da s - im Unterschied zu Ländern und Gemeinden - der Bund 
2014 mit einem Defizit von - 2.52 % des BIP das gesetzte Ziel nicht erreichte. 

Struktureller Saldo (Schuldenbremse) 

Nach dem ÖStP 2012 verpflichtet die gesamtstaatliche Schuldenbremse den 
Bund. die Länder und die Gemeinden nach einer Übergangsfrist bis 2016 
erstmals im Jahr 2017 zu strukturell ausgeglichenen Haushalten" . Ab 2017 
darf das gesamtstaatliche strukturelle Defizit den Wert von 0.45 % des BIP 
nicht überschreiten. Der Anteil des Bundes einschließlich der Sozialversi­
cherung am strukturellen Defizit darf nach dem ÖStP 2012 im Jahr 2017 
0.35 % des BIP nicht übersteigen. Auf Länder- und Gemeindeebene i tein 

trukturelle Defizit von insgesamt 0.1 % des BIP zulässig. 

Die Entwicklung des strukturellen Defizits ist in TZ 3. 1.2 dargestellt. 

Ausgabenwachstum (Ausgabenbremse) 

Ab 2014 komml rur Österreich aufgrund der Beendigung des DefIZitver­
fahrens die Ausgabenregel zur Anwendung. nach der das jährliche Wachs­
tum der Primärausgaben die minelfristige Potenzial wachstumsrate grund­
sätzlich nichl übersteigen darf. es sei denn. das mittelfristige Haushaltsziel 
wurde bereits erreicht oder die den Schwellenwert übersteigenden Ausga­
ben werden durch diskretionäre einnahmenseitige Maßnahmen kompen ­
siert. Die Europäische Kommission hat die Einhaltung des Ausgabenricht­
wem rur 2014 bewertet rrz 3.2.5). 

Zur aktuellen Entwicklung der Staatseinnahmen und -ausgaben siehe 
TZ 3. 1.4. 

Haftungen 

Gemäß der Fiskalrahmenrichtlinie sind Informationen über Eventualver­
bindlichkeiten. die ich erheblich auf die öffentlichen Finanzen auswirken 
können. darunter Staatsbürgschaften. notleidende Darlehen und Verbind­
lichkeiten au der Tätigkeit öffentlicher Körperschaften zu veröffentlichen. 

)0 Dir D~flliLZahltn rur dit Jah~ 2012 und 2013 wurden im Vergleich zur Budgttnolift­
kation des Vorjahres zum Teil aufgrund des ESVG 2010 deutlich nach unten rcvidien. 

JI ab<r laut Budg.tpfad dor Bund .. ,.gi<rung schon 2016 
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Am 10. Februar 2015 veröffentlichte Eurostat" erstmalig diese Daten fiir 
alle EU-Mitgliedstaaten. 

Danach weist Österreich fiir das Jahr 2013 

Garantien des Staalssektors in der Form von einmaligen Bürgschaf­
ten von insgesamt 35.01 <!b des BIP. 

einen Bestand an Verbindlichkeiten bezüglich öffentlich-privater 

Partnerschaften. die nicht in der Bilanz des Staatssektors inkludiert 
si nd. von 0.04 <!b des BIP. 

Verbindlichkeiten von Einheiten. die nicht im Sektor Slaat klassifI­
ziert sind. aber vom Staatssektor kontrolliert werden. von 36.15 <!b 

des BIP und 

notleidende Kredite von 0.08 <!b des BIP auf. 

Der fiir Österreich fiir Garantien des Staats ektors von Eurostat ausgewie­
sene Wert ist - obwohl laut österreichischem Stabilitätsprogramm 2013 bis 
2018 seit 2012 bereits rückläufIg - EU-weit der höchste. 

3.2.3 EU-Überwachungsergebnisse zu den makroökonomischen Ungleich­
gewichten 

Die EU überwacht die Mitgliedstaaten im Rahmen des Europäischen Seme­
sters im Hinblick darauf. ob etwaige zu korrigierende makroökonomische 
Ungleichgewichte bestehen. 

Diejüngste Bewertung. ob Österreich von den indikativen Schwellenwerten 
des EU-Scoreboards fiir makroökonomische Ungleichgewichte abweicht" . 
ergibt laut Europäischer Kommission Abweichungen aurgrund 

den Exportmarktantei len (Schwellenwert : - 6 <!b; 20 12: - 21.2 <!b; 

2013: - 17 <!b)" und 

de r Gesamtsektorverschuldung (Schwellenwert: 60 <!b; 2012: 74 <!b; 

2013: 8 1.2 <!b). 

32 Eurostat 26/2015 vom 10. Februar 2015 

33 Wammechanismus- Bericll1 2015 gemäß den Artik.eln 3 und 4 der VO- EU Nr. 1176/2011 
über die Vermeidung und Korrektur mak.roökonomischer Ungleichgewichte (Score~ 

bo.rd 20IJ). KOM(2014) 904 F1I1.1 vom 28. November 2014. S. 41 

34 Der österreich ische Export wuchs langsamer, was die Inveslilionsläligkeit schwächte 
und die Erholung der öSlerreichischen Wirtschaft verlangsam!. 
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Verbessert haben sich gegenüber dem Vorjahr die Werte bei der Privat ek­
IOrverschuldung und den denationierten Häuserpreisen". 

Das Ansteigen der Gesamlsektorverschuldung sei auf die Umstrukturierung 
und Refinanzierung des Finanzsektors zurückzuführen. 

Österreich weist damit neben neun weiteren Ländern " Abweichungen von 
den makroökonomischen EU-Schwellenwerten auf, aber laul Einschätzung 
der Europäischen Kommission sind die Abweichungen nicht so tiefgreifend, 
dass die Europäische Kommission eine .eingehende Prüfung· und weitere 
Schrine hätte einleiten müssen. 

EU-weit betrachtet stellte die Europäische Kommission bei zehn Mitglied­
staaten keine tiefgreifenden makroökonomischen Ungleichgewichte fest, 
für 16 Mitgliedstaaten führte die Europäische Kommission vertiefende Prü­
fungen der bestehenden makroökonomischen Ungleichgewichte durch." 
Zwei Mitgliedstaaten, die fInanziellen Beistand erhalten", werden nicht 
im Rahmen des Europäischen Semesters, sondern im Rahmen der Hilfspro­
gramme überwacht. 

3.2.4 EU-Bewertung des Umsetzungsstandes zu den Europa 2020 Zielen 

Basierend auf einer im Februar 2015 durchgeführten Zwischenbewertung 
des Umsetzungsstandes der nationalen österreichischen Ziel werte, die zum 
Erreichen der Europ. 2020 Ziele beitragen sollen, erachtet die Europäische 
Kommission" weitere Anstrengungen seitens Österreichs notwendig 

zur Erhöhung der Ausgaben für Forschung und Entwicklung, 

bei der Reduktion des Primärenergieverbrauchs als Beitrag zur Ener­
gieeffozienz, 

bei der Reduzierung der hohen Quote flÜher Schulabgänger bei 
Menschen mit Migrationshintergrund und 

35 Die Definitionen der Scorcboard-Variablen und Hilrsindikawren und deren indikative 
Schwetlenwene blieben gegenüber dem Vorjahr~beric:h{ unveränden. 

36 Dies sind Tschechische Republik., Dänemark. Estland. unland, Lilauen. Luxemburg. 
Malla, Polen und Slowakei. 

37 Milleilung der Europäischen Kommission. KOM(2015) 85 vom 26. Februar 2015, Euro­
päisches Semester 2015 

38 Dies sind Griechenland und Zypern. 

39 ArbeilSunlerlage der KommissionsdienslSle.lIen, Länderbericht Österreich 201 S. 
SWD 120151 ]9 endgültig vom 26. Februar 2015 
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obwohl das nalionale Ziel bereits erreicht wäre. dieses aber unter 
dem Europa 2020 Ziel liegt, bei der Erhöhung de Anteils der Per­

sonen mit Hochschulabsch luss. 

3.2.5 EU-Stellungnahme zur österreichischen Haushaltsplanung (Apri12014 

und Oktober 2014) 

3.2.5.1 Haushaltsenrwicklung 

Tabelle 3.2-3: Österreichische Haushaltsemwicklung im Vergleich : Europäische Kommission mit 
Österreichischem Stabilitätsprogramm 

Einnahmen 

Genmtstutllcher 
Haush.ttssaldo 

PrimJJuldo 

Einmalige und sonstige befristete 
M.Snahmen 

Geumlnutlicher Haushalt naldo 
ohne einmalige Md,nahmen 

Produkt ionslücke" 

Konjunlcturbereinigter SaLdo 

Struktureller ludgetsaldo ll 

SchuLdensundsentwicidung 

.ruttoschuldenquote 

Europilsdte 
Kom.tuton 

20U 

49.S 

50,9 

• 1.5 

0.' 
• 1,1 

. 1.1 

• 1,1 

81 ,2 

Sb~HtJts· 

program ... q 

April 2014 

49,7 

52, 4 

• Z.7 

· 0,1 

• 1,3 

· I ,' 

· 0,8 

• 2,3 

- 1.0 

79. 2 

-_. EuropilKtle 
O_k' ltOI'I'Im'ukln 

OktoMr 2014 N~btr20t" 

20 .. 

in" deI BtP 

50 •• 49,9 

52,8 52,8 

·2.1 • 2.9 

· 0,] · 0,' 

· 1,2 · 1,2 

. I.6 · U 

• 1,0 . 1.1 

• l,2 · '.3 
- 1.0 · 1.1 

16,5 87,0 

1) 51.bllltJtsplogr.mm OUtlftlcM 201] • 2018. " p1l12014 (n t ... bt rtc!lnU durCh Europ'heht 1(0lllmlu,o") 

l) li.uslt.lt~pl'lnubtr,lcl!l Ost t lltldlJ 2015. OU obt l 1014 (nt ubtr l!(hntt durch fUfOplischt Komminion) 

SUbilltJts~ Hw5hA1bpLan· EuropitKIM pt.., ..... 0_ KoMoriuIo. 
April 2014 0kt0Mf 2014 NOWftIIMt 2014 

201. 

49,3 49.9 50 •• 

SO.7 SI, ' SI .9 

• 1.4 • 1.9 - 1,8 

I.' 0.' 0.7 

· 0,3 · 0,] · 0,] 

· 1,1 - I.6 - 1.5 

· 0,6 · 0.7 · 0,9 

• 1,1 • 1,5 • 1,3 

- 0,8 • 1, 2 · 1.0 

77,6 8S,6 86,1 

3) ProduktionslUck, (In .. dts pott nlitlltn BIP) und ~o"lunktu,bt , .lnI9t. , S. ldo . nh.nd d., g. m.lnu m. n Mf tßodlk .u!.gt h.nd '0'0111 In dill Hil U~h. lt,pl .nUbtf,l(ht 

e"lh. tlt nen mlkf06konomlscht n Szen. do \Ion dtr fu.opll'ldl. n Kommission neu ber. eltnet 

') Struktu.ell tr Sl ldo .. konjunktulbt.tlntg te. (Pdmir-)5,1 ldo oltn!! . Inm. ligt und ,onltlg. b. frbt. tt M.Rn. hm lln 
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Am 29. April 2014 legte Österreich eine aktualisiene Übersicht über die öster­
reichische Haushaltsplanung (Update) 2014'" und 2015" und am 15. Okto­
ber 2014 die Übersicht über die österreich ische Haushaltsplanung 2015 vor. 

Beide von der österreichischen Bundesregierung im Jahr 2014 der Europä­
ischen Kommission zur Bewenung vorgelegten Übersichten über die Haus­
haltsplanung (Update der Haushaltsplanung fLir 2014 und 2015 und Über­
sicht über die österreichische Haushaltsplanung 2015) musste Österreich 

nachbessem : 

Von den im Mai 2014 (Brief des BMF vom 12. Mai 2014 an die 
Europäische Kommission) von Österreich geplanten einnahmen­
und ausgabenseitigen Nachbesserungen in Höhe von 985 Mio. EUR 
(0,3 'lb des BlP) flir 2014 anerkannte die Europäische Kommission 
630 Mio. EUR (0,2 'lb des BlP) als strukturelle Maßnahmen. 

Von der im Oktober 2014 (Brief des BMF vom 27. Oktober 2014 an 
die Europäi ehe Kommission) von Österreich geplanten einnahmen­

und ausgabenseitigen Nachbesserung in Höhe von 1.035 Mrd. EUR 
(0,3 'lb des BIP) flir 2015 anerkannte die Europäische Kommission 
772 Mio. EUR (0,2 'lb des BIP). 

Die umfangreichsten Einsparungen sollen laut österreichischer Bundesre­

gierung 

im Jahr 201 4 durch strengere Regeln bei der OfTenlegung und durch 
Ad-hoc-Kürzung diskretionärer Minelverwendungen und 

im Jahr 2015 durch die Reduktion diskretionärer Minelverwen­
dungen, durch die Bekämpfung von Sozial- und Steuerbetrug und 
durch Erzielung eines ausgeglichenen Haushalts von Ländern und 

Gemeinden 

erzielt werden. Die einzelnen Maßnahmen, die den Nachbesserungen 
zugrunde liegen. si nd der nachstehenden Übersicht zu entnehmen: 

40 Oie: Europäische Kommission M-wenc:tc: im Fruhjahr 2014 zunächst nur das Jahr 2014 
der U~rsicht ü~r die: öst(fT('ichische Haushaltsplanung 2014 und 2015 (Updatr) und 
im Herbst 2014 das Jahr 2015 anhand der ~rsicht uber die: österreichischt Haushalts­
planung 2015. Der RH hat die Bewenung rur 2014 bereits im BRA 20\3. TZ 10.4.3.1.2. 
dargestellt . 

41 Dir Aktualislerung der östrmichischc:n Haushaltsplanung für 2014 wurde 201 4 nicht 
g~nden. sondern in (lntm gemeinsamen Dokument mit dc:m ntuen Östrmichischtn 
SlabilitälSprogramm für dir Jahre: 2013 bis 2018 vorgelegt : Östemichisch~ Slabili ­
tätsprogramm. Fortschrtibung für dit Jahre 201) bis 2018 sawit Ukrsichttn ülKr dit 
OSlerreichische Haushaltsplanung 201 4 IUpdatel und 2015. 29. Aprit 201 4 
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Tabelle 3.2-4: Maßnahmen zur Nachbesserung der Haushaltsplanungen 

fll,20t4 für 20t5 

"utchnung EIMdtltzung htefchnung (JnKhlitzung 
H,~plante" VondI", .... 

Abwkttung 
der geplanten V._'" .... Abwticftung MdnahMHI ÖStetnk,h .u,.,a1s<Mn ~hlMn 0..."",. EuropltKhtn 

(INF, M,I 2014) Kommission (IMf. Oktobet" 2014) KOIIImluton 

in Mlo. EUR in Mio. [UR 

Verringerung der Verringerung der 
abzugsfähigen 

25,0 25,0 ••• Subventionen aus 
100,0 100,0 .,. 

finil nzierungsltosten; verschieden,," 
Körpefschaftutful!lgl!seu Programmen 

ßetrugsbeklmpfung bel der 
Maßnahmen zur 

50,0 50,0 .,. BI!~ämpfun9 von Sozial· 150,0 112.0 . ]8,0 
KapitaLertragssteuer 

und Steuefbetrug 

Kürzung der Ansprüche 
Strengere Regeln 'ur die 

150,0 150,0 .,. neuer EmpfängeT auf 
20,0 20.0 .,. 

freiwillige Offen legung Langfristige Zilhlung von 
Pttl!91!geLd 

Posit ive 
Verpflichtung. mit d~n 

Wirtsch,lIftnntwicklung: 
ländern und Kommun~n 

Zu~lt.ztic hll! 
~ine Vefeinboilrung 

Sttutrtinn.hmen O.nk 
der i.V. rum .aktualisierten 

300.0 .,. -300,0 zu trefftn. wonach 300.0 150.0 · 150,0 

OBP,SzlI!n.uio günst iger!!!n 
diese lOlS e inen 
ausgll!glkhenen Hau.shalt 

b .schift igungs· 
trz i~ll!n miluten 

entwitklung 

Erhöhung des taWchUch~n 

Rentfneinlr illS.ltfrs vOn Abschwächung der 
Pfrsonetl mit btJOnderer 10.0 bb 

S,. 
' 5,0 bis · Erhöhung von PensiOtlen 

45,0 65,0 .,. 
Pensionsrege(ung bei 15,0 10.0 und Gehittern im 
Unternehmen in teilwein:m öffentlichen Dienst 
St ... ub~5itz 

Durchführung der R~fDrm 
zur Vereinfachung VOll 

verringerung der Verwaltungsverhhren. 
Ooppel.ubeit bei und zum weiteren 
Projekt· und sonstigen 50,0 l5 ,0 . l5.0 Eins;at.l ele~tlon iSther 150,0 75,0 - 15.0 
Finanz ierungen zwischen Behördend;enste, was 
den Verwaltungs.ebfnen Einsparungen bei den 

(j~hä ltefn im öffentlic hen 
Ditnst bedeutet 

AU5gabetle insparungetl In 
50,0 2'5,0 · 25.0 .Ibgespallene", Einheiten 

Ad· hoc· I{{J,zung Ad·hoc· Kurzung 
dislcretionJrer Ausgaben bis zu 

350,0 .,. disltretionirer Ausgalan 
bis zu 250,0 ZSO,O durch Besctlluu dll!~ 350,0 dUKh BeschLuu dll!s 

.,. 
Mlnl$ttrrat'l l4inis.terriU 

.... ort 915,0 630,0 -355,0 .... mt 1.01S,0 712.0 - 263,0 

6uAmt <I" .. ein 11') 0 ,' .,' -0,1 Gualllt (Ir, '" des I.') .,. 
." 

- 0,1 

Out'U~; Europi lwtle 1(0",IIII51lOn, JrII O'Y<tlllber 2014 lind M.oiu 2015 
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3.2.5.2 Einhaltung der prävemiven Komponente des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes durch Österreich 

Basierend auf der österreichischen Haushal tsentwickJung (Tabelle 3.2- 3) 
und den Nachbesserungen der Haushaltsplanungen (Tabelle 3.2-4) bewer­
tete die Europäisc he Kommission im November 2014 die Einhaltung der 
Anforderungen der präventiven Komponente des Stabilitäts- und Wachs­
tumspaktes seitens Österreich (Tabelle 3.2-5) und kam zum Schluss, dass 
Österreich Gefahr laufe, im Jahr 2014 eine Abweichung und im Jahr 2015 
eine .erhebliche" Abweichung vom erforderlichen Anpassungspfad aufzu­
weisen und damit die EU- Vorgaben nicht zu erfüllen wie die nachstehende 
Tabelle genauer zeigt: 

Tabelle 3.2-5: Einhaltung der präven tiven Komponente des Stabilitäts- und Wacnstumspaktes 

I) Sbuktu ...... SoOIo 

Vor" ... : Erfordertleh. An"ssunt 

Verlnderung d.s 5truktu~Uen ~Ldos 

Einjlhrige Abweichung 

lIerlnderung des strukturellen Y[dos im Zweij.lhll!sdurchschnltt 

l~;jlhriqt! Abweichung 

2) ~'I .... rktit ... t 

Vor .. b4t: I.I.r.nu.l. 

Einjihrige Abweichunq '" 

Zweijlhrige "bweichung 

2014 

HP() , 

.,' 
0,' 

· 0,1 

t .A. vOO lOIl 

!C . ... . vOo 1011 

· 0. 1 

- 2,0 

k.A. vOo 2011 

I EK' 

in" des BIP 

0, 2 

· 0,4; 

ta .l!., VÜO ZOll 

k.A. VOo 201] 

- 1,1 

k,A, '100 2013 

AItwftdHI ... ,t.doc:h untMtYl.b MI 
~ VOft G,S" fOr..,.. 

"_kllo_ .. " 

2) H bu.ichntl dit Sttllungrunmt dtr (uropJis.c"tn l(ommiUlon VOll! NOvt'mbtr l(Il' 

3) Ein n",.tn..$ Vl)rlt'iclll~n ht lAt. d.in dn "' u~g.bt!'nw. cl'l~tu.a d\ll' grittltdt tltlfrtnzrUt Ubt'~lt.gl 

HP() 

2015 

0,' 

- 0,1 

• 0, 7 

0,1 

· O.S 

· 0,1 ... 
· 0,7 

I EK 

0,1 

- 0,5 

0,1 

• D,S 

O,J 

- 0,7 

OutLtf n: lUu1.h. Lttphnubtnlctlt tbttrrtlch 2014. HtrbnprognoM' (ufopJiStht Koalll ln'Ollo ulld tllJtn. etr.,hnungtn dlff hlfOp.liKhl!n ~ olll .. iuion 
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Österreich hat sich verpnichtet, ab 2014 rolgende Vorgaben der präventiven 
Komponente des verschärften Stabilitäts- und Wachstum paktes einzuhal­
ten: 

Solange Österreich das mittelrristige Budgetziel nicht erreicht hat 
und die Schuldenquote über dem Rererenzwen von 60 'lb des BIP 
liegt, muss Österreich ausreichende Fonschritte" in Richtung sei­
nes mittelrristigen Haushaltsziels sicherstellen. Dazu ist der struk­
turelle Budgetsa ldo jährlich um 0,6 'lb des BI?" zu verbessern. 

ZuruckfUhrung der Schuldenquote entsprechend der Schuldenregel. 
wobei fUr Österreich aurgrund des bis 2014 laurenden ÜD-Verrah­

rens ein dreijähriger Übergangszeitraum (2014 bis 2016) besteht. an 
dessen Ende die Einhaltung der Schuldenregel Sichergestellt wer­
den muss. 

Einhaltung der errorderlichen Anpassung in Richtung aur das mittelrri­
stige Haushaltsziel: 

Die österreichische Bundesregierung plante in ihrer Haushaltsübersicht fUr 
2014 eine Verbesserung des strukturellen Saldos um 0.3 'lb des BIP im 
Jahr 2014, womit die EU-Vorgabe von 0,6 'lb des BIP nicht eingehalten 
würde. Die Europäi che Kommission geht aurgrund ihrer Neuberechnungen 
von einer strukturellen Anpassung um 0,2 'lb des BIP aus, was zu einer 
Abweichung vom Anpassungsprad von - 0,4 'lb des BIP fUhren würde. die 
allerdings unter dem Schwellenwen von - 0,5 'lb des BIP ftir eine restge­
stellte .erhebliche Abweichung- liegen würde. 

Der von der Europäischen Kommission in ihrer Prognose berechnete Ausga­
bcnrichtwcn lässt fUr 2014 eine Abweichung von - 1.8 'lb des BIP erwanen. 

42 Gt'm ß Art. 5 Abs. I der EU-Va 1 466J97 wt'rdc:n .3usTelchrndr Fonschriltt' in Richtung 
aur das mittelfristige Haushaltszit'J ... auf dtr Grundlage elnc:r Gt:Samtbewenung C'valu­
I('n. bei der d('T strukturdie Haushaltssaldo als Rdt"rt'nz dit'nt. ttnschließIiC'h ('I"er Ana­
Iyst' dtr Ausgaben ohnt' Anrtt'hnung dlsk~lionärtr einnahmtnseitiger Maßnahmen-, 
Solangr das mittelfristige Budge'tziel nicht rrrcicht Ist. Ist der Ausgabcnzuwachs stär­
ktT zu dampfC'n. Das jährlicht' Ausgabenwachstum muss untrrhalb einer mmdfrisugrn 
Rcfercnzratt' drs potrnzit'll~n SIP-Wachstums lieg~n. f"S ~i d('nn. eine' Ubrrschrtitung 
Wird durch dlskrt'tlonärt ('innahm('nS('itige Maßnahmen In gleicher HOhe ausgeglichen. 
Der Abstand der StaalSausga~n-Wachslulll5rate zu der mntt'lrristigen R~rcn:nzrat~ des 
potenzidien BIP- Wachstums wird so ftstgesetzt. dass eine angcmrssen~ Korr~ktur in 
Richtung des mittelfristigen Haushaltszicls sichergestellt ist. Ocr Abschlag zur Refe­
renzratc fUr Österreich b~lrägt ('twa einen Prozenlpunkl. 

43 laut EU-Vorgaben ist der strukturtJle BudgeLSaldo jährlich um mehr als 0.5 ~ des BIP 
1.U verbö'iem. was laut Absprache der Europäischen Kommission mit den Mitgliedstaa­
ten jedoch eIße Anstrengung von 0.6 ~ des BIP bedeutet. 
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Die Gesamtbewertung der Haushaltsplanung Österreichs" Bir 2014 ließe 
laut Europäischer Kommission demnach auf eine Abweichung von der zur 
Erreichung des mittelfristigen Ziels im Jahr 2014 erforderlichen Anpassung 
schließen. Diese Abweichung liege jedoch unterhalb des Schwellenwertes 
für eine ,erhebliche Abweichung'''. 

Im Zweijahreszeitraum 2014 und 2015 betrachtet, laufe jedoch laut Europä­
ischer Kommission die Haushaltsplanung Österreichs, selbst unter Berück­
sichtigung der angekündigten Nachbesserungen, Gefahr, sowohl bei der 
strukturellen Anpassung als auch beim Ausgabenrichtwcrt von den Vor­
gaben der erforderlichen Anpassung ,erheblich' abzuweichen. 

Einhaltung des Schuldenstandkriteriums: 

Laut Europäischer Kommission leiste Österreich 2014 die minimale line­
are strukturelle Anpassung, die zur Einhaltung der Schuldenregel erfor­
derl ich sei. 

Für die Bewertung, ob die Übergangsregelung (2014 bis 2016) ftir den 
Schuldenabbau-Richtwert von Österreich eingehalten wird, würden laut 
Europäischer Kommission die Angaben Österreichs in der HaushallSpla­
nung nicht ausreichen. 

Die Europäische Kommission wies im November 2014 neben Österreich bei 
weiteren sechs Mitgliedsstaaten" auf die Gefahr der Nichterfüllung des Sta­
bilitäts- und Wachstumspaktes hin . 

Im März 2015 legte die Europäische Kommission als Neuerung im Euro­
päischen Semester ein Paket vor, das neben neuen Länderberichten zur 
Umsetzung der Wirtschaftspolitik auch eine Bestandaufnahme zur Lage 

44 A~itsunlerlagt der KommissionschenslStellrn. AnalySt' der Ubersicht ubtr die Ifaus­
hallSplanung ÖSlrmichs. BC"gIt'iluntrrlage zur Stellungnahme der Kommission zur ~r­
SIcht ub<r dl< HaU5hall5planung Östmeich>. SWD (20t 4188t t endgültig vom 28. Novem­
tx:r 2014. Abs. 4 und 6 und Stellungnahme der Kommission zur Übersicht Ober dir 
lIaushall5planung Östm"ichs. C(2014) 8811 endgültig vom 28. November 20t4. Ab •. 15 

4S Für dir Bewrnung. ob die Abw(jehung rrheblich ist. werden bei Mitgliedstaaten, dir 
das mittelfristige Haushahszirl nicht rmicht haben. folgrndr Kriterien herangezogtn: 
- bel der BrunriJung der Veränderung d~ struktun:llen HaushallSsaldos. ob 
dir Abwrichung in einem Jahr mindrstrns 0.5 ~ des BIP oder in zwrl aufrinan­
drrfolgendrn Jahrrn im Durchschnitt mindrstrns 0.25 "b des BIP jährlich beträgt: 
- bei drr Beunrilung drr AusgabrnrntwickJung ohnr Anrrchnung diskntionärrr rin­
nahmrnstltigrr Maßnahmen. ob dir Abweichung rine Grsamtauswlrkung auf drn Haus­
haltssaldo von mindrsttns 0.5 CMJ des BIP in tintm Jahr oder kumulallv in zwri auf­
emanderfolgtnden Jah~n hat. 

46 Dies sind Belgirn. Spanien. Frankn:ich. Italitn. Malta und Ponugal. 
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der öffentlichen Finanzen enthält . Diesbezügliche Beratungen in der Euro­
Gruppe fUhnen dazu, dass - da Österreich im Jahr 2015 nur eine struktu­
relle Anpassung von 0, I % des BIP anstan der erforderlichen Anpassung 
von 0,6 % des BIP leiste - die Euro-Gruppe am 9. März 2015" zusätzliche 
Anstrengungen von der österreichischen Bundesregierung zur Einhaltung 
der präventiven Komponente des Stabilitäts- und Wachstumspaktes ein­

fordene . Die Euro-Gruppe begrüßte, dass Österreich im Rahmen der Sit­
zung der Euro-Gruppe am 9. März 2015 neuerlich in Aussicht stellte, die 
notwendigen zusätzlichen Maßnahmen zu setzen, um die EU-Vorgaben des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes zu erfüllen. 

Im Falle der Feststellung eines Verstoßes gegen den Stabilitäts- und Wachs­

tumspakt wären folgende Verfahrensschrine seitens der EU samt finanzi­
eller Sanktionen vorgesehen: 

Bei einer festgestellten erheblichen Abweichung vom Anpassungs­
pfad in Richtung auf das mittelfristige Haushaltsziel im Sinne von 

Art. 5 Abs. I EU-Va 1466/97 richtet die Europäische Kommission 
zur Vermeidung eines übermäßigen DefIzits eine Verwamung an 
den betreffenden Mitgliedstaat gemäß An. 121 Abs. 4 AEUV. 

Der Rat prüft innerhalb eines Monats nach dem Zeitpunkt der 
Annahme der Verwamung die Lage und nimmt auf der Grundlage 

der Empfehlung der Europäischen Kommission eine Empfehlung 
über die erforderlichen politischen Maßnahmen an. In der Emp­
fehlung wird eine Frist von höchstens fUnf Monaten fUr die Behe­
bung der Abweichung durch den Mitgliedstaat festgelegt. 

Ergreift der Mitgliedstaat nicht innerhalb der gesetzten Frist ange­
messene Maßnahmen, kommt es zu Sanktionen in der Form einer 
verzinsten Einlage von 0,2 % des BIP" . 

47 Erklärung der Euro-Gruppe vom 9. März 201 5 

48 In diesem Fall greift das Verfahren der ~umgckchrtcn Abstimmungu

• 
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3.2.6 EU-Bewertung der Einhaltung der länderspezifischen Rats-Empfeh­

lungen" und Einschätzung der strukturellen Risiken 

Laut Bewertung der Europäischen Kommission'" konnte Österreich im Jahr 
2014 _einige Fonschritte- bei der Umsetzung der länderspezifischen Emp­

fehlungen des Rates" erzielen. Von den runf Ratsempfehlungen rur 2014 
hatte Österreich jedoch nur bei einer Empfehlung _substanzielle Fonschritte­
(Empfehlung 5 zum BankenseklOr) erzielt. Noch _keine Fonschritte- hatte 
Österreich im Jahr 2014 bei der Straffung der Finanzbeziehungen zwischen 
der Bundes- , Länder- und Gemeindeebene und bei der Senkung der Steuer­

und Abgabenbelasrung der Arbeit erreicht. 

Die länderspezifischen Empfehlungen des Rates an Ö terreich 2014 betrafen 
zum wiederholten Male insb. die Bereiche öffentliche Finanzen und Banken­
sektor, Besteuerung, Pensionen, Gesundheitswesen, pnegewesen, Arbeits­
markt, Bildungswesen und Dienstleisrungswettbewerb. 

Die Empfehlungen des Rates deckten sich vielfach mit Empfehlungen des 
RH (BRA 201 J, TZ 10.1 Besser steuern: EffIzienzpotenziale im Bundesstaat). 

Risiken sieht die Europäische Kommission weiterhin 

rur die öffentlichen Finanzen und den BankenseklOr insb. aufgrund 

des Engagements der Tochtergesellschaften österreichischer 
Banken in Minel-, Ost-, und Südosteuropa und 

des Engagements österreichischer Banken in der Ukraine und in 
Russland sowie 

des hohen Bestandes an Fremdwährungsdarlehen (vornehmlich 

Schweizer Franken). 

Trotz der 2014 bereits vorangeschrinenen Umstrukturierung 
verstaatlichter und halbverstaatlichter Banken (ÖVAG, Heta Assel 

49 Die Bewenung der Europäischen Kommission vom März 2015 wurde erstmals in der 
Form eigener Ländertx-richt( vorgel~. der bilaterale Treffen mit den Mitglirdstaaten 
zur Erönerung der Ländei'N-richtC' folgen. Oie Mitglit'dslaaten legen hemach im April 
2015 ihre nationalen Reformprogramme und Stabilitätsprogramme vor. 

SO Die Europäische Kommission hat im NovemlKr 2014 in ihrem JahrnwachslUmsbericht 
und im Februar 2015 im neuen Instrument dts lände~richts die UmRtzung der 1.;10-

derspuiftschen Empfrhlungen des Rates vom Juli 2014 geprüft und ~wenet. 

51 Im Jul i 2014 hai der Ralländer.;pezir,sche Emprehlungen gegenüber ÖSlerreich fü r 2014 
ausgrsprochen. 
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Resolution AG" , KA-Finanz AG} könnten sich weitere Risiken in 
diesem Bereich ergeben. 

- für die langfristige Stabilität der öffentlichen Finanzen durch den 
demograph ischen Wandel (TZ 3.3, Langfristprognose); 

für das Besleuerungssyslem insb, wegen der hohen Besteuerung auf 
Arbeit und der komplexen fIskalischen Beziehungen zwischen den 
verschiedenen Bundes-, Länder- und Gemeindeebenen; 

- für die langfristige Tragfahigkeit des Pensionssystems; 

- für den Gesundheitssektor, für die Altersversorgung sowie für das 
Pflegewesen aufgrund der Alterung der Bevölkerung und den damit 
einhergehenden hohen Kosten; 

- für den Arbeitsmarkt bei der Sicherung eines langfristigen Arbeits­
angebots aufgrund der geringen Teilhabe von älteren Arbeitnehmern, 
Frauen und Menschen mit Migralionshintergrund ; 

- für den Bereich der Bildung durch unzureichenden Bildungserfolg 
unter benachteiligten Jugendlichen, Zu hoher Anzahl an Schul ab­
brechern und einer bestehenden Nichtübereinstimmung des Quali­
flkalionsproflis der Hochschulabgänger mit den Anforderungen des 
Marktes und 

- für den Wettbewerb, der durch restriktive Regulierung im Dienstlei.s­
rungsbereich und die ressourcenmäßige Knappheit der Bundeswert­
bewerb behörde beeinträchtigt werde. 

Wie nachstehende Tabelle der Zwischen bewertung der Europäischen Kom ­
mission zur Umsetzung der fünf Rats-Empfehlungen 2014 durch Österreich 
zeigt, gilt der Straffung der Finanzbeziehungen zwischen Bundes-, Län­
der- und Gemeindeebene weiterhin besondere Aufmerksamkeit. Hinsicht­
lich der vordringlichen Umsetzung der Empfehlung zur Senkung der Steuer­
und Abgabenbelastung der Arbeit wartet die Europäische Kommission die 
Bewertung der Steuerreform vom Frühjahr 2015 ab. 

52 vormals Hypo Alpc~Adria - B ank International AG 
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Tabelle 3.2-6 LänderspeziFtsche Empfehlungen des Rates flir Öste rreich 

.III,. nzl. '.rt.l( h rl ttil! Dei ,IIII ;tgliedSliit h .. t lU! hfulluftg der 11ndfU~lIfil(:"en Impfehlung flnige "' .. !!on.llmen .Ingell.lmdigt; diel' scheinen Jedoch unzureichend tu 
uln und/oder !tlfe AM,I;lIl'lt/UIllt.euul\g in geUtlldt t . 

K. II\ II fort,dn1H . ; 0. , MltgUedstu t hu tur ErfuUung der IlndtrspulliKh. n El'l'lpfehlung . ede, Md".h/llltn '1I.IIeldillcliit "O(:ll v .. r.bschluft. O. runt t r I lll t tucll. _ .11.11 
.in Mitglied,tu t t in, Studientluppe ~"Llftrilgt hu. m6gllcht MI!n. hmt n zu . .... Iuit ren. 

fl nlg. f ort" h,Ute: Der "' ltgUtdlt .. , h. llUI Er ' OlluI\9 dtrllnotllpelifiKII,n Empl,hlung JIII .&n. hm,n .. "gllkijndlgt ode' ""'. b,chit dt t. 0"" sind V;ldY"l$pr«hend, 
doch n wurden nicht a lll! "'.I!.n l hml!n umgtu/tzt, und dit UmStllung In nicht In . Utn flUtn gukhtft. 

YallItlIIdlllllllgtHUt: D.r Mitgiifii~m t hi t l'I.an. hmt n ' llCJtnommt'l'l Lind Llm'ltwUl, mit denrn . ngr lMuen . vf die ljndersjM:lilbche1l Empft'l'ltungr n ff'91r rt wird 

S!.i lltU Jlzt ... U. h,rt.r.c;hrltt.: 0.... Mitglittht ... t hll MI!.nOiIhlMn \".tlb!.(h~t. \IOn d' ner! d~ m'ßt. n umgtwtlt wunkn. D11!H lflgltn tln gvtn Stikk oUtu MI. (I.,. 
LJnHf~tl~n fM~fflllullg I\KMuIo:QtII.IUft. 

01 i i 
Der .R.It empfill!!lllt, doilu ÖSterreich: 

Empf.hhl"9 I: 
- nach der Korrtktur des jj ~,mlf5,igen Defilits die budgeUlen 

M.a&njlhmen für 2Q1. ilß.gll!!1ichl!i der .... ut frllhjjlhrsprognOH' W! der 
lCommissionsdiensl!itelleß btitehfllden Ukke von 0,5 4J.des BlP und 
n.eh sutkksk htigung dtr von Öntntkh .ngtltUndigten zuwul,ichtn 
Kon~olJditfung:smaßnahmtn und de' ~mit 'i'tfbundtMn Gebh, einer 
deutlichen Abweichung gtgtnll~' den Anforderungen der prJwntivtn 
Komponente dH StabilitJts~ und W.achstumsp.1kU nachbessert; im J.ahr 
~ seine ~trjlt·egie erheblich Stloilfft, um sichl!r2Ustellen, doiln 
doIs mittelfristigl! liell!rreidlt und .uch danjlch bll!!ibell.altll!!n wird. und 
d.filr sorgt. d.n die xhuldll!!ßfl!gtt trfOtlt wird und die gl!s.amtst.ntU,ht 
Schuldtl'lquott avf einen dauerhaften Abwärtspfad wrbteibt; 
die flNnlbtliehyngen zwischen den 8cgierungsebfncn weitet str.fft. indem 
l . 8. der organiSollorisc:he Aufb.au w~nfoildlt wird und die Ausg.abtn- und 
Finoilnrierungsbll!!fugnine bessl!r aufeinander abgestimmt werden 

&eR" tao .. lMp' t '""1 2.~ I ..... httIdIirftte 

Der R.t empfiehlt, cbss ÖSt'errl!kh! 

Empfehlung 2: 
dif langfristige Trlgflhlgkelt dfl Peo.slonssystems vtrWssert. indem 
ln.sb. die tfi'monjlierynq dei geut.djcben Pcn, jQO$.LtCD Mr Froilueo und 
M.lnnef vorgezogen, d,1S hu,ichlkhe PenlioDulter .ngchobton und du 
Pe.nslonsaher an die Verlndcrung bei dtl' lebenserwartung angcp .. ut 
wird; die Um.sttlul'Ig d"er neuen Reformtn tlJr Be5chrJnkung de,,, Zugangs 
lU Vonuhe$tanduegelungcn Dberwacht; 
die Kostenwirkymhit und N.uhn.lt igkeit ~OD G!!:5undheihwt:u:n und 
Lin9frb,tfarr PArp, _eiter vCJbII!!SSl!rt; 

Oc:r Rat empfiehlt, dus ÖSlerrek h; 

lmpf.td,IIRg ] : 
- die hohe Struer- und Abpibrnbelutung der Arbeit von Geringyerdienern 

sen~t. indem die )teuertast auf . ndere. weniger wachstumSKhldUcht 
SttutfQutUen wie periOdische ImmobllienSleuern verlagert und in diesem 
Zusammenhang j1uch die SteuefbemeSiungsgrundlagl! aktualisiert wird; 

Maßn.hmen lur Vl!rbesSI!rung der Arbl!itsm.rktchancen von 

Mcn"bcn mit Mjgratign$blntergrynd 
!wilD uod 
IIteern Arbeitnehmern stlrkt, 

indem unle, anderem 
.. IOnderbetre"'l,lngs- und 
• l.angnitpftl!gedienste sowie 
• dil! Merkl!nnung dl!r Quoil tifikltionen von Migranten vtorbll!!sse, t 

werden; 
die Bildungu:rgtbnlue In.sb. benolchteiligter junger Menschen 
einsc.hlleßUchjener mil ""igraUon"hi ntergruno. dUICh Förderung 
der frOhkindUchrn Bildung und eine AbmiLdefung der negativen 
KonseqlH!nnn der frOhen leistungsdifferenlierung, verbessert; die 
stntegh.che PL.nu.ng im Hochschulwestn weiler yerbes~rt UT'ld 
.'Ii&naflmcn lum Abbau der Abbrtchtrquote ausweitet; 

122 

Einige fortsth rlUIII !.Ind M I der H.achbeurrung der budgetiren M..ßn. hmen 
fü r WJ: zu \leruichnen_ 

legruzt. Fortsch ri tte wurden bl!i der Straffung drr HJJlmJltutratrgie für 
w.s erzieLt . 

Keine Fa,tuhrltte gab es bei der Str.ffung der Finanzbulehungeo 
lwjght!o d!'n Rrgierungubeoen. 

EInigllI fOrUchritle wurden bei der A.nhebung des t.auichtlchen 
PcndgnultJrs durch die nellen R.formen zu, Besduinltung de~ Zugangs Zu 
Yotfuhest.ndsrl"lJl!lungl!ll enielt, "ndefe Maßnahmen zur Verbesserung der 
langfrist ig!:"n Tr.gflhigfl;eit des Renlensyttems feh len jedoch bh,lAng. 

( Inlg. fortuh rltt. im Hinblick oiIuf dll! Koslenwirksamkl!it und 
NKhhaLt igbit von "e5V ndhrU 'weseD und L.ngleltgnege wurden durch einlII 
weitere Um.!ill!!tzung dl!r G"undheiUreform erzielt. 

tc.lnt FOI'Ucl'u'itte wurden bei de' Stnltung der Steyer. ynd 
A.bQ.bcnbt!.uyng der Arbeit erziett. es wurde jedoch eine dics.bezDgliche 
Reform Rlr doU frOhjahr 201$ angekllndlgt. 
(Inlgll fortschritte sind bel der Erwerbsbeteiligung lilterer Arbeitnehmer 
zu veTl.elchnen . Ostt!fTlI!!lcb h.t diesbezDgllch einige Fortschritte 
erzielt, insb. bei der Verbesserung von Maßn.hmen zur Steigerung der 
Beschiftlgungsflhigkelt elnz,tner Illerer Arbl!itnehmef. 
Elolge rortschrtue wurden fl!Stgestl!Ut bei der Verbesserung der 
Arbeitsm.rktch.ncen 1Ion ""enuh,n mjt I1igrjltjoo$hjntergrynd durch tloe 
Verbeuerung des "nerl!:ennuDgSyerfahten5 und 8emiihungen zur Steigerung 
dl!r Allr.~tlyitll des lineu elchl.scben Arbeitsm.rktes für hochqualifi,lerte 
Iot igf1T'lten, 
•• gr.nu. fortschritt .. wurden bei der Verb~serung der 
Arbt!itsma,rktchannn für .faJKn erzielt • 
(Inlg .. forudu'ltt, ~ ind bel de' vtrn,Jrtten BereitsteUung von 
Klndetbetfeuung~- und uogll'itpftegediensten zu ve,nichnen. 
8egreDltlli fortsch ritt. wurden im HInblid! .uf die wt' itere Verbeuerung 
der 8i1dunpurubnjut! ben.chteiligtl!f Mensch,"", durch Verbenerung 
der Schul· und HochschuLbildung und dUICh AbmHdefung der neg.ativtn 
KOrtHqußzcn der frOhen l e inungsdifrerenz ierung erzielt. 
Itgl'll'II.U' FOrlnhrltte wurden bel der weittrt.n Verbesserung 
dff svattgiKhen Planung im Hochschulwesen und dem Abbau der 
Abbrecherquote festgestrllt. 
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Oer ~t ~mpfiehtt. dass Österreich: 

EmpfehLung 4: 

Obtrmäßigl! Hindernisse beseitigt rur die Anbieter von pjcnstlcb:tyngen 
die U.I . ;n Form von Anforderungen 10 die Rl!chbform und die 8etl!:lIigung 
.11m Geselbc.hafukapital bnteken, sowie Hindl!rnisse fOr dle Gründung 
Interdis.tiplin;1irer lMnstleistungsunternehmen; 

prüft. ob die BuchrJn\yogen für dfQ Zugilnq 14 regulierten Beryftn 
und fur deren Ausllbung wrhiltn;smJRig und aus GrOnden des 
AlLgemeininteressu Qerethtft'rt igt sind; 

die Gründe für den niedrigen Wert öHentlicher. n.ch (u·h tht 
lusge$dlriebener Auftrige idtntififiert; 

d i. Bunde.5WfttbewerbsbehOnI, mit -deutlich beueren Re'noureen 
auntiltlt!t; 

Geumtbewl!rtung EmpfehLung S- Subll.n:le-Ur Forlschrltte 

Oer Rat empfiehlt. dau Önerrekh: 

Empfehlung 5: 
die Umstruktu rierung verstaaU !chter und teilweise ver$t.a Uichter SJ.n.k.tn 
weiterhin aufmerksam verfolgt und wirksam vor,nbrlngt. 

Keine Fortschritte hat Österreich im Hinblick auf die Anforderung 
der Rechtsform und Beteiligung am Gesellschafukapiul und der 
interdisliplinlren DjenUlt:j5tungen erzielt. Noch immer ist keine breit 
~ngel.egte Überprüfung der bestehenden Beschrlnkungen erfolgt. 

Begrenzte Fortschri tte h~t Österreich bei der Rüclr:n,hme der 
BC$cbrlnkünq tÜr den ZugiOg lU Ttgulieuen Berufen erreicht. Österreich 
spielt !\Im eine aktive Rolle bei der ;n der Ilberirbeiteteo Ilk htlinie Ober 
Beruhqu~lifihtionen vorgesehenen gegenseit igen {V,luierung, die im 
Jänner 20lfi oIbgeschlonen sein soll. jedoch scheint der politisc.he Wille 
für tiefgreMende RefDrmefl in diHt"m Sendc." begrenzt zu sein. 

Keine fortschri tte: Österreich h,u blsllng h ine,tei MIßnilhmen ergriffen , 
um die Bund.esWJ!ttbewcrbtbeh§p:lt mit beneren Renourcen JU51usUtten . 
Aufgrund von H~ushol ltuwlngen und . inem Hanget in polit ischem Willen 
sind .uch in ZUI(Ufl ft ':eine M~ßnolhmen gept.ant. 

Subshnz1eU. Forlschritt, im Sereich .8.in.ktn: 
Dit _B.d S,nk- der Hypo Alpe ·Adtll· 8ank International AG, Hda Auet 
Resolution AG. wurde AnfIng Novem.ber 2014 offizlelL tingerichtet. 

Der Verhuf der südosteuroplisc.hen lochtergeseUschilften der Hypo Alpe­
Adri.· B.nk Il'Iurnltion~t AG.n "'d~nt Intem.ilt ion~1 und die Europlische 
Sank für WiederJufbJu und [ntwk klung wurde am a Duem~t 2014 
.abgeschlossen . 

[m R.ahmen ihres Umstrukturierungspl.ans vtrlußerte die ÖVAG. ihre größte 
Tochtergesellschaft ('~clksbank Romania) im Dezeml>e:r 2014 an Banu 
TriIDsitvani • . 

I) '",ofl!hlung dn Run tum H'IOO~t!" ltl!fof~o<Vgrilmm thtt!Hllkhl lO14 mIt I"MI Stl'lhmgn.tllIIII dfl Rilln 1\1. St.b,hlllhlJW9l ... m I),;tllrrllH::h hlr dN-l.Ihr. 2'013 bh ZOll. 
Amlsbl.tt (IV} (241, n Jvli 20'4 
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3.2.7 Stellungnahme und Empfehlungen des Fiskalrates 

Während die Europäische Kommission die Gefahr eines Abweichens flir 
2014 und eine _erhebliche Abweichung- fUr 2015 vom strukturellen Anpas­
sungspfad trotz Nachbesserung der ästerreichischen Bundesregierung sieht". 
hielt der Fiskalrat im Dezember 2014 im We entliehen ein ErfUlien der EU­
Fiskalregeln in den Jahren 2014 (Ausnahme: AusgabenregeI) und 2015 
und dadurch die Erreichung des mittelfristigen Budgetziels eines beinahe 
ausgeglichenen strukturellen Budgetsaldos von - 0.5 'lb des BIP bereits im 
Jahr 2015 flir möglich. Die Prognose des Fiskalrates flir den tatsächlichen 
und den strukturellen Budgetsaldo flir 2014 und 2015 verlief dabei gün­
stiger als die Prognose der österreichischcn Bundesregierung in ihrer. der 
Europäischen Kommission zur Bewenung vorgelegten. Haushaltsübersicht 
vom Oktober 2014." Im März 2015 legte der Fiskalrat eine neue Einschät­
zung flir 2015 vor. worin er nunmehr auch wie die Europäische Kommis­
sion die Gefahr einer _erheblichen Abweichung- vom gefordenen Anpas­
sungspfad im Rahmen de Stabilitäts- und Wachstumspaktes" flir 2015 sah. 

Vor dem Hintergrund der EU-Vorgaben flir die östcrreichische Haushalts­
und Winschaftspolitik empfIehlt der Fiskalrat" u.a. 

die Durchflihrung von Strukturreformen mit einer Veränderung 
der Aufgabenveneilung zwischen den Gebietskörperschaften (u.a. 
beim Gesundheitswe cn. bei dcr Pflege. dem Förderwesen oder bei 
der Bildung). 

den geplanten Konsolidierungskurs stärker mit Wachstumsele­
menten und mit den Verpflichtungen zur Einhaltung der EU-Fis­
kalregeln zu kombinieren. 

die Entlastung des Faktors Arbeit. 

eine neue Gesamtarchitektur des Finanzausgleichs, 

die Begrenzung der Eventualverbindlichkeiten. 

das Wachstumspotenzial Österreichs durch die Umschichtung des 
öffentlichen Haushalts flir investitions- und wachstumsbezogene 

53 Siellungnahmt dtr EuropäiS<.'hen Kommission zur Ubrrsicht übrr die Haushaltsplanung 
Österreichs im Novrmbrr 2014 

54 AktueIlt Budgtttnrwicidung und Empfthlungtn dtS FlSkal",t .. zur Budgtlpolilik und 
dr~n Finanzierung 2015 vom 10. Dezember 2015 und Pr~mitteilung dö Fiskalratcs 
vom 17. Deumlxr 2014 

55 Pr6Semiurilung des Fiskalratcs vom 17. Märl. 2015 

56 Empfc:hlungtn des Fiskalratcs zur Budgetpolitik vom Juli 201 4 und Dtzcmber 20 14 
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Ausgaben sowie durch die Ausnutzung der geplanten EU-Millel 
des neuen Europäischen Fonds fllr strategische Investitionen zu 

heben. 

die gesamtstaatliche Haushaltsplanung durch ein verpnichtendes 
strategisches Finanzmanagement sowie durch harmonisiene peri­
odenbezogene Rechnungslegungsvorschriften auf Länder- und 
Gemeindeebene weiter zu entwickeln. 

auf Länder- und Gemeindeebene ein mit dem Bund kompatibles 
Haushaltswesen einzurichten und 

die Darstellung eines Gesamtbildes über die tatsächlichen Risiken 
im Bereich der Haftungen und Fremdwährungsschulden auf Län­

der- und Gemeindeebene. 

3.3 finanzielle Nachhaltigkeit 

3.3.1 Langfristige Budgetprognose der Bundesregierung 

Der RH hat die langfristige Budgetprognose der Bundesregierung bis zum 
Jahr 2050 gemäß § 15 Abs. 2 BHG 2013 im BRA 2013. TZ 10.5. ausfllhrlich 
dargestellt. Der nächste Bericht der Bundesregierung dazu ist im Jahr 2016 
vorzulegen. 

Der Vergleich des auf WIFO Prognosen beruhenden Berichts der Bundes­
regierung zum Bericht der Europäischen Kommission zur NachhaItigkeit" 
zeigte bei den Projektionen der Europäischen Kommission u.a. ungünstigere 
Ergebnisse fllr das strukturelle DefIzit. 

3.3.2 EU-Fiscal Sustainability Indikatoren 

Die Europäische Kommission analysien die Risiken für die langfristige Trag­
fahigkeil der öffentlichen Finanzen der EU-Mitgliedstaaten. Nach Einschät­
zung der Europäischen Kommission bestehe laut ihrem Nachhaltigkeitsbe­
richt fllr Österreich kurzfristig keine Gefahr fllr einen fIskalischen Stress 
(SO-Indikator). Mittel- bis langfristig (SI und 52-Indikator)" würde fllr 

Österreich laut Europäischer Kommission jedoch ein mittleres Risiko fllr 

57 Fiscal Sustainability Rcport 8/2012. Europäische Kommission 

58 Die 50- , 51 - und 52- Indikatoren der Europäischen Kommission sind Indikatoren rur 
die Tragfähigkeit der öITentlichen Finanzen. die sich auf die kurz-. millel - und langfri­
stigen fiskalpolitischen Risiken beziehen. Während der SO-Indikator das Risiko rur das 
kurzfristige Auftreten einer fiskalischen Stresssituation aufzeigt. zeigen der 51 - und 
52- Indikator Haushaltslücken auf. rur die Konsolidierungsbedarf und prognostizierte 
altersbedingte Kosten berücksichtigt werden. 
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den öffentlichen Haushalt aufgrund der Kosten für die Alterung der Bevöl ­
kerung bestehen. Diese Einschätzung wurde zuletzt im Februar 2015 durch 
die Analyse der Europäischen Kommission in ihrem Länderbericht Öster­
reich bekräftigt" . 

3.3.3 Aus dem Bericht der Bundesregierung zur Langfristprognose ableit­

bare Handlungsoptionen 

Die im BRA 2013, TZ 10.5.3, aus dem Bericht der Bundesregierung zur 
Langfristprognose abgeleiteten Handlungsoptionen insb. im Bereich Gesund­
heit, Langzeitpflege und Pensionen bleiben weiterhin aufrecht. 

Diese Einschätzung stimmt mit den seitens der EU im Rahmen der Euro­
päischen Semester 2013, 2014 und 2015 ausgesprochenen Empfehlungen 

zur Sicherung der Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen Österreichs 
(BRA 2013, TZ 10.4.3 und TZ 3.2) überein. 

59 Arbeitsunterlage der KommissionsdienslSlellen. Länderbericht Östem.'ich 2015. 
SWD 12015) 39 endgültig vom 26. Februar 2015 
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4 MmELFRISTIGE ENTWICKLUNGEN IM BUNDESHAUSHALT 

4.1 Finanzrahmen 

4.1.1 Haushaltsrechtliche Grundlagen 

Als Instrument der Budgetdisziplin sind gemäß § 12 BHG 20lJ imjewei ­
ligen BFRG Auszahlungsobergrenzen auf Ebene der Rubriken und Unter­
gliederungen festzulegen. Die Auszahlungsobergrenzen setzen sich aus den 
betragsmäßig fIx begrenzten und den variablen Auszahlungen zusammen. 
Weiters ist eine Erhöhung der Auszahlungsobergrenzen durch jene Mit ­
tel möglich, die in Form von Rücklagen (§§ 55 und 56 BHG 201 J) verflig­
bar sind. 

Überschreitungen der Auszahlungsobergrenzen auf Untergliederungsebene 
sind aufgrund gesetzlicher Regelungen im BHG 20lJ und im jeweiligen 
BFG möglich; die Auszahlungsobergrenzen der Rubriken dürfen nicht über­
schritten werden. 

Variable Auszahlungsobergrenzen werden in Abhängigkeit von in Verord ­
nungen deflOienen Parametern festgelegt. Sie werden in Bereichen einge­
setzt, die schwer im Voraus planbar sind, insbesondere weil ie konjunk ­
turellen EinOüssen unterliegen (z.B. Arbeitslosengeld; Bundesbeitrag zur 
Pensionsversicherung; Au zahlungen, die von der Abgabenenrwicklung 
abhängig sind) oder weil sie vom Nationalrat nicht direkt beeinOussbar sind 
(RückOüsse vom EU-Haushalt) . Die im jeweiligen BFRG angeflihnen Aus­
zahlungsobergrenzen flir variable Auszahlungen sind daher in Abhängig­
keit von den Parameterwenen nur Richtwene. Daher ist die Einhaltung der 
Auszahlungsobergrenzen nach fixen und variablen Auszahlungen getrennt 
zu beuneilen. 

Rück.]agenentnahmen erhöhen die Auszahlungsobergrenzen de jeweiligen 
BFRG. Folgende Tabelle stellt die Auszahlungsobergrenzen und deren Aus­
nutzung durch den Bundesvoranschlag und Erfolg der Jahre 2010 bis 2014 
gegenüber: 
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Tabelle 4.1- I: Finanzrahmen inklusive Rücklagenentnahmen 2010 bis 2014 

''"""'10'' StlIMII ll.tZ. 

Z010 70.'11,41 

" 504.5&2,74 

~.Irl.btL 1150.254,67 

ZOll 61.099, JO ., 51.161.30 

vllri.liMol 16.331,00 

2012 16.529,tl ., 58.141.72 

y,ui.bel l8.388,19 

201l 75.055,11 ., 505.114,62 

volliriolllbt-l 19.941.19 

2014 lS. 204.2' 

fi, S6.392.42 

vollirlolllbtl 111.1111 ,87 
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FI_ .... _ ... .-.. 
.Gdd ••• nuw ..... tnkL •• dd ........ _ ............. 

f l .... ~ 
f ........ IMtII : 

_ EtW ... varIabtM .... """"'"' ..... - ----0"","""," ~ .. 
in " ja. [UR i, .. In Mio. EOR 

1.182, 19 72 .699. 59 11.2 .... ' '2.1 · 5.411,71 

1.46'.20 56.026,94 50.916,53 90,9 · 5,110.'" 

411,99 \115 .672.66 16.310,J] 98,2 . )02.:U 

2.'17,66 11.'i116,915 " .IU,52 . .., - ".lIJ,44 

2.196,]') 55558,65 5L766,21 93,2 · 1.792,,u 

&1,11 1.6.'4018,31 16.041,32 97,1 • 370 .~ 

2.511,44 19.127,35 12.110,41 '2.1 . 1.2 ..... 

2.'-'7,99 60.589.71 55.0n,8.5 90,9 • 150 .511,86 

149.'5 18.531,64 17.302,56 96.0 - 1)5.06 

2.195,31 71.951 ,19 '5.5ft ... H.' · 2.314.51 

2.801,44 ';7.91.6,06 56.00S, JS 96,7 • 1.910.31 

91,94 20.0JS,ll 19.560.9J 97.15 . 414.20 

1.at4.}1 77.091,60 14.152,55 H.' - 2,44U5 

1.405.215 S1.197,68 SS.67S,06 96.3 • l . lZZ,62 

489,OS 19.300.92 18.977,49 98,3 · 323,4:3 

QlIl!lIl!n; BFRCt 2010 · 20ll. 2011 · 201' . 20ll . lOIS, lOll . l01 6. lOI' · 2011. Ble. d~r J, hr, 20 10 bi, l014. ,ig, ,,- Btrltchnllng 

Die Ausnutzung des Finanzrahmens inklusive Erhöhungen durch Rück­
lagenentnahmen und Erhöhung variabler Obergrenzen lag im Finanzjahr 
2014 bei 96,8 % bzw. die tatsächlichen Auszahlungen lagen um - 2,446 
Mrd. EUR unter der AuszahJungsobergrenze des Finanzrahmens. Bezogen 
auf die fixen bzw. variablen Auszahlungen ergab sich eine Ausnutzung 
von 96,3 % bzw. 98.3 %. 

4.1.2 Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG bzw. Strategie· 

bericht 

4.1.2 . I BFRG - Überblick 

Das erste BFRG gemäß § 12 BHG 2013 galt rur die Jahre 2009 bis 2012. 
Der aktuelle Bundesfinanzrahmen bezieht sich auf die Jahre 2015 bis 2018 
(Fassung vom 6. Juni 2014. BGBI. I Nr. 37/2014). 

Die Auszahlungsobergrenzen wurden mehrfach gegenüber dem zuvor 
beschlossenen Finanzrahmen geänden. Folgende Tabelle gibt einen Über­
blick über alle BFRG rur die Jahre 2009 bis 2018 samt Novellen. 
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Tabelle 4.1-2: Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG inklusive Novellen 2009 bis 2018 

aufl4n1lNlU· 2009
1 

2010 I 2011 I 20lZ I 2O1l I 2014 
1 

20t5 I ZOI6 I 
rllwe:A::;cwtz. tflkL - In Mio. EUR 

If" 2009 • 2012 
(Inkl. NoveUen) 
Ifll' 2010 · 2011 
(inkI. Ncw.U.) 
(l'll I NT, SI, 7', 
119/2009) 

77.511,'7 10.111,41 11.271, )0 7) .161,90 74.7)],'0 

-1.J11,OO 
V~ronHru"9 

-J,OS 

InG 2011 • 2014 (8G8l. I HT. J1/2010) 69.099,10 

V.nfndvung 

Ine; 2012 - 2015 (BGll I HT. '0/2011) 

~r6nderu"9 

InG 2012 - 2015 (1 . NoveU.) 
Ifl' 2011 - 2016 (8G8t I Nf. 25/2012) 

Vrindm.l"9 

If" 2012 - 2015 (2. NOflU.) 
If.' ZOll - 2016 (1 . Novelle) (IGll. ( HT. 62/lOlZl 

IrftG 20U - 2011 (2. NoveU.) (8G81. I Hf. 102/2012) 

Vtr6nd~nlng 

If.' 2014 - 2011 (8G81. 1 NT. aa/lOll) 

Ifle; 2014 • 2011 (1 . Novene) (aGal. I Nr. 7/20t4) 

Ir., 2014 - 2011 (2. Nov.U.) 
If.' 2015 - 201.' (1G8L I Nr. ]7/2014) 

·J.114,60 ·1.3OJ,1O 

-4.4~ -5, 1'1> 

70.144,10 70.910,60 7I.2SJ.l0 

) ,461,)1 2.282,]] 1.111,00 

4.9" ] ,2' ,.n 
71 .605,14 71 .212,9] 74.S71,tO 

2.024.2' 1.0-40,37 ·6If, lS 

2.... 1.4'1. ·O,n. 

15.487.1S 

· 1.557.18 

·2.'" 
75.621,91 74.251.30 11 ..... U 13.910.2' 76.512,15 

900.00 900.00 450,00 

1,2" 1.2" 0.61' 

76,521.91 15,Ul, lO 74.n"U 13.910, 2' 16.512,15 

-97,SO 

·0. ''1. 

15.055,'1 74.n"U 13.930, 2' 16.512.15 

74.III.U 13.910,28 16.512.15 

14.n"U 13.9]0,28 71.512,15 

....... 454,91 1.192.01 

I.n 0.''1. I.'" 
7U04.8 14,115 •• ' 17.104,,16 

2011 
1 

20tl 

18.584,11 

7'.584,11 

401.92 

0.5" 

" ,"1,10 10.521 .2.1 

l) 0', \On.t.t'''''''''''UI~'t'''''" 111.,",,, U"''I9I, ... Ot-It 0" IfIU.·W~t' hn 101" W\lrdefl "" luw._ ... " .. 't .,t •• ,",llhc:~ e...ogttproonsor_lOl" .,. de_ 
lu",M,.,/I.sun, .. ,ItWt, (l/1sDn 5c:I1.IUu.,.. " .. ~ UC; Jl'I("",t .,rod I(ult ... ·) IlMJllpaul. _I,li ~~I("',bII""",, 'WtSChefI ckII • .,bnh .. UIOd UCi rH<ol.tM'ltf" 

Quell," Ifl' lOO9 2'011. 2010 • lOH. 2011 • 2014 2'012 lOU. lO1l . 2016. 201" lO11 ufI4lO1S '2'01' '"J'~ lerK"""'" 

Für das Jahr 2014 legte das BFRG 201 I bis 2014 die Gesamt- Auszahlungs­
obergrenze ursprünglich mit 72,253 Mrd. EUR fest. 

Das BFRG 2012 bis 2015 erhöhte die Au zahlungsobergrenze fiir 2014 um 
2,318 Mrd. EUR (3,2 %) auf74,571 Mrd. EUR. Der Anstieg bezog sich auf 
die Rubriken 2 _Arbeit. Soziales, Gesundheit und Familie-, 3 _Bildung. For­
schung, Kunst und Kultur" und 4 _Wirtschaft. Infrastruktur und Umwelt-. 
Demgegenüber wurden die Auszahlungsobergrenzen in den Rubriken O. I 
_Recht und Sicherheit- und 5 _Kassa und Zinsen- gesenkt. 
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Mit der I. Novelle des BFRG 2012 bis 2015 bzw. dem BFRG 2013 bis 2016 
erfolgte wiederum eine Herabsetzung der Auszahlungsobergrenze für 2014 
um 681,75 Mio. EUR (- 0,9 %) auf 73,889 Mrd. EUR, die in erster Linie die 
Rubrik 5 _Kassa und Zinsen- betraf. 

Die weiteren Novellen der BFRG 2012 bis 2015 und 20\3 bis 2016 fanden 
im Zusammenhang mit der Einrichtung des Europäischen Stabilitätsme­
chanismus (ESM) stau. Die Auszahlungsobergrenze für 2014 wurde um 450 
Mio. EUR bzw. 0,6 % auf 74,339 Mrd. EUR erhöht. 

Sowohl bei der zweiten Novelle des BFRG 2013 bis 2016 als auch bei der 
Erlassung des BFRG 2014 bis 2017 fanden keine neuerlichen Änderungen 
der Auszahlungsobergrenze für 2014 statt. Auch die erste Novelle des BFRG 
2014 bis 2017 Anfang 2014 wirkte sich nicht auf die Gesamt-Auszahlungs­
obergrenze für 2014 aus, allerdings fanden Verschiebungen zwischen den 
Rubriken und Untergliederungen im Zusammenhang mit dem gesetzlichen 
Budgetprovisorium 2014 bzw. dem Bundesministeriengesetz (insbesondere 
Schaffung einer UG 32 _Kunst und Kultur-) stall. 

Mit der zweiten und letzten Novelle des BFRG 2014 bis 2017 erhöhte sich 
die Auszahlungsobergrenze neuerlich um 864,94 Mio. EUR bzw. 1,2 % auf 
75,204 Mrd. EUR, was im Wesentlichen auf die Rubriken 2 _Arbeit, Sozi­
ales. Gesundheit und Familie" und 4 _Wirtschaft, Infrastruktur und Umwelt" 

zurückzuführen war. 

Nachstehende Abbildung zeigt die Entwicklung der Auszahlungsobergren­
zen rur das Jahr 2014: 
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Abbildung 4.1 - 1: Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG ftir 2014 
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ZOll · 2016 2013 · 2016 
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• Guamt -Auu.al'llungsobergrenlen fur 2014 

Quelltn ; e(RG Z0l1 - Z01'. 2012- 20150. 201) · 2016. 2014 - 2017 

4.1.2.2 Entwicklung der Auszahlungsobergrenzen bis 201 B 

Die Auszahlungsobergrenzen für die Finanzjahre 2014 bis 20lB, jeweiis laut 
letztgültigem BFRG, geglieden nach Rubriken. stellen sich wie folgt dar: 
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Tabelle 4.1-3: Veränderung der Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG 11 - Anteile je Rubrik., fix 
und variabel, 2014 bis 2018 

Finanzieru ng~haushalt 

.ra, ""'-luIzlllol 
1

1
" 

FM"_ >0 .. I 2015 I >016 I >017 I >Oll I i~ 2014 : 2011 
J_ .. 

"I.-"'k1MI 
in Mio. [UR I i" .. 

,,,, •• 1-

Ausuhhtngsok19'"Z'· 15.204, 29 ".115,1' 11.104,11 11.''',30 10.521.2' ... S.lU.'9 ... 1.1 .. 1,7 

lu.; 

hort.O, i hchl und 
7.199,11 7 .• 5.,49 1 .022,10 ' .119,15 I .HI.ll ... J.4 

51ehe .. ".lt 
.. 439,61 .. 5,6 

fi. 7.11116,2'1 7.lU,59 1.947,10 8,104.15 8.263,68 "" ," ... 5.7 .. t.' 
variabel 1!I2,90 82.'~O 75,10 15,10 15.10 · l .!!IO ·9.' · 2.' 

Anteil dtt lltbrill 0,1 
In der GöI_t· 10,5 ... 1O,'" 10,1 ,. 10.4 ,. 10,4 .. • 0.1 

AuszlhllingsobergrHft' 

Arbeit, SOlI.I .. , 
_übr'" 2 '.sundheit und )1I!i..lJ ,n 38.1".33 39.328.41 40.660,41 ,U ,Q45.17 .. 5.2n,lI + 1.,2 .. J , ' 

r,mm. 
fi. 10.811.51 21 .534,81 22.216,18 22.SSIS,fiS 21 .41!J,25 2.651,1511 .IV' ot 3.0 

'II;ar;;ab.L 16.000,42' 1ti.5Jl,50 U .091,65 11.303.8J 18.562,12 2.'561.10 + 16.0 ... l.IiI 

AnwU d« ltubffk 2: 
In dM GftImt· 49,0" 51,Z 'AI SO,I" 51,S ... SU .. .1,2 

Auszlhlu",sobfit!ffnI:. 

Indunl, 

lubr1k J 
For:lthunl. 

12 .914, 20 12.92:5,65 13 ,J42, 55 U .lZl, l' U ,501 .4S ... 517,25 .... ,5 ... 1,1 
Kuns't und 

Kuttur 

Ant.tl ... ttubrik 1 
,n MI' Gtsutt· 1'1,'" 11.4 'AI 16.' .. 16.' ... 16,' ... · 0,' 

AlAszahlu"fsoNrtrtNt 

wtrtschlft. 
.ullnll4 lnfr.ttr"lItur 10.644.4' '-'30.27 9,311. 21 9 •• 55, 2:0 ' .491,27 • 1.14', 22 • 10,' • Z, I 

und U ••• tt 

fi. 7.915.93 6.326,43 7.201,30 1.279,31 1,285,60 . nO,n · 3,0 • Z.1 

""ri,bel 2'.128.55 2.103,1!I4 2.l36.90 2.175,89 2,210.66 · 517,89 · 19,0 · 5.1 

Ant.tl dtr RubrU! , 
In Hf GtHfttt~ 14.Z ... 12.0'" 12'.0'" 12'.0 ,. n ...... ~ 2.4 

AuSZlhtunlsobtrtrMH 

lubrik 5 
KIHI und 

1.914,51 6.5'.,45 1.112,11 7.31115,3' 1.1)'.42 ... 224;00 ... 1,1 .0.1 
lfn,.n 

Anttit 6tf Rubrik 5 
,n 11M Geumt- 9,2" 1.1 .... 10,1 .. 9,1" 1.9~ • C,l 

Alw:lhlun~r.nn 

I) l n~1. Sichtrht lU/fI l Ige \'On 10 Mio. (UR jt Rubli ~ 
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Ouelltn: ,nu, lOI' • lOH, lOIS · lOll , eigene aeruhnung 

Von 20 14 bis 20 18 soll die Gesa mt-Ausza hlun gso bergrenze laut BFRG um 
5,31 7 Mrd. EHR (+ 7, 1 'ib) au f 80,52 1 Mrd. EU R ansteigen. Dies entspricht 
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einer Veränderung von + 1,7 Ilb im Jahresschnitl. Daflir ist vor allem die 
Rubrik 2 _Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie- veramwonlich. Hier 
steigt die Auszahlungsobergrenze sowohl ab olut (+ 14,2 Ilb) als auch im 
Jahres chnill (+ 3,4 Ilb) und anteilig (+ 3,2 Prozentpunkte) am stärksten. 
In den Rubriken 0,1 sowie 3 und 5 sind nur vergleichsweise geringe Erhö­
hungen der Auszahlungsobergrenzen geplant, obwohl in der Rubrik 3 die 
tatsächlichen Auszahlungen bereits im Jahr 2014 um 0,2 Ilb über jenen 
lagen, die in der minelfristigen Finanzplanung flir 2014 gemäß lelZtgül ­
tigern BFRG vorgesehen waren (TZ 4.1. 2.3 bzw. Tabelle 4 , 1- 4). Demge­
genüber soll die Auszahlungsobergrenze in der Rubrik 4 _Win chaft, Inrra­
struktur und Umwelt- gesenkt werden. 

Laut Strategiebericht der Bunde regierung 2015 bis 2018 würden im Wesent­
lichen die rolgenden Auszahlungsschwerpunkte je Rubrik , die jedoch nur 
teilweise quantir,zien wurden, flir die Entwicklung der Auszahlungsober­
grenzen verantwonlich sein: 

Rubrik 0,1 "Recht und Sicherheit" 

Bis zum Jahr 2018 oll die Auszahlungsobergrenze laut BFRG um 
439,67 Mio. EUR (+ 5,6 Ilb) aur 8,339 Mrd. EUR ansteigen. Dies entspricht 
einer Veränderung von + 1,4 Ilb im Jahresschnitl. Der Anteil der Rubrik 0,1 
_Recht und Sicherheit- an der Gesamt-Au zahlungsobergrenze soll von 
10,5 Ilb im Jahr 20 14 aur 10,4 Ilb im Jahr 2018 sinken. Laut Strategiebericht 
der Bundesregierung 2015 bis 2018 würden sich in der Entwicklung der 
Auszahlungsobergrenzen vor allem die von der Bundesregierung beschlos­
senen Einsparungsmaßnahmen bei den Ermessensauszahlungen und in der 
Persona Ibewi nscha ftu ng widerspiegel n. 

Rubrik 2 " Arbeit , Soziales, Gesundheit und Familie" 

Bis zum Jahr 2018 soll die Auszahlungsobergrenze laut BFRG um 
5,213 Mrd. EUR (+ 14,2 Ilb) aur 42,045 Mrd. EUR ansteigen. Dies entspricht 
einer Veränderung von + 3,4 Ilb im Jahresschnitl. Der Anteil der Rubrik 2 
_A rbeit, Soziales, Gesundheit und Familie" an der Gesamt-Auszahlungs­
obergrenze soll von 49,0 Ilb im Jahr 2014 aur 52,2 Ilb im Jahr 2018 anstei ­
gen. Laut Strategiebericht der Bundesregierung 20 15 bis 2018 gäbe es in 
dieser Rubrik rolgende Auszahlungsschwerpunkte: 

Versorgung arbeitsloser Personen (Arbeitslosengeld, Notstandshilre), 

aktive und aktivierende Arbeitsmarkpolitik, 
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Erhaltung der hohen Qualität und der Akzeptanz des österreich i­
sehen Pflegevorsorgesy tems. 

Bundesbeitrag zur gesetzlichen Pensionsversicherung, 

Krankenanstaltenfmanzierung (hängt von der Entwicklung der 
öffentlichen Abgaben ab). 

Erhöhung der Familienbeihilfen. 

Rubrik 3 nBildung, Forschung, Kunst und Kultur" 

Bis zum Jahr 2018 soll die Auszahlungsobergrenze laut BFRG um 
587,25 Mio. EUR (+ 4,5 %) auf 13,501 Mrd. EUR ansteigen. Dies entspricht 
einer Veränderung von + 1,1 % im Jahresschnitt. Der Anteil der Rubrik 3 
_Bildung, Forschung, Kunst und Kultur" an der Gesamt - Auszahlungsober­
grenze soll von 17,2 % im Jahr 201 4 auf 16,8 % im Jahr 20 18 sinken. Laut 
Strategiebericht der Bundesregierung 2015 bis 20 18 sollen in der Rubrik 3 
bedeutende zusätzliche Minel für Folgende zur VerfUgung gestellt werden: 

flächendeckender Ausbau der Neuen Millel chulen bis zum Schul­
jahr 2015/2016, 

Ausbau der Nachminagsbetreuung, 

Universitäten und weiterer Ausbau des Fachhochschulsektors. 

Offensivmaßnahmen in der Grundlagenforschung. 

Förderung der Kooperation zwischen Wissen chaft und Win­
schaft, Technologietransfer und Gründung von Unternehmen in 

forschungsintensiven Bereichen. 

intelligente Mobilität, Energie und Nachhaltigkeit. Informations­
und Kommunikationstechnik owie intelligente Produktion. 

Rubrik 4 nWirtschaft, Infrastruktur und UmweltH 

Bis zum Jahr 2018 soll die Auszahlungsobergrenze laut BFRG um 
1,148 Mrd. EUR (- 10,8 %) auf9,496 Mrd . EUR sinken. Dies entspricht einer 
Veränderung von - 2,8 % im Jahresschnitt. Der Anteil der Rubrik 4 _Win ­
schaft, Infrastruktur und Umwelt- an der Gesamt - Auszahlung obergrenze 
soll von 14,2 % im Jahr 2014 auf 11.8 % im Jahr 2018 sinken. Laut Stra ­

tegiebericht der Bundesregierung 2015 bis 2018 sei dafUr der Wegfall der 
Kapitalmaßnahmen insbesondere im Zu ammenhang mit der Hypo Alpe-
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Adria- Bank International AG verantwortlich. Weiters würde es folgende 
Auszahlungsschwerpunkte in der Rubrik 4 geben: 

Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur. 

Verbesserung des ländlichen Lebensraumes, 

KlimaschuLZ und Förderungen zur thermischen Gebäudesanierung, 

Auszahlungen nir den Finanzausgleich, den Katastrophenfonds. 
nir Wohnbauförderungsmillel und den Ausbau von Kinderbetreu­
u ngsein richtungen. 

Rubrik 5 "Kassa und Zinsen" 

Bis zum Jahr 2018 soll die Auszahlungsobergrenze laut BFRG um 
224.90 Mio. EUR (+ 3.3 %) auf 7. JJ9 Mrd. EUR ansteigen. Dies ent pricht 
einer Veränderung von + 0.8 % im Jahresschnill. Der Anteil der Rubrik 5 
_Kassa und Zinsen" an der Gesamt- Auszahlungsobergrenze soll von 9.2 % 

im Jahr 2014 auf8,9 % im Jahr 2018 inken. Laut Strategiebericht der Bun­
desregierung 2015 bis 20 18 seien nir die Entwicklung der Auszahlungs­
obergrenzen in dieser Rubrik, welche die Auszahlungen rur die Schulden­
verwaltung beinhaltet, vor allem die Zinsen für eine Nullkupon Anleihe, 
die 2016 rallig werden, verantwortlich. 

Wie sich die Anteile der Auszahlungsobergrenzen gemäß BFRG im Einzel ­
nen auf Untergliederung ebene entwickeln bzw. welche Faktoren danir laut 
Strategiebericht der Bundesregierung 2015 bis 2018 verantwortlich gemacht 
werden, ist dem Textteil - WR 2014. Band 2, zu entnehmen. 

4.1.2.3 Auszahlungsobergrenzen bis 2018 im Vergleich zu den tatsäch­
lichen Auszahlungen bis 20 14 

Die folgenden zwei Tabellen geben einen Überblick über die Entwicklung 
der tatsächlichen Auszahlungen und der Auszahlungsobergrenzen von 2010 
bis 2014 bzw. einen Vergleich der Auszahlungen zu den Auszahlungsober­
grenzen des derzeit geltenden BFRG 2015 bis 2018 (inklusive Berücksich­
tigung der Wene für da Jahr 2014 aus dem BFRG 2014 bis 2017): 
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Tabelle 4.1-4 : Entwicklung der Auszahlungen und Auszahlungsobergrenzen in den Jahren 2010 
bis 2014 

Fi n",nzitrungsh.aush.alt . .-..; v.,lnclerunt 

Rubrik 2010 I 2011 I 2012 I ZOU I 2014 ZOll : 2014 2010 : 2014 

In Hio. [UR I In" in ,.. ro. (U~ I In .. 

Gt .. tftt~ 
AuszahlungsD"'"r."z. 70.8n,41 69.091.30 76.529,'1 75.05S,81 75.204.29 + 148,"8 + 0.2 .4.311S." + 6.2 

' .. nd 
(il!silmh:uuahlungen 67.286,86 67.813,52 72.880,41 75.566.68 74.652.55 · 914,12 • 1.2 + 7.365.69 .. 10,9 

A~ ... AlluallllII ..... : 
• ) .510.'4 • 1.2'5.71 - ).64'.'0 .. 510.'7 - 5S1.14 ........... 

• _ .. 1." • S.O" · I.'" ...... • 0.7" · 0.7 .. 

AusUhlun,,.btl'9,tIlU 
' .007,02 7.120, 20 8.\U.6. 1.101.7) 7.'99,11 • 202,62 • 2.5 • 107,92 • 1,3 

lubrik 0.1 

Ausuhtungeft Rubrik 0,1 Recht 
1.613. 22 7.701.93 7.943,60 8.219,19 8.287,55 + 67,76 .. 0,8 + 674,34 .. S,9 

und Sichl!rheit 

UMtdIootI_-.. , 
- 1IJ.1O • 211,2"7 - 111,04 + nl,07 .'",45 -.-. 

A .... "'-t!I ... . •. '" · 2 .... . 2.'" ... 1,50" .4,' .. 
AUliuJIwnpe""re,ftzl 1l.0tO,14 32.650.40 15.5.1,66 35.4'1,14 3'.111,99 .1.161,U .. 3.' .. ) .121,15 .. 11.' • .,brik 2 

AUR~tt'unqen Rubrik 2 ",beit . 
Soziiltes, Gesundheit und 11.2SZ',4S ]Z'.808,08 15.131.39 )S.saO,54 11.619.77 .. 2.039.24 + S.' .. 4..36'.12 .. 11,1 

r.mltit 

UWIdtwltl·M·eH.nl·· : -.-. .. 242,12 .ln.N . "',17 • Ul.' • + '''.11 
AM1tt4 ....... .0.1'" • O.S" . I.J .. .0.1" .2.1" 

Aus"..IMftg .... l"9nflu 
n .I",61 tl.16S.S0 12.651,16 13.011 •• ' 12.914,20 · 124,61 · 1,0 ... 1.044.59 ... I ,a 

a.btl lr; l 

Ausuhlungen ItUlbrik l e itdung, 
11 .$42,6.& n .916,17 12.'580,71 12.886,1\11 12 .946,11 .. 59;91 .. 0,5 .. 1,40l.42 .. 12.2 

Forschung, KLinslund Kultur 

... ~ ....... nl·· : -.-. · 3",'1 .. 170,11 · 7US • '52.19 • 11.tl 

.-tdIootI hI .. · 2 .... .. 1,5 'It · 0 .... . 1.2" +0.2 .. 

A"JUhluftlso"rg'~,-, 
9,120.0' 7.144,aO 11.1651,21 11 .S90,.' 10.144,41 · 946,19 - 1 ,2 • 1. .524.1' • '6.1 

•• .bn lr; , 

AliuilhLungen Ru.brik " 
Wirrnhlft, InhntJuktur und 8.521 ,74 8.19',20 10,2U,66 12.\59,B2 9.095.79 - 3064,02 - 25,2 .. 574,05 .. 6.1 

Umwelt 

... ~ *M,e+4IA' •• : -.-. · 5f1T)!, .450,00 • I .Stl.55 +""H . 1.5"." 
~laY. · 1,'" .5,1" · U ,4'1t .4.' ... - 14,5'" 

AusuliluttglOfMrgr.llze 
' .110,55 ' .019,00 • • 292,74 1.155." 

lu.Drllr; 5 
' .!III4.S1 +-5',Ol + 0.9 • 1.89'.01 • 21.S 

AUstihlungen Rubr[k 5 KUif, 
!U~6,77 7.171,15 6.952,55 6.120.34 6.'03.33 • 17.01 · 0.1 .. 341.56 .. 5,5 

und Zinsen 

....... Iet ... AlltuNu 1.- : -.-. · U5J.1. • U.US • 1.140,1' • US.1S . zn," 

,,",1thnt1la .. -27.'" - 20,S 'It · 11.2 'It - 2.0 ... ·1.1" 
Qut Utn: HIS, 8FRCO. t lgtnt 8trtd lnLln1J 
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Während ursprünglich zwi ehen 2010 und 2014 eine Erhöhung der Gesamt­
Auszahlungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt 4,387 Mrd. EUR (+ 6,2 %) 

vorgesehen war, erhöhten ich die Auszahlungen zwischen 2010 und 2014 
tatsächlich um 7,366 Mrd. EUR (+ 10,9 %). Im Jahr 2014 lagen die tatsäch­
lichen Auszahlungen mit 74,653 Mrd. EUR um 55\,74 Mio. EUR (- 0,7 %) 

unter jenen, die in der mittelfristigen Finanzplanung fUr 2014 gemäß letzt­
gültigem BFRG'" vorgesehen waren (75,204 Mrd. EUR inkl. Marge von 50,00 

Mio. EUR). Erhöht man die Auszahlungsobergrenze gemäß BFRG um die 
im BFG veranschlagte Rücklagenverwendung fUr 2014 (610,80 Mio. EUR, 
TZ 7.3), ergibt sich daraus ein zusätzlicher Auszahlungsspielraum in die­
ser Höhe. Die tatsächlichen Auszahlungen lagen somit um 1,113 Mrd. EUR 
unter dem Voranschlag (75,765 Mrd. EUR). 

Rubrik 0,1 wRecht und Sicherheit" 

Während ursprünglich zwi ehen 2010 und 2014 eine Reduzierung der Aus­
zahlungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt 107,92 Mio. EUR (- 1,3 %) 

vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2010 und 2014 

tatsächlich um 674,34 Mio. EUR (+ 8,9 %). Im Jahr 2014 lagen die tatsäch­
lichen Auszahlungen mit 8,288 Mrd. EUR um 388,45 Mio. EUR (+ 4,9 %) 

über jenen, die in der minelfristigen Finanzplanung fUr 2014 gemäß letzt­
gültigem BFRG vorge ehen waren (7,899 Mrd. EUR inklusive Marge von 
10 Mio. EUR). Erhöht man die Auszahlungsobergrenze um die veranschlagte 
Rücklagenverwendung fUr die Rubrik 0,1 (256,67 Mio. EUR, TZ 7.3), liegen 
die tat ächlichen Auszahlungen noch um 131,78 Mio. EUR darüber. Dies 
lag in erster Linie an Mehrauszahlungen in den UG 11 .Inneres" (erhöhter 
Sicherheitsbedarfbzw. Flüchtlingsbetreuung) und UG 14 .Militärische Ange­
legenheiten und Spon" (Streitkräfte); Einzelheiten dazu in TZ I bzw. im 
Textleil - VVR 2014, Band 2. 

Rubrik 2 "Arbeit, Soziales, Gesundheit und familie " 

Während ursprünglich zwischen 2010 und 2014 eine Erhöhung der Aus­
zahlungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt 3,822 Mrd. EUR (+ 11,6 %) 

vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2010 und 2014 

tatsächlich um 4,367 Mrd. EUR (+ 13,1 %). Im Jahr 2014 lagen die tatsäch­
lichen Auszahlungen mit 37,620 Mrd. EUR um 787,79 Mio. EUR (+ 2.1 %) 

über jenen, die in der mittelfri tigen Finanzplanung fUr 2014 gemäß letzt­
gültigem BFRG vorgesehen waren (36,832 Mrd. EUR inklusive Marge von 
10 Mio. EUR). Erhöht man die Auszahlungsobergrenze um die veranschlagte 
Rücklagenverwendung fUr die Rubrik 2 (55,90 Mio. EUR, TZ 7.3), liegen die 
tatsächlichen Auszahlungen noch um 731,89 Mio. EUR darüber. Dies lag in 

60 2. Nov<lI< d<S 8FRG 20t4 bIS 20t7. gkichz<i.ig mit d<m 8FRG 20t 5 bIS 20t8 mll 8G81.1 
Nr. 37/2014 vom 6. Juni 2014 v~rlautban. 
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erster Linie an Mehrauszahlungen in den UG 20 _Arbeit- (höhere Arbeits­
losigkeit) und den auszahlungsstärksten Untergliederungen mit den _ver­
gangenheitsbezogenen Auszahlungen-, UG 22 oPen ionsversicherung- und 
UG 23 _Pensionen - Beamtinnen und Beamte-; Einzelheiten dazu in TZ I 

bzw. im Textteil - VVR 201 4, Ba nd 2. 

Rubrik 3 " Bildung, Forschung, Kunst und Kultur" 

Während ursprünglich zwischen 2010 und 2014 eine Erhöhung der Aus­
zahlungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt 1,045 Mrd. EUR (+ 8,8 Clb) 
vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2010 und 2014 
tatsächlich um 1,403 Mrd . EUR (+ 12,2 Clb). Im Jahr 2014 lagen die tatsäch­
lichen Auszahlungen mit 12,946 Mrd. EUR um 31,91 Mio. EUR (+ 0,2 Clb) 
über jenen, die in der mittelfristigen Finanzplanung für 2014 gemäß letzt­
gültigem BFRG vorgesehen waren (12,914 Mrd. EUR inklusive Marge von 
10 Mio. EUR). Erhöht man die Auszahlungsobergrenze um die veranschlagte 
Rücklagenverwendung für die Rubrik 3 (147,0 I Mio. EUR, TZ 7 .3), liegen 
die tatsächlichen Auszahlungen um 115, 10 Mio. EUR darunter. Dies lag in 
erster Linie an Minderauszahlungen in der UG 31 _Wissenschaft und For­
schung'" (insbesondere wegen Verzögerungen im Baufortschritt von Klinik­
bauten und verzögertem Ausbau des _Institut of Science and Technology 
Austria-); Einzelheiten dazu in TZ I bzw. im Textteil - WR 2014, Band 2. 

Rubrik 4 "Wirtschaft, Infrastruktur und Umwelt" 

Während ursprünglich zwischen 2010 und 2014 eine Erhöhung der Aus­
zahlungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt 1,524 Mrd. EUR (+ 16,7 Clb) 
vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2010 und 2014 
tatsächlich um 574,05 Mio. EUR (+ 6,7 Clb). Im Jahr 2014 lagen die tatsäch­
lichen Auszahlungen mit 9,096 Mrd. EUR um 1,549 Mrd. EUR (- 14,5 Clb) 
unter jenen, die in der mittelfristigen Finanzplanung für 2014 gemäß letzt­
gültigem BFRG vorge ehen waren (10,644 Mrd. EUR inklusive Marge von 
10 Mio. EUR) . Erhöht man die Auszahlungsobergrenze um die veranschlagte 
Rücklagenverwendung rur die Rubrik 4 (151,22 Mio. EUR. TZ 7.3), liegen 
die tatsächlichen Auszahlungen um 1,700 Mrd . EUR darunter. Dies lag in 
erster Linie an Minderauszahlungen in der UG 46 _Finanzmarktstabilität­
(insbesondere für die Hypo Alpe- Adria - Bank International AG); Einzel­
heiten dazu in TZ 1 bzw. im Texneil - VVR 2014, Band 2. 

Rubrik 5 "Kassa und Zinsen" 

Während ursprünglich zwi ehen 2010 und 2014 eine Reduzierung der Aus­
zahlungsobergrenze gemäß BFRG um insgesamt 1,896 Mrd. EUR (- 21,5 Clb) 
vorgesehen war, erhöhten sich die Auszahlungen zwischen 2010 und 2014 
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tatsächlich um 346,56 Mio. EUR (+ 5,5 %). Im Jahr 2014 lagen die tatsäch­
lichen Auszahlungen mit 6,703 Mrd. EUR um 211,19 Mio. EUR (- 3,1 %) 

unter jenen, die in der mittelfristigen Finanzplanung für 2014 gemäß letzt­
gültigem BFRG vorgesehen waren (6,915 Mrd. EUR ink.lusive Marge von 
10 Mio. EU R). Dies lag in e~ter Linie an Minderauszahlungen in der UG 58 

.. Finanzieru ngen, Währungstauschverträge" (geringere Fina nzierungsnot­
wendigkeit, gesunkenes Zinsniveau); Einzelheiten dazu in TZ 1 bzw. im 

Tcxtte il - WR 2014, Band 2. 

Tabelle 4.1 - 5: Vergleich der Entwick.lung der Auszahlungen 2010 bis 2014 und der Auszahlungs­
obergrenzen 2014 bis 2018 gemäß BFRG 

fin,ln tlerungsn",u$n",ll 

Rubrik 

0-
S 

I 

P 
W1tiobfl 

Rubrik 0.1 IKht und 
SIc:hmelt 

p 
VfJriQ~1 

1.1M111; Z ArMtt,. SezYlu. 
'"-4Mft ." .. , .. ttit 

fix 

....,ntlkl 

I.brik 3 1I ... ftI. fof'KlIu ... 
K1m1t Ind bltu, 

........ It " wtrtsd •• tt. 
lafrlltruktur •• Id U ..... t 

jiJ 

Wlritlbel 

1.1tr1. 5 K.au ••• l lnun 

I) Rundungubw.khung.n IIIOglith 

AMIUhlu.,...1'I d_sdlolttt_ IfR' .... _holtttl< ... 
Dtfforonz "' 

I 
po-

I 
jIhrlkho V9rlnderunprattn 'Q 

2010 2014 
v_ 

2014 201' yRfI ........ ttg 

in ,Hja. [UR in " in Mio. [UR in" in "'·Punkten ....... 74MI.H .2,1 75.204. 29 10.521,21 .1.7 -Q,' 
50.916,53 55.675,06 +2,3 56.192,41 59.673.40 .. 1,4 - 0,8 

16.370.33 18,977.'9 +3.8 18.81l.8l 20.8"7.88 +2.6 - I ,Z 

7.611,22 ' .21',55 + 2,1 7.191,11 8.338,7& + 1,4 -0.' 
1.536, 51 8.2J6,81 +2,2 1.8J6,2J 8.263,68 + 1.4 - 0.8 

76,71 10,69 -2,0 82,90 15, JO · Zo' 0 0,4 

3USI •• S 37.619.71 • '.1 31.831.99 42 .045,31 + 1,. .. 0,2 

".,~.46 l'.1JZ.J6 +1,9 1O.IJI,51 2J.483.15 ... 3,0 .0,2 

'4.372,99 16.4" ,"'1 +J,:5 16.000,42 18.56.2.12 ... 3,8 .. 0,3 

n.542.U 12.' .... 11 ... 2,' 12.'1'.'20 U .S01.4S ... 1.1 - 1,1 

1 .521 .7. '.at5.7' ... I ,' 10.544,.9 9.496,27 - 1.1 - 4. 5 

It&", 10 6.615.40 +0.3 1. 915.9J 1.785,60 -Z, J - 2,3 

1.920. 54 2."19, 39 .. 5. 9 l .llS.flS 2.210,66 • 5. 1 - H.l 

6.15',77 6.701.)) ... 1,3 6.914, 51 1.139.42 + 0.' - 0, 5 

OlltUtn HIS. IfRG lOl4 · lOI7. lOI~ · 2011. tigtnt etr«hnung 

Die Auszahlungen stiegen von 2010 bis 2014 jährlich um durchschnittlich 
+ 2,6 % an . Die Veränderung laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2018 

beläuft sich demgegenüber auf + 1,7 % im Jahresschnitt. Diejährliche durch ­
schnittliche Erhöhung der Auszahlungsobergrenzen bis 2018 soll daher um 
0,9 Prozentpunkte niedriger sein als jene der tatsächlichen Auszahlungen 
im Zeitraum 2010 bis 2014. 

139 

III-162 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 04 Hauptdok.Band 1 Textteil T2 (gescanntes Original) 59 von 100

www.parlament.gv.at



R -
H 

Mittelfristige Entwicklungen im Bundeshaushalt 

140 

Rubrik 0,1 " Recht und Sicherheit" 

Die Auszahlungen tiegen von 2010 bis 2014 jährlich um durchschnitt­
lich + 2,1 % an . Die Veränderung laut mittelfristiger Finanzplanung bis 
2018 beläuft sich demgegenüber auf + 1,4 % im Jahresschnitt. Die jähr­
liche durchschnittliche Erhöhung der Auszahlungsobergrenzen bis 2018 soll 
daher um rd. 0 ,8 Prozentpunkte niedriger sein als jene der tatsächlichen 
Auszahlungen im Zeitraum 2010 bis 2014. 

Rubrik 2 "Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie" 

Die Auszahlungen stiegen von 2010 bis 2014 jährlich um durchschnittlich 
+ 3.1 % an. Die Veränderung laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2018 

beläuft sich demgegenüber auf + 3,4 % im Jahresschnitt. Diejährliche durch­
schnittliche Erhöhung der Auszahlungsobergrenzen bis 2018 soll daher um 
rd . 0,2 Prozentpunkte höher sein als jene der tatsächlichen Auszahlungen 
im Zeitraum 2010 bis 2014. 

Rubrik 3 " Bildung, Forschung, Kunst und Kultur" 

Die Auszahlungen stiegen von 2010 bis 2014 j ährlich um durchschnin­
Iich + 2.9 % an. Die Veränderung laut mittelfristiger Finanzplanung bis 
2018 beläuft sich demgegenüber auf + 1, 1 % im Jahresschnitt. Diejährli ­
che durchschnittliche Erhöhung der Auszahlungsobergrenzen bis 2018 soll 
daher um 1.8 Prozentpunkte niedriger sein als jene der tatsächlichen Aus­
zahlungen im Zeitraum 2010 bis 2014. 

Rubrik 4 "Wirtschaft, Infrastruktur und Umwelt" 

Die Auszahlungen stiegen von 2010 bis 2014 jährlich um durchschnittlich 

+ 1,6 % an . Die Veränderung laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2018 
beläuft sich demgegenüber auf - 2.8 % im Jahresschnitt. Diejährliche durch­
schnittliche Veränderung der Auszahlungsobergrenzen bis 2018 soll daher 
um rd. 4,5 Prozentpunkte niedriger sein als jene der tatsächlichen Auszah­
lungen im Zeitraum 2010 bis 2014. 

Rubrik 5 " Kassa und Zinsen" 

Die Auszahlungen stiegen von 2010 bis 2014 jährlich um durchschnittlich 
+ 1,3 % an . Die Veränderung laut mittelfristiger Finanzplanung bis 2018 

beläuft sich demgegenüber auf + 0,8 % im Jahresschnitt. Diejährliche durch­
schnittliche ErhÖhung der Auszahlungsobergrenzen bis 2018 soll daher um 
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0,5 Prozentpunkte niedriger sein als jene der latsächlichen Auszahlungen 

im Zeitraum 2010 bis 2014. 

Die Entwicklungen im Einzelnen aufUntergliederungsebene sind dem Text­
teil - VVR 2014, Ba nd 2, zu entnehmen. In diesem Zusammenhang weisl 
der RH darauf hin, dass erhebliche Risiken hin ichllich der Einhahung der 
im BFRG festgesetzten Auszahlungsobergrenzen bestehen (siehe zu den 
Risiken der Millelverwendung (Auszahlungen) insbesondere TZ 4 .3) . 

4.1.3 Entwicklung der Einzahlungen und des Nettofinanzierungssaldos ge­

mäß Strategiebericht 

Einzahlungen 

Die beIragsmäßig höchsten Einzahlungen nach Untergliederungen im 
Finanzjahr 2014 betrafen die Öffentlichen Abgaben in der UG 16 (abzüg­
lich Überweisungen an Länder, Gemeinden etc. bzw. dem nationalen EU-Bei­
trag) gefolgt von Einzahlungen in den UG 25 _Familien und Jugend", UG 20 

"Arbeit", UG 46 "Finanzmarktstabilität", UG 23 .Pensionen - Beamtinnen 
und Beamle", UG 51 "Kassenverwaltung" und UG 45 "Bundesvermögen". 

Der Strategiebericht der Bundesregierung 20 15 bis 2018 ging in den nach · 
slehend angemhrten Untergliederungen von folgenden Einzahlungen rur 
die nächsten vier Jahre aus: 
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Tabelle 4.1-6: Einzahlungen 2015 bis 2018 gemäß Strategiebericht 

F ina n.lieru ngshaush.l tl 

...... -
Obefllfti ~ungl!:n an Llnd!!'f, 
Gtrl'ltlndcft ftc , 

Nationaler EU-Beitrag 

U' 11 
~ AtopMto.-. 
UGJO .... " 
U' 25 
'_100 uM lllfOO'l 

UC41 
ytt'bhr . ............ 
TodI_ 

UC45 
..... Ni " 

SMrt1tt 11 •• 1111 .. , •• 

F " • ~ 

142 

-- V..-.. 
bhlllnpn 

I I I 
,. .. 

2015 ,.1. zon 2011 2014 · 2011 I t. 1oIo_ .... 
In M,di. EUR I In" 

11.50) 11.710 &S.no 'l,lto • ' .410 • n ,5 .1.1 

• 28.278 • 19.583 - 30,723 · 31.01l!, - 3 .. 4)] ... 11 ,5 

- 2.152 - 3,000 - 1,000 - 3,000 - 3,100 . 0,100 .. 2,1 

47,473 4'. 117 51. 517 S3.UJ 505,074 .5.177 .n .• .1,1 

1.111 .... 2 ' .5ft "'14 ' ,114 .O,6J2 .10.1 .2.' 
7,104 7,114 7.712 ' .152 .t.Ut .15.J .4,7 

0.422 0.217 0,214 0, 214 - o,OU . 4,7 · 11,1 

1.007 1.111 1.2" Ull 1.21) .0,120 .10,' 

0.112 0.052 0.050 0.050 - 0.012 -'U 
I ,UO 1,417 1.411 1.4,u 1.4" .0.012 • 2.2 .... 

5,IJ' '.HO .0,lU .0,7 

., ... .lU ... , 

Demzufolge sollen die Einzahlungen insgesamt um 7,853 Mrd . EUR bzw. 
11,0<\b gegenüber den tatsächlichen Einzahlungen des Jahres 2014 steigen. 

Das würde eine durchschnittliche Steigerung bis 2018 um 2,7<\b bedeuten. 
In diesem Zusammenhang weist der RH darauf hin, dass erhebliche Risiken 
hinsichtlich der Einhaltung dieser Planungswerte bestehen, insbesondere 
weil noch offen ist, wie sich die am 17. März 2015 präsentierte Steuerre­
form 2015/2016 auf die mittelfristige Finanzplanung auswirken wird. 

Einzelheiten zu den Risiken der Mittelaufbringung (Einzahlungen) fmden 
sich in TZ 4.3, zu den Einzahlungen, insbesondere zu den Öffentlichen 
Abgaben in UG 16, Textteil - VVR 2014, Band 2. 
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Nettofinanzierungssaldo 

Oie tatsächlichen Auszahlungen im Finanzjahr 2014 betrugen 
74,653 Mrd. EUR, die Einzahlungen 71,463 Mrd. EUR, daraus ergab sich 
ein gegenüber dem Voranschlag (- 3,569 Mrd . EUR) etwas günstigerer Net­
IOfmanzierungssaldo in der Höhe von - 3,190 Mrd. EUR. 

Der Nellofmanzierungssaldo zwischen Ein - und Auszahlungen der Jahre 
2015 bis 2018, der sich laut Strategiebericht 2015 bis 2018 ergeben sollte, 
ist in folgender Abbildung dargestellt: 

Abbildung 4. 1-2: Nenofmanzierungssaldo 2015 bis 2018 gemäß Strategiebericht" 

" .000 

18,000 

16.000 
15,161 

74,000 

12.000 
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66.000 
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10.516 

18,983 
79,319 

'" 
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77,2]6 

•• 
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., 
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1) für dIese Berechnung log der Str.teglebencht 2015-2018 der Bundesfe9u,rung die Entwurfs-Werte des 
BFRG her In, d,he, ergeben \Ich gl!r,ngfuglge AbweIChungen zu den beuhlonenen BFRG. 

QUI!UI! ~ Str.tegiebtrlcht 2015 2018 

Ocr Neuofmanzierungssaldo rur die Jahre 2015 bis 2018 soll laut Stra­
tegiebericht der Bundesregierung jeweils negativ in der Höhe zwischen 
- 2,978 Mrd. EUR (2016) und - 1,137 Mrd. EUR (2018) sein . 
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4.2 Budgetpolitische Maßnahmen des Bundes -

Budgetkonsolidierung 

Seit der Winschaf!5- und Finanzltrise 2008/2009 be chloss die Bunde re­
gierung verschiedene Maßnahmenpakete mit bedeutenden Auswirkungen 
auf den Bundeshaushalt. Auf das Maßnahmenpaket zur Stabilisierung der 
Winschaft (2008/2009) folgten 20 10 und 2012 zwei Konsolidierungspa ­
kete". Mit der im Stabilitätsprogramm 2013 bis 201 B dargelegten Fonset ­
zung der Konsolidierungsstrategie plante die Bundesregierung das mittel ­
fristige Haushaltsziel bis zum Jahr 2016 zu erreichen. Der RH stellte im 
BRA 2013 rrz 4.2 : S. 168ff] die Konsolidierungsslrategie inkl. der gesetz­
ten steuerlichen Maßnahmen und Offensivmaßnahmen ausflihrlich dar. 

Der von der Bundesregierung im Stabilitätsprogramm 2013 bi 2018 an die 
EU gemeldete Konsolidierungspfad zeigt, wie die Annäherung an das mit ­
telfristige Haushaltsziel erreicht werden soll !Tabelle 4.2-1). 

61 si('ht ÖsttmichiS('h~ Slabilit:ltsprogramm 2010 biS 201 4: Strattgitlxricht dtr Bundes­
",gierung 2013 bis 20t6 
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Tabelle 4,2 - 1: Entwicklung der budgetären Maßnahmen 2014 bis 2018 

2014 2015 2016 2017 2011 ....... Entoricklu .. ..., 1>uitotI..., ... __ 

in Mio, EU. 

Mund 

Kürzung (rl1lusenuun,ahlungen '00 300 300 300 300 1,100 

H:odtr.te GehoilltSJnp.l$$unq l014 IJnd Z01S '0 100 100 100 100 "0 

~oderatt! P@nsionunpusung 2014 320 320 320 320 320 1.11500 

Anhebung faktisches Pensionsantritualtef 267 J21 '19 '" 7.2 2.416 

SuMmt Unspolrunv-n Bund 1.137 1.047 1.199 1.291 1.512 6.186 

in" des BIP 0,' . ,3 . ,3 .,' .,' 
Steu.tUche ",.In""""t" 722 1.164 1.741 1.113 1.630 1.055 

in 'I. des HIP . ,2 . ,3 .,' .,' 0,' 

~n ,IIlehflrif1uhLungt!n 122 1.164 1.746 1.79] 1.630 1.05S 

d.von "indereinuhLungen» " 10. 2.3 281 2 •• 1.084 

lusJutlcht Offlnslv.,I".hm,,, .,. "6 1.129 1.10l 1.1152 4.67S 

in" des HIP 0,2 . ,2 . ,3 0,3 0,3 

I) in Offl'nuVlIII&n..hmen rnlh.Lt~n : Ab~ch.ffung dl'f (,1ilt'Usch.fulruef, Sf.nlnlng dir Btiu.lgl' lur gl'utlhcl'1t'n Unflll~r~ichtrung lind lum HF 

Ouril.n: ~(lu.g'.btrIC"t 1OIS·101'. Ött"" •• 'd'lkc:"'.s SUbil!tjt~fv9Ul rh!ll 201]·1018 

In der _Übersicht über die österreich ische Haushaltsplanung 2015- führte 
die Bundesregierung weitere Maßnahmen an, mit denen die Budgetsitua­
tion verbessert werden sollte: 

Einschränkung der Straffreiheit bei Selbstanzeige" (geplante Mehr­
einzahlungen von rd, 150 Mio, EUR 2014, )2 Mio, EUR 2015; 
danach rückläufig) 

Verwaltungsreform (Maßnahmenpaket _Bürgernaher Staat" auf­
bauend auf dem Bericht der Aufgaben- und Deregulierungskom­
mission", z,B, verstärkter Einsatz automatisierter Verfahren, Aus­
bau von E- Govemment; bis Ende 2014 noch keine Maßnahmen 
gesetzt) 

Sonderpensionenbegrenzungsgesetz" (Begrenzung von Sonderpen­
sionen, Sicherungsbeiträge für bestehende Sonderpensionen; Mehr-

62 Finanzstrafgcsettnovelle 2014, BGBI. 1 Nr, 65/2014 

6) h np :/1 cd n, aufgabe n re form" I1 pd f/ er.;!< r _ berieht_.d k_ be,eh I usSlex I, pd f 

64 BGBI. 1 Nr, 46/20 14 
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einzahlungen und Minderauszahlungen von rd. 5,9 Mio. EUR 2015; 
danach leicht ansteigend) 

Beide von der österreichischen Bundesregierung im Jahr 2014 der Europä­
ischen Kommission zur Bewertung vorgelegten Haushaltsplanungen", in 
denen die Maßnahmen zur Erreichung des Haushaltsziels dargestellt wer­
den, erforderten Nachbesserungen bei den Konsolidierungsmaßnahmen, 
die nur zum Teil von der Europäischen Kommission anerkannt wurden 
rrz 3.2.5.1 bzw. 3.2-4). 

In einer Klausurtagung am 26. und 27. September 2014 in Schladming ver­
einbarte die Bundesregierung das MaßnahmenpakeI: .Wachstum stärken, 
Kri enbewältigung unterstützen, Beschäftigung sichern·, das insbesondere 
den Ausbau des Breitbandnetzes beschleunigen, die finanziellen Rahmen­
bedingungen rur Start-ups, die Kreativ- und die Filmwirtschaft und die 
Erschließung neuer Märkte fördern soll. Außerdem sollen Lohndumping 
und Sozialbetrug bekämpft werden. Darüber hinaus enthält es das Maßnah­
menpaket .Bürgernaher Staat· (siehe oben) und ein 6-Punkte-Programm 
im Bildungsbereich betreffend die Schnittstelle IUndergarten zur Volks­
schule, die Unterstützung der Sprach- und Lesekompetenz, die Stärkung 
der SchulaulOnomie, die Qualität ganztägiger Schulforrnen, den Ausbau von 
Sport und Bewegung und die Weiterflihrung der Erwachsenenbildung. In 
den Ausflihrungen zum Maßnahmenpaket ist die Budgerwirksamkeit nicht 
transparent dargelegt, insbesondere was die Auswirkungen auf den Bud­
getpfad bis 2018 betrifft. 

Die Wirksamkeit der Konsolidierungsstrategie wurde vom Bundesminister 
flir Finanzen elbst infrage gestellt, der die parlamentarische Anfrage Nr. 
34931J vom 22. Jänner 2015 dahingehend beantwortete, dass in .den ver­
gangenen Jahren H zwar mehrere Konsolidierungspakete geschnürt und 
eine Vielzahl von Maßnahmen beschlossen, aber nicht alle umgesetzt [wur­
den) . Die beschlossenen Maßnahmen waren weitgehend punktuell , kurz­
fristig ausgerichtet und wirkten moderat. Wirklich einschneidende Au ga­
benkürzungen durch Abstriche in den Ausgabenprogrammen, ein weniger 
großzügigeres Ausgabenverhalten und - was besonders wichtig ist - kon­
zeptionelle Verbesserungen gab es eher nicht. Im Gegenteil: Zur Stützung 
von Wirtschaftswachstum, Einkommen und Beschäftigung wurden gleich­
zeitig Offensivmaßnahmen gesetzt, die zu Mehrausgaben flihrten, welche 
in manchen Jahren höher waren als die Ausgabenkürzungen.· 

65 Am 29. April 2014 Itgtt: Österreich gleichleitig in einem gemt'insamen Dokument mh 
dem neuen Österreich ischen Stabilitätsprogramm rur die Jahre 201 J bis 20 18 eine aktu­
alisierte Ubersichl Ober die östemichischc Hau.shaltsplanung (Update) 2014 und am 
15. Oktober 2014 eine Ubersicht über die östt'rrt'ichische lIaushaltsplanung 2015 vor. 
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Der Bundesminister für Finanzen fühne weiters aus, dass die Au gaben 
gemäß ESVG 10 in den Jahren 2011 bis 2013 in manchen Bereichen deut­
lich stärker gestiegen sind als das nominelle Bruttoinlandsprodukt (2,2 'lb 
im Jahresschnitt). Im Speziellen die Ausgaben für soziale Sicherung, Förde­

rungen und der ÖITentliche Konsum (insbesondere der Personalaufwand und 
die laufenden Verwaltungssachaufwendungen) wären davon betroITen, wes­
halb er folgen, dass weitere ausgabenseitige Reformen vor allem im Sozial ­
bereich, im Förderbereich und in der öITentlichen Verwaltung nötig wären. 

Am 17. März 2015 beschloss die Bundesregierung im Ministerrat die Eck­
punkte der ebenfalls in der _Übersicht über die österreich ische Haushalts­
planung 2015- angekündigten Steuerreforrn 2015/2016: Die Steuerreforrn 
oll ein Volumen von 4,9 Mrd. EUR beinhalten. Als Ziele werden Entlas­

tung, Vereinfachung, Bürokratieabbau und Konjunkturbelebung genannt. 
Zur Gegenfmanzierung werden folgende Punkte - mit einem Volumen 
von rd. 5,150 Mrd. EUR - genannt: Selbstfmanzierung (850 Mio. EUR). 
Bekämpfung von Steuer- und Sozialbetrug (1,900 Mrd. EUR), Einsparungen 
bei Förderungen und Verwaltung (l.100 Mrd. EUR), Strukturrnaßnahmen 
(900 Mio. EUR) und Solidaritätspaket (rd. 400 Mio. EUR). 

Am 23. und 24. März 2015 fand in Krems eine IUausunagung der Bundes­
regierung statt, in deren Rahmen sie Arbeitspapiere zu den Themen: Umset­
zung der Steuerreforrn, Innere Sicherheit, Freiraum rur Österreichs Schulen. 
Bildung und Integration und ein Konjunkturpaket beschloss. Auch in die­
sen Arbeitspapieren ist die Budgetwirksamkeit nicht tran parent dargelegt. 

Wie sich die Steuerreforrn 2015/2016 sowie die Maßnahmen aus den Klau­
sunagungen in Schladming und Krems auf die mittelfristige Finanzplanung 
auswirken, ist noch oITen. Der RH sieht jedenfalls erhebliche Risiken rrz 4.3). 
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4.3 Risiken der mittelfristigen Haushaltsentwicklung in Österreich 

Der Budgelpfad der Bundesregierung I!. Haushaltsplanung sieht ab 2016 
einen gesamtstaatlich strukturell ausgeglichenen Haushalt vor. Allerdings 
enthalten weder das Regierungsprogramm noch die seither von der Bun­
desregierung publizierten Budgetunterlagen eine nachvollziehba re fInanzi­

elle Gesamtdarstellung. welche Maßnahmen in welchem Ausmaß zur Errei­
chung dieses Zieles beitragen. Der RH hält daher ausdrücklich fest. dass auf 
der Mittelverwendungsseite die Inefftzienzen, Doppelgleisigkeiten und Kom­
petenzüberlappungen insbesondere in den Bereichen Bildung, Pflege, Sozi­
ale, Förderungen und Verwaltung beseitigt und die längst erforderlichen 
Strukturrnaßnahmen umgesetzt werden müssen. Darüber hinaus sieht der 
RH Handlungsbedarf bei den Pensionen. Der RH hat zu all diesen Themen, 
wie in der vorliegenden Voranschlagsvergleichsrechnung 20 14, aber auch 
schon im BRA 2013 zitiert, zahlreiche Berichte veröffentlicht, die ei ne Viel­
zahl von Empfehlungen flir grundlegende Reformen enthalten. 

Wie sich einerseits aus den Daten der vorliegenden Voranschlagsvergleichs­
rechnungen 2014, andererseits aus Budgetunterlagen und Beschlüssen der 
Bundesregierung ergibt [insbesondere Bundesvoranschlag 20 15, Übersicht 
über die österreichische Hau haltsplanung 2015, Bundesftnanzrahmen und 
Strategiebericht 2015-2018, Ministerratsbeschluss zur Steuerreforrn), beste­
hen erhebliche Risiken, um die budgetären Herausforderungen der kom­
menden Jahre erfolgreich zu bewältigen. 

Risiken der Mittelaufbringung (Einzahlungen) 

Nettoabgabenertrag des Bundes : Schon im BRA 2013" hatte der RH 
auf das Risiko betreffend die Erreichung der veranschlagten Werte 
hingewiesen. Tatsächlich lagen die Einzahlungen aus öffentlichen 
Abgaben 2014 neUo 408,58 Mio. EUR und brutto 877,22 Mio. EUR 
vor allem bei der KÖlperschaftsteuer [- 293,92 Mio. EUR), den Abgel­
tungssteuem aus den Abkommen mit der Schweiz und Liechtenstein 
[- 235,95 Mio. EUR), der Umsatzsteuer [- 128,48 Mio. EURJ und der 
Veranlagten Einkommensteuer [- 116,05 Mio. EURJ unter dem Vor­
anschlag [Details im Tex tteil - VVR 20 14. Band 2, UG 16 - TZ 8J. 
Schon aufgrund des Basiseffektes 2014 bleibt das Risikopotenzial 
auch flir die Folgejahre bestehen und wird sich insbesondere durch 
die in der bisherigen Finanzplanung noch nicht eingepreiste Steu­
erreforrn ab 20 16 [und die Risiken bei deren GegenftnanzierungJ 
weiter beträchtlich erhöhen [siehe dazu untenJ. Zum Risiko der 
Erreichung geplanter Werte beim Nettoabgabenertrag des Bundes 

66 sirhr im BRA 2013 TZ 4.3 Risikrn hinsichtlich der mittelfristigen Entwicklungen im 
Bundoshaushah, S. 185 fT 
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trägt auch die immer noch ab 2016 mit 500 Mio. EUR p.a. einge­
preiste Finanztran aktionssteuer bei, deren Realisierung sich der­
zeit weder dem Grunde als auch dem Zeitpunkt und dem Ertrag 
nach kaum abschätzen lässt. 

Die mit 210,75 Mio. EUR im BVA 2014 angenommenen Versteige­
rungserlöse von Emissionszertiftkaten in der UG 43 [Umwelt) erwiesen 
sich als deutlich zu hoch. Tatsächlich lagen sie mit 53,34 Mio. EUR 
um 157,41 Mio. EUR unter dem Voranschlag in der UG 43 [Details 
im Textteil - VVR 2014, Band 2, UG 43 - TZ 23). Nachdem auch 
im Bundesvoranschlag 2015 eine entsprechend hohe Veranschla ­
gung vorgenommen wurde, besteht dieses Risiko ebenfalls rur 2015. 

Bezüglich der rur 20 15 eingestellten Dividende rur den Verbund in 
Höhe von 169,00 Mio. EUR verweist der RH auf den BRA 2013, wo 
er bereits ausgeruhrt hat, dass die erwartete Dividende angesichts 
der in der Öffentlichkeit kolportierten ökonomischen Erwartungen 
des Unternehmens extrem optimistisch einge chätzt wurde, was 
jedenfalls ein entsprechendes Vollzugsrisiko begründet. Es besteht 
aus Sicht des RH kein neuer Informationsstand, der diese Einschät­
zung verändern würde. 

Steuerreform: Die rur das kommende Jahr von der Bundesregie­
rung beschlossene Steuerreform" sieht ein Entlastungsvolumen von 
4,9 Mrd. EUR sowie zusätzlich Maßnahmen im Bereich der Fami­
lien - und WirtschaftsfOrderung von 300 Mio. EUR vor." Für die 
konkrete Nachvollziehbarkeit sowohl dieser Zahl als auch der ange­
kündigten Maßnahmen zur Gegenfmanzierung hat die Bundesre­
gierung bislang keine detaillierten Berechnungen vorgelegt. Dazu 
kommt, dass einzelne Aspekte der angekündigten Gegenfmanzie­
rung, wie etwa die Bekämpfung von Steuerbetrug owie Einspa­
rungen bei Verwaltung und Förderungen, bereits in den letzten 
Jahren wiederholt Gegenstand von Ankündigungen der Bundesre­
gierung - auch gegenüber der Europäischen Kommis ion - waren, 
sodass anzunehmen ist, dass die nun in Aussicht genommenen 
Maßnahmen zusätzlich zu den bereits angekündigten realisiert wer­
den sollen. Darüber hinaus sind neben dem Bund auch Länder und 
Gemeinden von Steuerausf<illen und Gegenfmanzierung betrof­
fen, die Sozialversicherung von Beitragsentlastungen rur bisher 
Abgabenpflichtige. Daher bleibt neben der Budgetentwicklung des 
Bundes auch abzuwarten, ob die von der Bundesregierung in der 

67 Zu Rroakllonsschluss lagen noch ktint tntsprfihtndtn Grset2~ntwürft der Bun­
desregierung vor. sondern lediglich dcr 3m 17. März. 20lS von dcr Bundcsregu~ rung 

beschlossene Ministerratsvonrag sowie die Ergebnisse einer Klausurtagung df'r Bun­
dcsregirrung am 23 . und 24. März 201 S. 

68 siehe Ergebnisst zur Rrgierungsklausur in Krems an der Donau am 23. und 24. Man. 201 S 
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gesamtstaatlichen Budgetplanung berücksichtigten Beiträge von 
Ländern, Gemeinden und Sozialversicherungen trotz der neuen 
Sachlage eingehalten werden können. Der RH weist auf die aus 
diesen Umständen resultierenden erheblichen Risiken für die Ein­
haltung des Budgetpfades der Bundesregierung hin. 

Risiken der Mittelverwendung (Auszahlungen) 

BundesflOanzrahmen: Der RH hat im BRA 2013 auf Risiken bei 
den mittelfristig geplanten Auszahlungsenrwicklungen hingewie­
sen, weil nicht erkennbar war, mit welchen Reformmaßnahmen die 
Einhaltung der entsprechenden Beträge sichergestellt war. Die Aus­
zahlungsenrwicklung 2014 zeigte in mehreren Untergliederungen 
- insbesondere UG 11 (Inneres). 20 (Arbeit) und 22 (Pensionsver­
sicherung - deutliche Mehrauszahlungen, wobei dies auch unter 
Berücksichtigung höherer Einzahlungen bei den UGs 20 und 22 
galt (Details im Texlteil - VVR 2014. Band 2, Untergliederungen 
11 , 20, 22 - TZ 3, 9. 11). Die entsprechenden Risiken wirken auch 
in den Folgejahren fort. 

Banken-Schuldenstand: Obgleich die Mittelverwendungen für Ban­
ken nicht in das strukturelle DefIzit eingerechnet werden, beein­
flussen sie in der Regel" das Maastricht-Deflzit und jedenfalls den 
Schuldenstand und sind daher für die Budgetenrwicklung wesent­
lich . Der RH weist wie schon im BRA 20 13 auf das Risiko hin , ob 
die in der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes berücksich­
tigte Vorsorge ausreichend ist (gemäß Strategiebericht der Bun­
desregierung 2015-201B ist rur Banken im Jahr 20 15 insgesamt 
I Mrd. EUR vorgesehen, davon 300 Mio. EUR in der Finanzie­
rungsrechnung); in den Folgejahren sinkt die Vorsorge laut Stra­
tegiebericht der Bundesregierung gegenüber 2015 weiter ab, näm­
lich auf 400 Mio. EUR für 2016 und auf jeweils 300 Mio. EUR für 
2017 und 2018. 

Harmonisiertes Rechnungswesen rur Bund, Länder und Gemein­
den: Das Fehlen eines harmonisierten Rechnungswesens hat man­
gelnde Transparenz von budgetären Risiken insbesondere auf Län­
der- und Gemeindeebene zur Folge, die im neuen Rechnungs- und 
Veranschlagungswesen des Bundes etwa durch Rückstellungen und 
Wertabschreibungen aber auch durch den Ausweis des Ressourcen­
verbrauchs nicht erst bei Zahlung vorgesehen sind. Trotz gewisser 
Fortschritte in Gesprächen zwischen Bund, Ländern und Gemein-

69 Di(' Auswirkung der Rcslrukturkrungsmaßnahmcn für Banken auf das Maastrichl-Ddl­
zit bzw. allgemein auf die öfTrnthchtn Finanzrn gemä.ß ESVG 2010 wird von WalteT 
StObleT und Tram in der Schriftenreih(' .. Statistisch<' Nachrichten" der Statistik Austria 
(H<fl 1/201 5. S. 46 bis 66) b<schrirbrn. 
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den fehlen diese harmonisienen Be timmungen nach wie vor. Der 
RH weist daher erneut und eindringlich auf die otwendigkeit eine 
harmonisienen Rechnungswesens auf der Grundlage einer integ­
rienen Finanzierungs-, Ergebnis- und Vermögensrechnung hin. 

Haftungen und Eventualverbindlichkeiten: Eine Gesamtschau über 
den Haftungssland des Sektors Staat ist nicht möglich, weil keine 
einheitlichen Standards rur die Festlegung der Haftungsobergren­
zen rur alle Teilsektoren de Sektors Staat vorgesehen sind. Der RH 
hat bereits im BRA 2013 die fehlenden Standards rur die Festle­
gung von Haftungsobergrenzen kritisien. Dieses Problem besteht 
weiter, weshalb der RH die Kritik erneuen und rasche legislische 
Maßnahmen als dringend erforderlich erachtet, um die erforder­
liche Vergleichbarkeit und Tran parenz bei den Haftungen aller 
örrentlichen Haushalte in Österreich herzustellen. 

Rücklagen: Während die Entnahme von Rücklagen defizitwirksam 
ist, soweit dem nicht RückJagenzuflihrungen in zumindest glei­
cher Höhe gegenüberstehen, wirken Restriktionen bei der Inan­
spruchnahme von Rücklagen im Sinne der Wiederbelebung eines 
_Auszahlungsflebers- am Ende eines Finanzjahres kontraproduktiv. 
Damit ist auch das Risiko verbunden, dass höhere Auszahlungen 
als unbedingt nötig getätigt werden, weil der Anreiz flir sparsame 
Geba ren geschwächt wi rd. 

Berechnung des stru kturellen Budgetsaldos: Der RH wies im BRA 
2013 auf die in der mittelfristigen lI aushaltsplanung von Öster­
reich verwendeten nationalen Winschaftsprognosen hin, während 
sich die Europäische Kommission bei ihrer Beuneilung auf eigene 
Prognosen stützt. Damit können in der Beuneilung der Haushalts­
entwicklung nach wie vor unterschiedliche Einschätzungen zwi­
schen Österreich und der EU auftreten. 

Risiken der Erfüllung von EU -Budgetvorgaben 

Der Rat hat im Juli 2013 empfohlen, da Österreich sein mittelfristiges 
Haushaltsziel eines ausgeglichenen strukturellen Haushalts bereits 2015 
erreicht. Österreichs Budgetplanung hat dem nicht entsprochen. Dies hat 
zu einer kriti ehen Einschätzung der EU geflihn, was den Bundesminister 
flir Finanzen - wie schon am 12. Mai 2014 zum Budgetvollzug 2014 - am 
27. Oktober 2014 neuerlich zu einem Briefan die Kommission veranlasste. 
Darin stellte der Bundesminister - diesmal rur 2015 - Budgetnachbesse­
rungen in Höhe von 1,035 Mrd. EUR in Au icht. 
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Bislang ist nicht erkennbar. inwieweit Maßnahmen ergrifTen wurden. um 
etwa folgende Ankündigungen wirksam rur 2015 umzusetzen: 

Eine Verbesserung in der Gebarung von Ländern und Gemeinden 
um JOO Mio. EUR. was Für Länder und Gemeinden in Summe aus­
geglichene Haushalte bedeuten würde; 

Bindungen bei diskretionären Auszahlungen des Bundes von bis 

zu 250 Mio. EUR; 

Reformen in Verwaltung und ausgegliederten Einheiten. die 
150 Mio. EUR zur Ergebnisverbes erung beitragen sollten. 

Es besteht daher ein erhebliches Risiko. dass die Budgetziele der Bundesre­
gierung 2015 verfehlt werden. worauf auch der Fiskalrat am 17. März 2015 
hingewiesen hat. Ein solches Verfehlen hätte als Basi efTekt auch entspre­

chende Auswirkungen auf die Folgejahre. 
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5 VORANSCHLAGSVERGLEICHSRECHNUNGEN 

5.1 Finanzierungshaushalt 

Der Gebarungsvollzug des Bundes im Finanzierungshaushalt setzte sich aus 
Einzahlungen in Höhe von 71.463 Mrd. EUR und Auszahlungen in Höhe 
von 74 ,653 Mrd. EUR zusammen. Gegenüber dem Voran chlag wurden um 
732,95 Mio. EUR (- 1,0 'lb) weniger eingezahlt sowie um 1, 113 Mrd. EUR 
(- 1,5 'lb) weniger ausgezahlt. 

Der Neuofmanzierungssaldo lag 2014 bei - 3,190 Mrd. EUR und damit um 
379.59 Mio. EUR (- 10,6 'lb) unter dem Voranschlag. 

Folgende Tabelle zeigt die Voranschlagsabweichungen im Finanzierungs­
haushalt auf Bundesebene, geglieden nach MVAG. 

Tabelle 5.1 - 1: Finanzierungshaushalt, Bund - Voranschlagsvergleich 2014 nach MVAG 

F In~lftll~' ungsh.ush.lt 

AUeI 1 "'~ 
--"1 z-.. I .... -., 

2014 2014 --.. 2014 : ~ 2014 

M "~. tu. ( I ... 

I ...... • 72.1'5.71 71 ... ' .... . 7)2." · 1.0 

""I'" •• 1I.71S." 74.H1.SS . l .n2.S4 • 1.5 . , - . '3 .LIIt,I1 -U1t,71 . .,.,. _. 
• - I 

Einl.r,(ungen IIUS der ope,.tiven Verw.ttungsUtigbit und 
59.'U.OS 69. 124, 14 - 563,91 -0.' Tr.n,t"s 

Elnuhtu"g.n .us 6tr InYtitltlonstltigk.ll 2.145,61 2.179,]9 .. 11,1t .. 1.6 

Einz.htunge" IUS du ItliC.knhlung 'IOn D.,lehen sowie gewJhrte" 
]62.13 159.)1 - 202,'2 - SM YOIKhllue" 

IturN _ •• 72.st5.71 71 .412." -7U." - 1,0 

Ausnhlungl:n IUS der oper<1ltivtn Verw.ttungstltlgkeit 20.791.02 20.475.10 - )lS. lZ • 1,5 

Ausuhtungtn 'U5 ".nsf.rs 51,265.15 52 .249.'2 . I.ou.n · 1.9 

Ausuhlungen ~us der Invtstltionstltigult 161 .25 1.61S.IS "'14.60 ·94,6 

Auu~hlungt!n ~us der Gewihrung von Dj,nehen sowl. g .... Jhtttn 
'41.01 ZSl.09 · 595.99 • 10.4 Vorschüss.n 

""eH i A 11.115.01 14.152.15 · 1.U2.54 • 1.5 

Mindereinzahlungen waren insbesondere im Bereich der Einzahlungen aus 
der operativen Verwaltungstätigkeit und Transfers (- 563,91 Mio. EUR) sowie 
der Einzahlungen aus der Rückzahlung von Darlehen sowie gewähnen Vor­
schüssen (- 202,82 Mio. EUR) zu verzeichnen. Dem standen Mehreinzah­
lungen aus der Investitionstätigkeit von 33,78 Mio. EUR gegenüber. 
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Die Minderauszahlungen betrafen die Auszahlungen aus Transfers 
(- 1,016 Mrd. EUR), die Auszahlungen aus der Gewährung von Darlehen 
sowie gewährten Vorschüssen (- 595,99 Mio . EUR) und die Auszahlungen 
aus der operativen Verwaltungsläligkeil (- 315,22 Mio. EUR). Mehrauszah­
lungen waren lediglich bei den Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit 
zu verzeichnen (+ B 14,60 Mio. EUR). 

Tabelle 5.1-2: Finanzierungshaushalt. Rubriken - Voranschlagsvergleich 2014 nach MVAG 

Fln.nlierungs~ush.lt 

*U; ItW~ · .... - l '""'"'- I .-.. 2014 ZOJ4 Vtrif'l:tO ... 2014 I z. ........ 2014 

In Klo. EUR I In .. 

-0.' 1IcIIt ... ' ... 
Elnuhlungen IU!o der o~r.tivtn Y~rw.ltungstltlgkeit IIInd 

49.191 ,1111 '3.391,01 • lOO,09 · 0.115 Tran.sfers 

Einuhlungen ilUS der Invtstitlonstltig1ct1t 0,1' 0.51 · 0.2'1 • 26,3 

Einzahlungen ilU$ der Rückuhlung von D.rlehen sowie gewlhrten 
6.110 ~. Ja · I ,n • 20,9 

VorschDssen 

""'eH • 4'.1,..71 ...... 7.04 • J01,72 ·0.' 
Ausuhlungen .us der operniwn YtrwlltungsUtlglceit 6.867,60 6.919,61 ... 72,09 ... 1,0 

Ausuhlungen IUS Transftrs iSS,76 964,76 ... 9,00 ... 0.9 

Auszahlungen .. us Ov InwstltlOtl-sUtlgbit 115,63 371.21 ... 62.58 ... 19.8 

Ausuhlungtn IU$ de, GewJhrung von O.rtehen IOwie gewlhrten 
6,79 <.90 • l ,a9 - 21.& 

Vorschüuen 

aw • ., • • '.145.71 1.117,5S .,4,.11 .,.7 -, -_. •• t ........ 

Einzahlungen IUS der opefltlven Verwlttungnltlgblt und 
U .126.SS tS.974,06 • 2'47,52' + 1,6 

Trlru~" 

Einzahlungen .us der Inw-sti tionstJtigk.it 0,02' - 0,02 · 100,0 

Elnllhlungen .us der RDd:uhtung IiOf'I; Dlrl.he., Ioow 'llgewlhrterl 
70,39 7S,64 ... 5,26 ... 7.S 

VorschOssen 

11a"" • • 15.7",11 16.04'.70 ... 112,7S • I.' 
Ausnhlungen .IIUli der opeutMn Verwilltun9stlt lgkeit 1.24a.&6 1.229,33 • 19,53 - 1.6 

AuslIhlungtn 'us Tr,nsftt! 35.492',&2 36.2'S2,U .. 1St.6l ... 2,1 

Ausuhlungen .us der lnwstitionstJtiglteit 1.41 1,39 · 0,01 • S.3 

Aus.z.llhlungen .IIUS dfl Gewlhrun9 von o..rtehtn IOwtl gewlhrten 
114.73 116.61 .. l ,n .. 1.4 

Vorschüssen 

......... 
• n 

".177.0 J7 •• 1t.71 .. 741," .a.o 
Q",.tt.": HIS. l! 'Vftle l .. rKh"unt 
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AUfttNi"' "-Nru"l ."""""" 1 20""'_ 1 --'" 2014 2014 YDrIIIKhLIg 2014 : .z.tatu...,. 2014 

In lIIio. [UR I I ... 

hilft. J ~'''-''' _.HICMW 

Elntlhlungen ilUS der operativen Verwaltungst1tigkeit und 
8~,tl 111,03 .,. 2S, t2 ... 29.2 

Transfers 

Elnz.lhlungen IUS der Invutitionstätigkeit 0,01 0,02 · 0,05 • 10.4 

Elnuhlungen aus der Rlkkuhlung von Darlehen sowie gewJhrten 
4,36 2,89 - 1,47 - 33.6 Vorschllssen 

Etnz.hlunten to,l' 113,14 • Zl,6t .26,1 

AUSlihtungen i1US der operativen Verwattungstitigkeit 4.280.lS 4.181.40 · 92.85 - 2,2 

Ausuhlungen aus Trilnsfefs 8.727,99 8.724.43 - 1,56 - 0.0 

Ausuhlungen .IUS der Invertit ;onstätigkeit 40,10 lZ.65 ·7,65 • 19,0 

Ausuhlüngen .IUS der Gt'wihrung von Darlehen sowie gewlhrten 
2,61 1,63 - 1,04 - 39.0 

VorKhüssen 

Auuahl ...... U .OS1. U 12.'''.11 - 105,10 -0.' _. 
wtrbduIft. IIIfrutl •• w .. u...tt 

EinzoIhlungen 11m, der opt!f'oItiven Y~rwaltung,!;lit;gbit und 
3.232,56 3.027,73 - 204.83 - 6.3 frilMh!rs 

Elnz.hlungen illU der Invtstitionstitighit Z_lU,1l :l_H',7'\! ... 34,06 + 1.«i 

Einz.hlungl!n IV,!; dl!r Rlicluihlung von Dil1l!hl!n wwil!lglll!wlhnlll!n 
230,5a 75,40 ~ 205,19 • 1l.1 VOfKhDutl'l 

ltllUhl ..... S.IS7," 5.211.91 - J75.t6 - 6.1 

Ausuhlvngll!n ilU,!; der oper<ilti~n Vef'll!'<illtungiUt;g!teit 1,4&9.80 HU,05 - 71,14 - ~,g 

Auu.hlul'lgtl1 IIU lr.nsrers 3,039,17 6.308,19 - 1,780,98 - 22,0-

AU$l.hlung,n luS deor InwstitionstJtigktit ~3,35 1.263.60 +7~,1!50 ... lSO,8 

Auszahlungen aus der Gewlhrung von Clrleohen so';e gewlhrten 
702,89 101,95 · 594,94 - 1',6 

VorKhOssen ............ 10.715,71 9.095,79 - 1.11'.'1 - 15.7 _5 
KulI .... "" .. 
Einl.t'Ilungf:n aus der operltiven Verwaltungstitiglteit und 

1.451,86 1.120,24i • ]]1,62 · 22,8 lrusftrs 

llltl ... LM .... " 1.451.16 1.120,24 - Bl,I2 - 22. ' 

AuuoIhlungen aus der operoltiven Verwaltungstitighit 6,904,51 6.703,ll - 201,19 - 2,9 

AUluhlu",en U04.51 ' .701,n - JOl.n -2.' 
Q"'tU"n; HIS, "lgtnt 8tftChnung 
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In der Rubrik 0,1 .Recht und Sicherheit" etzte sich der Gebarungs­
vollzug aus Einzahlungen in Höhe von 48,897 Mrd. EUR und Aus­
zahlungen in Höhe von 8,288 Mrd. EUR zusammen. Gegenüber dem 
Voranschlag wurden um 301 ,72 Mio. EUR (- 0,6 %) weniger ein­
gezahlt, was insbesondere auf niedrigere Abgabenerträge (KÖSt) 
zurückzuführen war (Details im Tex tteil - VVR 20 14, Band 2) 
sowie um 141.78 Mio. EUR (+ 1.7 %) mehr ausgezahlt, insbe­

sondere wegen des erhöhten Sicherheitsbedarfs (Details im Text­
teil - VVR 2014, Band 2) . 

In der Rubrik 2 .Arbeit. Soziales. Gesundheit und Fa mi­
lie" setzte sich der Gebarungsvollzug aus Einzahlungen in 
Höhe von 16,050 Mrd . EUR und Au zahlungen in Höhe von 
37.620 Mrd. EUR zusammen. Gegenüber dem Voranschlag wur­
den um 252,75 Mio. EUR (+ 1,6 %) mehr eingezahlt, was insbeson­

dere auf höhere Einzahlungen im Bereich Arbeitslosenversicherung 
und FLAF zurückzuführen war (Details im Textteil - VVR 2014, 

Band 2) sowie um 741,89 Mio. EUR (+ 2,0 %) mehr ausgezahlt, 
insbesondere im Be reich der Arbeitslosenversicheru ng (Details im 

Textteil - VVR 2014, Band 2). 

In der Rubrik 3 .Bild ung. Forschung. Kunst und Kultur" setzte sich der 
Gebarungsvollzug aus Einzahl ungen in Höhe von 113,94 Mio. EU R 
und Auszahlungen in Höhe von 12,946 Mrd. EUR zusammen. 
Gegenüber dem Voranschlag wurden um 23,61 Mio. EUR (+ 26,1 %) 

mehr eingezahlt, was insbesondere auf die Überwei ung von ESF 
Mitteln sowie auf höhere Gebühren und Kostenersätze zurückzu­
führen war (Details im Textteil - VVR 2014, Band 2), sowie um 
105,10 Mio. EUR (- 0,8 %) weniger ausgezahlt. insbe ondere wegen 
verzögener Bauprojekte (Details im Textteil - VVR 2014, Ba nd 2). 

In der Rubrik 4 • Winschaft, Infrastruktur und Umwelt" setzte sich der 

Gebarungsvollzug aus Einzahlungen in Höhe von 5.282 Mrd. EUR 
und Auszahlungen in Höhe von 9,096 Mrd. EUR zusammen. Gegen­
über dem Voranschlag wurden um 375,96 Mio. EUR (- 6,6 %) weni­
ger eingezahlt, was insbesondere auf ausbleibende Rückzahlungen 
aus Haftungen gemäß des AusfFG zurückzuführen war (Details im 
Textteil - VVR 2014, Ba nd 2). sowie um 1.690 Mrd . EUR (- 15,7 %) 

weniger ausgezahlt, insbesondere wegen des nicht durchgefühnen 
Gesellschafterzuschusses an die Hypo Alpe- Adria - Bank Internati­
onal AG (Details im Textteil - VVR 2014, Band 2). 

In der Rubrik 5 "Kassa und Zinsen" setzte sich der Geba ru ngsvoll ­
zug aus Einza hlungen in Höhe von 1.120 Mrd. EUR und Auszah­
lungen in Höhe von 6,703 Mrd. EU R zusammen. Gegenüber dem 
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Voranschlag wu rden um 331.62 Mio. EUR 1- 22.8 %) weniger einge­
za hlt, was insbesondere auf Transfers von der EU LZ.m. dem Euro­
päischen Landwirtschaftsfonds (ELER)zurüclauflihren war (Details 
im Tex lleil - VVR 2014, Ba nd 2). sowie um 201,19 Mio. EUR 
(- 2,9 %) weniger ausgezahlt. insbesondere wegen des niedrigen 
Zinsniveaus (Details im Tex tteil - VVR 2014, Ba nd 2). 

Die nachfolgende Tabelle zeigt d ie Abweichungen über 25.00 Mio. EUR im 
Fina nzieru ngshaushalt nach Mehr- und Mi nderei nza hlungen bzw. Mehr­
und Minderausza hlunge n getrennt auf Untergliederungsebene. 

Tabelle 5.1 -3 : Finanzierungshaushalt, Untergliederungen - Abweichungen über 25,00 Mio. EU R 

f Injnll~f Llngd'oIushoil t 

Au ...... ; .. 
...... 'eH • 11 

UCi 1 t Inneres 

U(i 13 Justiz 

UCi 20 Arbeit 

UG 21 Soll,t" und KonSu_,nlCf\Khull 

UG Zl 'tnskHu ... e,sk htrung 

UG n Ptnslontn • Itlmtl"ntn und S.'lItt, 

UG 24 Gesundheit 

UG 2S f,,,,ltitn und lug,nd 

UG 4) Umwtlt 

IOnsti'1 Mth"us"hlu"ge" ---UG )1 WiuenKhAh und ForKhung 

UG 42 LAnd-, Font- und WAiHrwiruchAft 

UG 44 FlnAnUu$SIltk h 

l.Hi 45 lundeswrm&qen 

l.Hi " FTnAnl,"Arlrh~bilitit 

UG 5& finAnzltrungen, WJhrun9stAuKhYertrJge 

IOnstlge Mindenusnhlunuen 

s.w. 'M er • 

.. cl ..... 2014 
(1111. ..... 6 • 

in " io. EUR 

I.OlS.GI -....-
71,12 UG 13 Just;, 

13,74 UG 20 Albelt 

J95,51 UG 22 'enstoMwrsk hHung 

'2,11 UG Z4 Gesundhclt 

201,16 UG JO Bildung \,lAd Frlutn 

lS.14 UG 41 V'fuhr, Innov.tlon und TtchnolOflt 

41 ,47 ue; 46 Finlnlm.,ttst,bUitlt 

28.42 sonstIg, Hehreinuhlungen 

102.91 

41,11 

• Z.t4S H ... ....m.ufrd ... • 
·91.99 ue; 16 Öffentllcht Abglbtn 

· 87.91 UG Zl Pendonen - l e .. mtlnnen und I"mte 

- n l .21 UG 25 F,milie" und Jugend 

·476,79 UG ,0 Ulllwelt 

- 1.066,24 UG U FlnAnnUigt.lch 

· 200,7J uc;, 45 lundeSftrm6gen 

- 11,61 ue; 51 Kus .. "wrwtltun9 

sonstIge Mlndereinnhlungen 

I' 

..... k ..... Z014 

in ,.. )0. ( UR 

551.24 

" .91 

H2.13 

146,10 

19.4' 

26,14 

40,11 

42.11 

JO,46 

. I.'" 11 
- 401.51 

· 21.61 

· 47.77 

. J62.9O 

- 60.06 

- 207.01 

- 111 .62 

. l.nuo 1_110 ........... s~=======I[=: 
· 3'.49 

·712." 
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Auf Untergliederungsebene stellten sich die größten Abweichungen ein­
zahlungsseitig nach MVAG wie folgt dar: 

Einzahlungen aus der operativen Verwaltungstätigkeil: 

Mindereinzahlungen - 408,58 Mio. EUR in der UG \6 _Öffentliche 
Abgaben-: Nelloabgabenenräge wegen der konjunkturellen 
Entwicklung unter dem budgetierten Wert (insbesondere KÖSt). 

Mehreinzahlungen + \46,\0 Mio. EUR in der UG 22 _Pensions­
versicherung-: Bundesbeiträge zur Pensionsversicherungsanstalt 
und zur Sozialversicherung der Bauern über dem Voranschlag. 

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit : Keine betraglich signi­
fIkanten Abweichungen. 

Einzahlungen aus der Gewährung von Darlehen sowie gewährten 

Zuschüssen : 

Mindereinzahlungen - 206,\7 Mio. EUR in der UG 45 _Bundes­
vermögen-: Keine Rücknüsse aus größeren AllSchadensrallen aus 
Garantien gemäß AusfFG. 

Auf Untergliederungsebene stellten sich die größten Abweichungen aus­
zahlungsseitig nach MVAG wie folgt dar: 

Auszahlungen aus der operativen Verwaltungstätigkeit: 

Minderauszahlungen - 200,7\ Mio . EUR in der UG 58 
_Finanzierungen, Währungstauschverträge-: Aus dem 
geringeren BudgetdefIzit und der damit verbundenen geringeren 
Finanzierungsnotwendigkeit sowie den gesunkenen Zinsen 
resultierten geringere Auszahlungen aus Zinsen und sonstigen 

Fina nzaufwendungen. 

Auszahlungen aus Transfers : 

Minderauszahlungen - \,62\ Mrd . EUR in der UG 46 _Finanz­
marklStabilität-: Stau des veranschlagten GesellschaFterzuschus es 
in Höhe von \,500 Mrd . EUR an die Hypo Alpe-Adria-Bank 
International AG wurde eine Kapitalerhöhung (in einer anderen 
MVAG erfasst) in Höhe von 750,00 Mio. EUR geleistet. 

Auszahlungen au der Investitionstätigkeit: Keine betraglich signi­
fIkanten Abweichungen 
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Auszahlungen aus der Gewährung von Darlehen sowie gewährten 
Vorschüssen : 

Minderauszahlungen - 395.74 Mio. EUR in der UG 45 ,Bundes­
vermögen' : Die Schadensentwicklung des AusfFG-Verfahren 
verlicf besser als bci der Budgctierung angcnommcn. 

Nähere Ausführungen zu den weiteren Abweichungen. deren konkrcte 
Gründe und die Verteilung innerhalb der einzelnen Untergliederungen bzw. 

Globalbudgets sind dem Textteil - VVR 2014, Band 2 zu entnehmen"'. 

5.2 Ergebnishaushalt 

Der Gcbarungsvollzug des Bundes im Ergebnishaushalt setzte sich aus 
Erträgen in Höhe von 69,943 Mrd. EUR und Aufwendungen in Höhe von 
74.567 Mrd. EUR zusammen. Die Erträge lagen um 38.27 Mio. EUR (+ 0, 1 %) 

über dem Voranschlag, der Aufwand war um 3.495 Mrd. EUR (- 4.5 %) 

niedriger als veranschlagt. 

Folgende Tabelle zeigt die Voranschlagsabweichungen im Ergebnishaus­
halt auf Bundesebene, gegliedert nach MVAG. 

Tabelle 5.2-1: Ergebnishaushalt, Bund - Voranschlagsvergleich 2014 nach MVAG 

Efgebnlsh.llush.lt 

v ........... 1 'rl~ I ---"11 ......... ....... "11 2014 2014 y~ 2Ot4 : (rfo&t 2014 

in "10. EU. j ,n" 
(rtrig_ .... 0 .... 1 ..... 1.0 • ... 11,27 + 0,1 

Auf __ clu .... " " .061 ,)0 74.566,72 • 3.49",SI - 4,5 

MII • I I -L1H.4I . ...",., .J.UUI -....... 
trtrlge aus dtf Optfltlwn Verw.ltungswtigkeit und h,nsfltfs 61.aS9,07 61_918,51 .. 59.401. ... 0,1 

Fin.nl.rtrl9f 1.045,74 1.0204.57 - 21,17 • 2.0 

(rt,. 69.904,11 " .'41,01 .11.21 .0.1 

PHSOn.laufwlnd • . 6B,n ' .551,15 · 62.22 · 0,1 

Tr.nsf.tlufw.nd 55.091,1' 51.821.41 - ] .271,93 • 5.9 

Betrieblicher Suh.ufw,nd 7.114.1S 7.510,90 + ]46,75 +4 •• 

fln.nuufw.lInd 7.110,44 6,661.16 · 501.11 - 7,1 

.." .. ,. .. ",." 7'.061 ,10 74.S".72 - 1.494,5' • 4,5 

0wUt .. HIS. t ..... t ... t<fIrI .... , 

70 Die haushailslei1e:nden Organe wa~n angewlt'Sen. Abw~ichung('n im Vollzug dts Finan­
zl~rungshaushahs von m~hr als 10.00 Mio. EUR je MVAG auf ElKne der GlobalbudgeLS 
zu !><grund<n. 
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Minderenräge ergaben sich bei den Finanzenrägen (- 21,17 Mio. EUR). Dem 
standen Mehrerträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit und Tran -
fers von + 59,44 Mio. EUR gege nüber. 

Die Minderaufwendungen berrafen insbesondere den Transferaufwand 
(- 3,272 Mrd. EUR), was vor allem auf den nicht durchgeführten Gesell ­
schaflerzuschuss bei der Hypo Alpe-Adria- Intcmational AG zurückzufüh­
ren war, sowie den Finanzaufwand (- 507,18 Mio. EUR) und den Perso­
nalauFwand (- 62.22 Mio. EUR). Meh raufwendungen waren lediglich beim 
betrieblichen Sachaufwand zu verzeichnen (+ 346.75 Mio. EUR). 

Tabelle 5.2-2: Ergebnishaushait, Rubriken - Voranschlagsvergleich 2014 nach MVAG 

[rgebnlih.ush.tt 

V-'-' I 'rfolt I .-nt 
.ueo-t .. -nt 2014 >GI' YorlMdllAg 2014 : Erfolg 2014 

In Mlo. (UR I In" 

...... 0.1 ........ SkMf .. lt 

[rtr. aus dtf 09tr.tl .... n '1efWJltungstJtifk~it und Tr.nsf.rs '9.291,09 49,421,10 .. UO,Ol .0.] 

Fin.nltttrige O,a2 1,11 + 0,35 ··U.4 

"" ... "'.2".12: " .421,2' .. 1.10,11 .0,3 

hnon.lIufw.nd 4.191,19 4.1)1.91 - 57.25 • 1,2 

T,.nsf.rlufw.nd 985.87 1.001.31 + 21,45 .. 2,2 

Betrieblicher Slch.ufwand 1.625,09 3.606,07 • 19,02 - 0,5 

fiMnuufw.nd •. 00 • • 00 · 0,00 -9'.' _.- ' .402.1S ' .)47,)2: - S4.'2 -0.' _, ArMtt. SerWH. c., • tt ... , ..... 

ErtrlgtlUS der oper,tivt" V.:rw.ltungstltigkl'll und TUlnsf~ 15.729,55 15.123.42 - 6,ll •••• 
Fin.nztrttlge 0.02 2,16 .. 2,14 .9.292,1 

,"' ... 15.72',57 1$.725.5' - l .ft - 0.0 

'tnonallufwtnd 195,92 1",.2 + 2,51 + 1,1 

Tr.n,ftf.ufw.nd 15.495,l7 16.234,08 + 738,70 + 2,1 

Sttrltbllchtr Suhaufwand 1.096.Q.f. 1 .• 67,S5 + 111,80 +1l.9 

fiMnuufwand 0.79 0,77 · 0.02 · 2,. 

AIIfw.II4I ....... )1.711,12 17.101,11 .1.112,ft + 1.0 

Ov..u ... : HIS. "g'''' "'KM,,"", 
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F I n.nlierung~'echnung 

..... 'Ul] 

'u~ttk " 

aulH"lk 5 

&folg Abwt:tc:hun:g 

I\U9t'm.'MI "..,run9 
Vo .. nKhlog I 

2014 20U I 'VoAlnsdHag 2014 : Etfolt 2014 

il1 Hio. '(UR I In" 

IUd ... t. FOfSdtu" • • K .... 1 lind hlbl, 

Erlrlgt' .aus der opentlven V!l!'l"W~ttungsUtilJk.it und Tr.ln.ders l!iJ,S1 139,500 · 14.01 · 9",1 

Finrou~ rtrJgt! 0.01 0,07 +0,06 + 1.061,3 

lrtt1tt 153,52 139,S1 • 13,950 · 9, 1 

P,n.on.al1lufwlnd 1.2S7.Z1 3.246, 17 • 11.05 ·0,3 

Trollnsfer.llufw.and &.131,49 8.701,17 · 24.]2 · 0,3 

BttritbliChtr Sachnfw.Jnd 1.161.67 1.228,00 + 60,ll ... 50.2 

Fin.lnz,urwilnd 0,0. 0.00 · 0,01 -'''.5 
Auf._ndung.n 13 .156.39 13 .111 .34 .24.95 +0,2 

wtruct..ft. 1 .. ".I1:,...tu, lind U ..... t 

Ertr'ge OiIUS der opernl",n VeI'Wlltungst tigkelt und Tr.nsfers 2.238.81 2.153,98 · 84,82 -1,8 

FinilnnrtrJgt 1.039, 14 1.017,23 - 21,91 · 2.1 

Ertrage 1.271,9S 3,171 ,21 . 101,73 · 3 , ] 

Peaoniliufwind 369,05 372.62 ... 3,58 .1,0 

Trlnsfe'lufw.nd 9.880,61 5.872,85 ·4.001,76 · 40.6 

Betrieblicher Sich.luh • .lnd l.l95 .35 t.ll8.98 ·66,36 · 5,1 

Fln.nnufw.nd 0.4S 0,34 · 0,10 · 23,0 

Aufwendungen 11 .545.45 7.474.80 ·4.070,15 . n .] 
KlSJI • ."d ztftMft 

Ertrige IUS der opl!'.ltiW!!n l/el'W.lltungrtit;gkeit und r'usfers 1.446.11 1.480.51 .. )4,40 + 2.4 

FilUn.rertrlgl! 

Ertrlge 

finll'lllufwll'ld 

a-.f •• nd-."ttn 

5.75 3,94 • 1,81 • 31.5 

1.451 .16 t."I.,U .. ]2,51 ... 2, 2 

7.169.20 6.66l.15 ~ 507,05 · 7,1 

7. :1.69.20 1.6152,15 - 507.05 • 1,J 

Quttltn: !fIS. "gt~ 8trtchll\lng 

In der Rubrik 0,1 . Recht und Sicherheit" setzte sich der Geha ­
rungsvollzug aus Erträgen in Höhe von 49,422 Mrd. EUR und Auf· 
wendungen in Höhe von 9,347 Mrd. EUR zusammen. Gegenüber 
dem Voranschlag wurden um 130,36 Mio. EUR [+ 0.3 'l'o) mehr 
Erträge erzielt, was insbesondere auf das Ansteigen der Abgaben­
forderungen zuruckzuflihren war [Details im Textteil - VVR 20 14, 
Ba nd 2), sowie um 54,82 Mio. EUR (- 0.6 'l'o) weniger aufgewen­
det. insbesondere weil es zu weniger Forderungsabschreibungen 
geko mmen ist [Details im Textteil - VVR 2014, Band 2). 
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In der Rubrik 2 _Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie· setzte sich 
der Gebarungsvollzug aus Enrägen in Höhe von 15,726 Mrd. EUR 
und Aufwendungen in Höhe von 37,901 Mrd. EUR zusammen. 
Gegenüber dem Voranschlag wurden um 3,99 Mio. EUR (- 0,0 Ilb) 
weniger Enräge erzielt, was insbesondere aur die direkt im Vennö­
genshaushalt gebuchte Rückzahlung des FLAF an den Reserveronds 
zurückzuführen war (Details im Textteil - WR 2014, Band 2), 
sowie um 1,113 Mrd. EUR (+ 3,0 Ilb) mehr aurgewendet, insbeson­
dere wegen Mehraufwendungen für Arbeitslosengeld sowie durch 
die Nachzahlung von Pensionsversicherungsbeirrägen für Arbeits­
lose (Details im Textteil - WR 2014, Band 2). 

In der Rubrik 3 .Bildung, Forschung. Kunst und Kultur" etzte sich 
der Gebarungsvollzug aus Erträgen in Höhe von 139,57 Mio. EUR 
und Aufwendungen in Höhe von 13,181 Mrd. EUR zusammen. 
Gegenüber dem Voranschlag wurden um 13,95 Mio. EUR (- 9,1 Ilb) 
weniger Erträge erzielt, was insbesondere aur die . Rückstellung 
Zeitkonto· für Lehrerüberstunden zurückzuflihren war (Details im 
Textteil- WR 2014, Band 2), sowie um 24,95 Mio. EUR (+ 0,2 Ilb) 
mehr aurgewendet, insbesondere weil eine Rückstellung flir zu 
erwartende Dekontaminierungsmaßnahmen gebildet wurde (Details 
im Textteil - WR 2014, Band 2). 

In der Rubrik 4 .Winschaft, In frastruktur und Umwelt- setzte sich 

der Gebarungsvollzug aus Erträgen in Höhe von 3,171 Mrd. EUR und 
Aufwendungen in Höhe von 7,475 Mrd. EUR zusammen. Gegen­
über dem Voranschlag wurden um 106,73 Mio. EUR (- 3,3 Ilb) weni­
ger Erträge erzielt, was insbesondere aur rückläurlge Erträge durch 
die Versteigerung von wesentlich weniger Emissionszertirlkaten zu 
erheblich niedrigeren Zertifikatspreisen zurückzuführen war (Details 
im Textteil - WR 2014, Band 2). sowie um 4,071 Mrd. EUR 
(- 35,3 Ilb) weniger aurgewendet, insbesondere wegen des nicht 
durchgefühnen Gesellschafterzuschusses an die Hypo Alpe- Adria­
Bank International AG (Details im Tcxtteil - WR 2014, Band 2). 

In der Rubrik 5 .Kassa und Zinsen· setzte sich der Gebarungsvoll ­
zug aus Enrägen in Höhe von 1,484 Mrd. EUR und Aufwendungen 
in Höhe von 6,662 Mrd. EUR zusammen. Gegenüber dem Voran­

chlag wurden um 32.58 Mio. EUR (+ 2,2 Ilb) mehr Enräge erzielt, 
was insbesondere aur Unterstützungsmillel aus dem ESF zurück-
zuführen war (Details im Textteil - WR 2014, Band 2), sowie 
um 507,05 Mio. EUR (- 7, 1 Ilb) weniger aurgewendet. insbesondere 
wegen des niedrigen Zinsniveaus (Details im Textleil - WR 2014, 

Band 2) . 
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Die nachfo lgende Tabelle zeigt die Abweichungen über 25,00 Mio. EUR im 
Ergebnishaushalt nach Mehr- und Minderenrägen bzw. Mehr- und Min­
deraufwendungen getrennt auf Untergliederungsebene. 

Tabelle 5.2-3: Ergebnishaushall. Untergl iederun gen - Abweichungen über 25.00 Mio. EUR 

Ergrbnishaushalt 

A.ufwtftdu"Itft 

M.hrlufwtndu"lt ll 

UG 11 Inneres 

UG 11 Justiz 

UG 15 Fin.nlverwaltung 

UG 20 Atbelt 

UG 21 SozialH und Konsumentl!nschutz 

UG Z2 Pe'n1ion;'ftfsitherung 

IJG 24 Gts,ündheit 

U<i 34 Verkehr, Innovation und Technologie (Forschung) 

UG 41 Um.elt 

~nstigt ,Mthrlufwtndungtn 

Min6trau~ndunttft 

UG 14 MilitJrische Angelt!genheiten und Sport 

UG 16 öffentliche Abgaben 

UG Zl Peftslonen • 8umt;nnen und 8famte 

UG JO BiLdung und fr.auen 

UG 31 Wiuenuhaft und forschung 

UG 40 Wirtscltaft 

UG 41 Verkehr. Innoalion und Technologie 

UG 42 hnd-. foul- und W.userw;rlschaft 

uG" f in,nuusglekh 

UG 4!j 8undesvtflnogtn 

UG 46 Finanlm;jlrktstabilltlt 

UG 5& Finanzierungen. Wlhrung$tauschverträge 

sonstige Mlndl!rauf.endungl!n 

s. .... Attfwftfu....., 

"httcnu~ 2014 
t rtr!ge 

in -'11o, EUA 

1.811,.' •• hrertrig. 

71.48 UG 11 Justiz 

29,95 UG 16 Öffentliche Abgaben 

337,25 UG 20 " ,beit 

103,76 UG 22 Penslonsverslehetung 

42,25 UG 24 Gesundheit 

354.89 UG 41 Verhhr. I.nnontlon und Technologie 

42.62 U(i 46 FinanZlTllfhsubllitJl 

162,61 UG SI Kilssenverw.illtung 

10'2,08 ~onstige ,IiIehrl!rtrlgt! 

24,98 

• 5.366,47 1 Mindefertrl .. 

• 84,29 UG 14 l4ilitiriKhe Angelegenheiten und Sport 

· 401.55 UG 25 Familien und Jugnd 

• 26.84 UG 43 Umwelt 

• 60.33 UG 44 finillnzlusglt;th 

• gA.SO UG 45 8undesvermligen 

• 27,21 wnrt;gt Hindeferlrlgl! 

· 2.3450.48 

- 61.1l 

. 118,n 

• 61.92 

• UJi!.75 

- 506.51 

• 19.66 

. 3.494,51 S.ldo Ertr. 

AbWltchung 2014 

in Mlo. [UR 

111,83 

81.95 

150,:34 

153,24 

215.03 

39.]) 

55."!. 

52,8' 

3l.!50B 

81 .0$ 

· 821.56 

• 127,67 

· 422.78 

• HiO.99 

· 60.06 

·21ii.OO 

• :Z6.06 

11.27 
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Auf Untergliederungsebene stellten ich die größten Abweichungen bei den 
Enrägen nach MVAG wie folgt dar: 

Enräge aus der operativen Verwalrungstätigkeit und Transfers: 
Mehrerträge + 215,03 Mio. EUR in der UG 22 "Pensionsversiche" 
rung": Rückzahlungen aus Vorschüssen der Bundesbeiträge zur 
Pensionsversicherungsanstalt sowie zur Versicherungsanstalt für 
Eisenbahnen und Bergbau, zur Sozialversicherungsanstalt der 
gewerblichen Wirtschaft und zur Sozialversicherungsanstalt der 
Bauern aus 2013. 

Mindererträge - 424,92 Mio. EUR in der UG 25 "Familie und Jugend": 
Die Schuldentilgung des Reservefonds für Familienbeihilfen 
gegenüber dem Bund wurde nicht als Ertrag im Ergebnishaushalt, 
sondern als Rückgang der Forderung im Vennögenshaushalt 

verbucht" . 

Finanzenräge: Keine betraglich signifikanten Abweichungen 

Auf Untergliederungsebene stellten sich die größten Abweichungen bei den 
Aufwendungen nach MVAG wie folgt dar: 

Personalaufwand: Keine betraglich signifikanten Abweichungen 

Transferaufwand: 

Minderaufwendungen - 2,327 Mrd. EUR in der UG 41 "Verkehr, 
Innovation und Technologie": Bezüglich des Zuschu venrages 
für die ÖBB-Infrastruktur AG für den Betrieb und die 
Bereitstellung rur die Schieneninfrastruktur erfolgte die jährliche 
Einvernehmensherstellung mit dem BMF nicht zeitgerecht, weshalb 

mangels venraglicher Grundlage kein Aufwand eingebucht wurde" . 

Minderaufwendungen - 1,592 Mrd. EUR in der UG 46 "Finanzmarkt­
stabilität": Anstelle des veranschlagten Gesellschafterzuschusses 
an die Hypo Alpe-Adria-Bank International AG wurde 
eine Kapitalerhöhung (nicht ergebniswirksam) in Höhe von 
750,00 Mio. EUR geleistet (Details im Textleil - VVR 2014, Band 2, 

UG 46). 

71 Die Gebarung des FLAF wird im Zuge der Ubrrpnifung der Abschlussrrrhnungen gemäß 
§ 9 RHG durch den RH geprufl werden. 

72 Dir korrrktr Erfassung drs ZU5Chussvenrag~ wird im Zuge der PrOfung drr Abschluss­
rrrhnungen gemäß § 9 RHG durch den RH gepnift werden. 
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Mehraufwendungen + 423,47 Mio. EUR in der UG 20 _Arbeit": 
Mehr Aufwendungen für Arbeitslosengeld aufgrund der 
höheren Arbeit losigkeit sowie für eine Nachzahlung von 
Pensionsversicherungsbeiträgen für Arbeitslose. 

Betrieblicher Sachaufwand: 

Mehraufwendungen + 361,74 Mio. EUR in der UG 15 
_Fina nzverwaltung': Dotierung einer Rückstellung für Prozesskosten 

i.Z.m. Anlegerentschädigungen. 

Minderaufwendungen - 401,55 Mio. EUR in der UG 16 _Öffentliche 
Abgaben': Auflösung von Wenberichtigungen aufgrund von 
höheren Enrägen aus Altforderungen. 

Finanzaufwand 

Minderaufwand - 506,57 Mio. EUR in der UG 58 .Finanzierungen, 
Währungstauschverträge' : Niedrigerer Aufwand für Zinsen und 
Finanzierungen infolge des geringeren BudgetdeflZilS und der damit 
verbundenen geringeren Finanzierung notwendigkeit sowie des 
gesunkenen Zinsniveaus. 

Nähere Ausführungen zu den weiteren Abweichungen, deren konkrete 
Gründe und die Veneilung innerhalb der einzelnen Untergliederungen bzw. 
GlobalbudgelS sind dem Textteil - VVR 2014, Band 2 zu entnehmen" . 

7J Die hau~haltsleitcnden Organe waren angcwi~cn. Abweichungen im Vollzug des Ergeb­
nishaushalts von mehr als 10.00 Mio. EUR je MVAG auf Ebene der Globalbudgets 7U 

begründen. 
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6. FINANZIERUNG DES BUNDESHAUSHALTS UND BUNDESHAFTUNGEN 

6.1 Allgemeines 

Die Finanzschulden des Bundes sowie die Bundeshaftungen (TZ 6.7) sind 
wesentliche Indikatoren rur die finanziellen Belastungen und Risiken des 
Bundes. 

Finanzschulden sind ge mäß § 78 Abs. I BHG 20 13 Ld.g.F. alle über das 
Finanzjahr hinausgehende Geldverbindlichkeiten des Bundes. die zu dem 
Zweck eingegangen werden. dem Bund die Verfugungsmacht über Geld zu 
verschaffen. Sie dürfen vom Bundesminister rur Finanzen nur nach Maß­
gabe der hierflir im BFG oder in einem besonderen Bundesgesetz im Sinne 
des An. 42 Abs. 5 B-VG enthaltenen Ermächtigungen eingegangen werden. 

Kreditoperationen. welche der Bund flir sonstige Rechtsträger oder Länder 
durchflihn. werden in TZ 6.6 gesonden beschrieben. Diese sind nicht als 
Finanzschulden des Bundes zu behandeln und zählen somit auch nicht ZU 

den Bundesschulden. Sie werden von der Veranschlagung ausgenommen 
und in einem gesondenen Verrechnungskreis erfasst. 

Die Finanzschuldengebarung des Bundes erfolgt seit 1993 durch die Öster­
reichische Bundesfmanzierungsagentur (OeBFA). die als eigenständige recht­
liche Ei nheit (GmbH) im Namen und auf Rechnung des Bundes handelt. Sie 
steht zu 100 % im Eigentum des Bundes. Die rechtliche Grundlage für die 
Geschäftstätigkeit der OeBFA bildet das Bundesfmanzierungsgesetz". Für 
Rechtsträger des Bundes ist die OeBFA seit 1998, rur die Länder seit dem 
Jahr 2000 tätig (§ 2 Abs. 4 BundesfInanzierungsgesetz). Die OeBFA nimmt 
die Finanzierung rur Rechtsträger und Länder entsprechend den Vorga­
ben der Auftraggeber im Namen des Bundes vor und leitet die Mittel mit 
gleichen Konditionen in Form von Darlehen vergaben an die Rechtsträger 
bzw. Länder weiter. 

Die zentra le Aufgabe der OeBFA ist es - unter strikter Beachtung von Risi ­
kogrenzen - sicherzustellen. dass die Republik Österreich ihren Zahlungs­
verpflichtungen jederzeit nachkommen kann. 

Details über die Schuldengebarung des Bundes im Jahr 2014 enthält der 
Textleil - VVR 20 14, Band 2, UG 58. 

74 BGB!. Nr. 763/t992 i.d.g.F. 
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6.2 Zusammensetzung und Entwicklung der Finanzschulden des 
Bundes 

Zur Berechnung der .bereinigten Finanzschulden· werden die Finanzschul­
den um den Saldo aus Verbindlichkeiten und Forderungen aus Währungs­
tau chvenrägen ergänzt (Finanzschulden netto) und um den Eigenbesitz des 
Bundes, das sind im Bundesbesitz befindliche Bundesschuldtitel, verminden. 

Nachfolgende Tabelle zeigt die Zusammensetzung und die Entwicklung der 
Finanzschulden in den Jahren 2010 bis 20 14: 

Tabelle 6.2- 1: Zusammensetzung und EntwickJung der Finanzschulden 

2010 zou Z012 ZOll ZOI. -", - .... 2013 : 201' 

." Mrcl . [UR I I, .. 

FJlIige lind nkhtfllllge Fin~nHChuldl!n lJ 115,912 193,371 lOI.}78 201.329 201,92& ... 0,598 .. 0,1 

... Verbindlichkeiten ilUS Währungst.Juschvertrigen + 14,585 + tl,326 ... 11 .547 + 8.026 + 7,738 - 0,28& · 3,6 

• Forderungen aus Wlhrungstausdwtrtrlgen . 13.774 . 13,087 - l1 ,2S4 - 7,722 · 8.024 · 0,302 ... 1,9 

Ftn.ltUdI.lM .... tte 1".741 1I1,6n 201,671 207,634 207,642 .. 0,009 ... 0,0 

- Eigenbesitz du Bundes - 9,912 - 10.4]5 - 12, 121 - 13,691 - 11,4]1 ... 2,261 • 16.5 

""'I"t .. _ flNnlsch.W." 176.111 111,176 tl'.SSI 191.942 196,212 ... 2,2" ... 1.2 

BIP (Ftbru.r 2015) 294,208 ]04,675 117,213 ]22,595 328,996 t 6,402 t 2,0 

In.., des 81P 

Bereinigte Fln,nuchulden 60,1 59,} 59,8 ".1 59,6 . 0,5 ..,-Pille 

I) PiUl9t f_nuchuI6trI 10iet o. ~s "" 10. EUR.lOll O,U ""lO, UJII. 1012 O,U "" 10, EUR.lOU: 0.« .14 10 EUI.. 1011. 0.'1 "'10_ EUI 
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Quot(lf'n HIS. tiql'ftt ler«tlnvng. 111': St..lIUlk "v'tl~ 

Unter Berücksichtigung der Verbindlichkeiten und Forderungen aus Wäh­
rungstauschvenrägen betrugen die Finanzschulden zum 31. Dezember 2014 
neno 207,642 Mrd. EUR. Zieht man davon die Bundesanleihen und Bun­
desschatzscheine ab, die der Bund im Eigenbesitz hält, betrugen die berei­
nigten Finanz chulden 196,2 12 Mrd. EUR (2013: 193,942 Mrd. EUR) oder 
59,6 'ltl des BIP (2013: 60, 1 'ltl) und lagen um 2,269 Mrd. EUR (+ 1,2 'ltl) 

über dem Vorjahr. 
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Die bereinigten nichtfalligen Finanzschulden setzlen sich Ende 2014 aus 
rolgenden Schuldgattungen zusammen : 

Tabelle 6.2-2: Zusammensetzung der bereinigten nichtfalligen Finanzschulden nach Schuldgal­
tungen 

-... 

111 .... Misct. WJlnnt 

AnleIhen 
8.mdesoblig.tionen 
und 5(huld~r-

Khre:lbunge:n 
BundHsch'U$Che:lne 

KredIte und D.rlehen 

SUIlt ... f: 

I.~"" .. 
Ant'lhen 
Bundfsobtig.tionen 
und SchuldVt!f' 
schreibungen 
Bundtuch.tucheine 

Kredite und Dlrtehen 

Sum •• 

'-.wIRts", ••• 

2010 2011 2012 20U 2014 

--.... 
In 1Inl. 

ElJII 

aZ.ll] 

2.S01 

4 ,274 

tl,I15 

172,914 

3.560 

0,276 

0.000 

0.000 

3.IS6 

171.770 

_. --_. --_. ----. _. 
..... .... - .... - ....- -- ..... 

Iooofzolt 
.... ........ .... ........ .... ........ .... ........ 

'in .bhrm 
in Mrd. 

In J.hftf1 
in HrcI. 

inJ.hmI 
in Hrd. .. JAhren in "nt Inlllh,.., EUR EUR (UR EUR 

'.' 160,194 ' .< 168.367 '.' l73,Z12 '.1 113,899 ' .1 

'.' 2.201 ' .S 1.953 '.< 1.611 , .. 1.6t. '.' 
<.< 3.494 <.S 4,796 1.0 S.lSt 2.' 6.656 2.1 

18,6 14.261 18.9 14.04 11.9 1l.960 17,9 14.017 16.9 

'.4 110, 551 1.2 119,550 I .S 191.942 I.' 196.211 I.' 

2.' 2,525 I.' 0.000 0.0 0.000 0.0 0.000 0.0 

0.' 0.100 0.' 0.000 0.0 0.000 0.0 0.000 0.0 

0.0 0.000 0.0 0.000 0.0 0.000 0.0 0.000 0.0 

0.0 0.000 0.0 0.000 0.0 0.000 0.0 0.000 0.0 

2,S Z,624 1.> 0.000 0.0 0.000 0,0 0.000 0,0 

1,1 11l,171 1.1 119.550 I.> 1'3.942 I ,t 1".ZI1 I , ' 

QueUe Oel'" 

Im Jahr 2014 betrug der Anteil der Anleihen an den bereinigten Finanz­
schulden insgesamt 88,6 'lb. Alle orrenen Fremdwährungsverbindlichkeiten 
wurden zur Vermeidung von Fremdwährungsrisiken mittels Währung -
tauschvenrag in EUR abgesichen (siehe Tabelle 6.2.4). 

Die durchschnittliche Restlauf'zeit der zum Jahresende aushaftenden Finanz­
chuIden erhöhte sich gegenüber 2013 von 8,6 aur 8,7 Jahre und war bei 

den Krediten und Darlehen mit 16,9 Jahren 3m höchsten und bei den Bun­
desschatzscheinen mit 2,1 Jahren am niedrigsten . 
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Entwicklung und Stand der Währungstauschverträge 

Währungstau chvenräge werden zur Steuerung des chuldenponfolios des 
Bundes abgeschlossen und dienen zur Absicherung von Fremdwährungs­
ri iken. 

Die nachfolgende Tabelle stellt die zum Jahresende ausgewiesenen Stände 
an Kapitalverbindlichkeiten und - forderungen aus Währungstau chvenrä­
gen und den dazugehörenden Zinsverpflichtungen bzw. - berechtigungen 
der letzten runf Jahre dar: 

Tabelle 6.2-3: Entwicklung der Stände an Verbindlichkeiten und Forderungen aus Währungs­
tauschvenrägen 2010 bis 2014 

2010 I 2011 I 2012 I 2013 I 2014 I ... --louicIoooot NU : J014 

In M,d. (UR I In" 

K.plutWt'blndlkhhlten aus WTV 14,saS n ,126 ll,S41 ' .026 J.n. · 0.211 . ).6 

lC.pit,uOl'.'u~" Mn WTV 13.71" n ,0I7 11 .254 7,722 1,014 • 0,302 .1.9 

SoWoIfTV 
(0 .............. _ .... IdI ...... ) 0.111 0.240 0,21) 0, ]05 · 0,215 · 0.5" . 1'1._ 

llnsvtrpftKhturtgen aus WTV 14,4SO 12,166 10.IZ7 9.091 7,6l1 • 1.470 • 16, 2 

ltnIMfKhtigu",.n MlS WTY 1l.117 12,)42 10,2'1 ' ,4S1 6.917 • 1,411 · 11,4 

s.w. Iht-'" Md WTV 
(0 ........... lIoJWfpftIdl_) 

0,114 0,521 0,110 0,1)] 0.114 .0,001 .0,2 

SM..-.. (~ MI lapltllvet~I"Ud"".ltetI 1,425 0,711 0,901 0 ,117 0,14' . o,s .. AU ,' 
_..; ZIIII,.."fUdtbt..,..) 
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OIl.tI,n S"" , .1gen. 1"e(hnU"t 

Die Kapitalverbindlichkeiten aus Währungstau chvenrägen gingen 2014 
von B,026 Mrd. EUR um 287,79 Mio. EUR auf 7,738 Mrd. EUR gegenüber 
2013 zurück. Die Kapitalforderungen aus Währungstauschvenrägen stiegen 
2014 von 7,722 Mrd. EUR um 302.06 Mio. EUR auf8.024 Mrd . EUR gegen­
über 2013. Die Kapitalforderungen lagen damit 2014 um 285,25 Mio. EUR 
höher als die Kapitalverbindlichkeiten. 

Der Saldo au Zinsverpflichtungen rur Kapitalverbindlichkeiten aus Wäh­
rungstau chvenrägen (7 ,621 Mrd. EUR) und Zinsbercchtigungen rur Kapi ­
tal forderungen aus Währungstauschvenrägen (6,987 Mrd . EUR) betrug 
633 ,78 Mio. EUR. 
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Die Summe aus Überhang aus Kapitalverbindlichkeiten und Zinsverpflich­
tungen ergab zum 31. Dezember 2014 einen _Verlust" von 348,53 Mio. EUR 
(20 13: 937,35 Mio. EU R). Eine endgültige Aussage über den tatsächlichen 
winschaftlichen Erfolg der Währungstauschvenräge ist nicht möglich, weil 
dieser wesentlich vom Verhältni der Wechselkurse zueinander zum Zeit­
punkt des vereinbanen Rücktausches mitbestimmt wird. 

Auswirkung der Währungstauschverträge auf die Struktur der Finanz­
schulden 

Unter Berücksichtigung der Verbindlichkeiten und Forderungen aus Wäh­
rungstauschvenrägen stieg der Anteil der Finanzschulden in heimi eher 
Währung von 96,6 'lb auf 100,0 'lb der Finanzschulden. Sämtliche Finanz­
schuIden in fremder Währung zum 31. Dezember 2014 waren mittels Wäh­
rungstauschvenrägen in heimische Währung abgesichen. 

Tabelle 6.2 - 4: Einnuss von Währungstauschvenrägen auf die Struktu r der Finanzschulden 

_WTV .."WTV --.. uidI ..... 

In Mrd. EUR 

Fin,nzsc:huldtn In hti",ls(her Wihrung 200.922 207,6,42 • 6,120 

fm.nnchütden In fremdwlhrung '.DOS 0.000 · 7.00s 

S,,"' .... nlchtfiUl,. fh,"u .• dlulden 207,921 207,642 · 0,215 

OIIrileli SA', ,. .... "'.dll'l","t 

Zinsswaps 

Zinsswaps werden zur Diversiflzierung der Zinszahlungsstrukturen der EUR­
Bundesanleihen eingesetzt. Bei Zinsswaps geht es immer nur um den Tausch 
von Zinszahlungen, der Nominalbetrag wird dabei nicht transferien. 

Ende 2014 betrug das Volumen an Zinsswaps zum Nominalwen 
30,635 Mrd . EUR und unterschriu den Vorjahre wen von 34,961 Mrd. EUR 
um 4,326 Mrd. EUR. 
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6.3 Kredi toperationen zur Kassenstärkung 

Finanzierungen zur vorübergehenden Kassenstärkung, die noch im Jahr ihrer 
Aufnahme getilgt werden, zählen gemäß § 78 Abs. 2 BHG 201) Ld.g.F. nicht 
zu den Finanzschulden. Gemäß § 50 Abs. ) BHG 201) Ld.g.F. ist die Auf­
nahme von Kassenstärkern insofern begrenzt, dass die Liquiditätsreserve des 
Bunde )) v.H. des Finanzierungsrahmens des jeweiligen BFG nicht überstei­
gen darf. Außerdem besteht eine betragliche Bindung an Budgetpositionen. Im 
OB 5B.OI.02 _Kurzfristige Verpflichtungen" waren dafür je 40,000 Mrd. EUR 
sowohl für Ein- und Auszahlungen als Rahmen veranschlagt. 

Tabelle 6.)-1: Entwicklung und Stand der Kreditoperationen zur Kassenstärkung 2010 bis 2014 

2010 2011 2012 lOIl 2014 
luo\clootoftg 

In Mrd. EUR 

A.ufn.hme 13,623 31. 228 11,566 12.8 16 20,423 

Rllckuhlung 1l.91S l1 ,11 8 11,61Q 12,825 20.552 

0111"1111 (lCurswertlnct.runt) - 0,291 + o,no - 0,044 - 0,00' - 0,12' 

Duell« 5.4' 

6.4 Verzinsungsstruktur der Finanzschulden 

Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der durchschnittlichen Nomi­
nalverzinsung, der durchschnittlichen Rendite sowie den Anteil an fIx und 
variabel verzinsten Finanzschulden : 

Tabelle 6.4-1: Verzinsungsstruktur 2010 bis 2014 

201.0 2011 2022 20U 201< - ..... 
In' 

N .. tftllventfl."", 

durdlschnlttUcht No .. ln.lv.n:lnsufli <, I <,I ) ,t ) ,7 ) ,< 

in h.imisc.he:t Wihtung U 4,1 l.9 ) ,7 ) ,4 

in Fremdwlhrung ) ,1 ) ,2 0,0 0,0 0,0 

durdlschnlttllcht R.ndlt. (EfftkUvyuzfnsung) <,0 ) , t ... 3,< ) ,2 

A .. t.U 

fix verzinste Fin.nnchulden 96,8 96,3 96, 2 96.3 94,7 

.... ri'bt l vtulnUt' Fin.nuchulden 3.2 ) ,7 ) .. ) ,7 5,3 

QII.U, o.arA 

172 

III-162 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 04 Hauptdok.Band 1 Textteil T2 (gescanntes Original)92 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H RA 

Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftungen 

Durch den hohen Anteil an rlx verzinsten Finanzschulden (94,7 %] schlu­

gen sich Zinsänderungen am Kapitalmarkt nur im geringen Ausmaß auf 
den Zinsaurwand nieder. Die durchschnittliche Nominalverzinsung betrug 
im Jahr 2014 für die Finanzschulden unter Berücksichtigung der Währungs­
tauschverträge 3,4 % (2013: 3.7 % ] und lag um 0,2 Prozentpunkte (2013: 
0.3 Prozentpunkte] über der durchschninlichen Rendite von 3.2 % (2013: 
3,4 %]. Die Differenz zwischen Nominalverzinsung und Rendite ergibt sich 

aurgrund der vermehrten Aufstockung von Bundesanleihen mit deudich 
über dem Marktzinsniveau liegenden Nominalzinssätzen. weil die Rendite 
neben dem Nominalzinssatz u.a. auch Agien bzw. Disagien, Provisionen 
und Gebühren enlhält. 

Abbildung 6.4- 1: Nominalverzinsung und Rendite 

_.S 

-.\ 4. \ 

4 .• 1.9 

-.. 1.1 

1.-

'" I.' 
l .' 

, .. 
l . 2 

2.5 

'" •• 
2 .• 

1.5 

I .• 

• • 5 

••• t 
2010 lOI1 2012 2013 2014 

--e-- dUI(h~(hnltth(he Nominalveuinsuflg 

--e-- dutchschnlttliche Rendite (Effektivvefzinsung) 

Qufl~: OeBFA 
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6,5 Finanzielle Auswirkungen auf künftige Finanzjahre 

6.5.1 Tilgungsverpflichtungen der bereinigten Finanzschulden ab 2015 

Der Bund wird in den kommenden Jahren erhebliche Tilgungen ab reifen­
der Finanzschulden zu leisten und diese bei Andauern jährlicher DefIzite 
zur Gänze zu refInanzieren haben. 

Tabelle 6.5-1: Tilgungsverpflichtungen der bereinigten nichtfalligen Finanzschulden ab 2015 
getrennt nach Finanzjahren und Schuldgattungen 

.....,.,..,. 
Anleihen 

Bundesoblig.tionen und 
Schuldvelschreibungen 

Bundf'uch.lucheine 

Krtdltt und D.rlehtn 

5u ••• 

174 

20 .. 2010 2017 2011 201' 2020 .. Z021 -
in oMrd. [UR 

11.628 12,479 16, 109 17,211 21,035 14,S503 30,114 173,899 

D,ll4 0,0509 0,051 .. - 0,010 0,600 0,597 1,618 

6.060 .. - .. - .. - .,- .. - 0.596 6.656 

0.684 0,106 0,005 0,08& 0,250 0,302 12,602 14,011 

11,607 n .644 16.112 11.305 21.355 15,460 94.669 196,211 

Q,",u.t~ HIS· TrU~II'Y 

Oie Tilgungsverpnichtungen der bereinigten nichtfalligen Finanzschulden 
werden vOn 2015 bis 2020 jährlich zwischen 12,644 Mrd. EUR (20 16) und 
21,355 Mrd. EUR (2019) betragen. Ausgehend von den bereinigten Finanz­
schuiden des Bundes Ende 2014 sind in den nächsten sechs Jahren in Summe 
101,543 Mrd. EUR (51,6 Clb) der aushaftenden Verbindlichkeiten zurück­
zuzahlen. Der weitaus höchste Anteil davon entfallt auf Anleihen in hei­
mischer Währung (91,6 Clb). 

6.5.2 Zinsverpflichtungen der bereinigten Finanzschulden ab 2015 

Zinszahlungen stellen einen wesentlichen Teil der vergangenheitsbezogenen 
Minelverwendungen des Bundes dar und schränken die Manövrierfahig­
keit des Bundeshaushalts erheblich ein. 

III-162 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 04 Hauptdok.Band 1 Textteil T2 (gescanntes Original)94 von 100

www.parlament.gv.at



R 
H 

Finanzierung des Bundeshaushalts und Bundeshaftungen 

Tabelle 6.5-2: Zinsverpnichtungen der bereinigten nichtfälligen Finanzschulden ab 2015 ge­
trennt nach Finanzjahren und Schuldganungen 

--
Anleihen 

BundHObligoltiOMn und 
Schutdvffschrtlbungtn 

Bundtuch.tnchtlnt 

Krl'chtt und Dilrtfhfn 

Su ••• 

201S 2016 2011 2011 2019 2020 M ZOZI -. 
in "rd _ EUR 

6.nS 6.541 5,24' 4.668 4,067 ] ,461 26,171 56.495 

O.OS9 O,OSO 0,048 0.046 0,046 0,041 0,141 0,419 

· 0,01) 0 .... 0 .... 0 .... 0 .... 0 .... 0,04' 0 .... 

0,544 0,518 D,S]} O,S34 0 ,5)] O,Sll 6,286 9.491 

6.125 7.ll1 5.'11 S.2SZ 4.650 4,01' n .• 52 " .'80 
Ql.Oellt MIS-TrUwly 

Die Zinsverpnichtungen der zum Jahresende 2014 bestehenden bereinigten 
nichtfälligen Finanzschulden werden in den Jahren 2015 bis 2020 zwischen 
4,038 Mrd. EUR (2020) und 7,133 Mrd. EUR (2016) jährlich betragen. Die 
Zinsleistungen rur die zum 3\. Dezember 2014 bestehenden Finanzschulden 
vermindern ich kontinuierlich aufgrund der jährlichen Tilgungen. Nur rur 
das Jahr 2016 ist ein An tieg feststellbar. Dieser ist bedingt durch die Fäl ­
ligkeit einer Nullkuponanleihe, rur die keine periodischen Zinszahlungen 
zu leisten sind; die Zin en hierur werden erst am Ende der Laufzeit fällig. 
Zu berücksichtigen ist jedoch, dass die tatsächlich zu leistenden Zinsver­
pnichtungen höher sein werden. weil rur die zu tilgenden Kreditoperati ­
onen die Aufnahme neuer Finanzschulden notwendig sein wird, aus denen 
sich zusätzliche Zinsleistungen ergeben werden. Im Hinblick auf das der­
zeit historisch niedrige Zinsniveau besteht ein entsprechendes Risiko rur 
zukünftige Budgets, falls das Zinsniveau wieder ansteigen sollte. 

6.6 Rechtsträger- bzw. länderfinanzierung 

6.6 .1 Allgemeines 

Die OeBFA hat nach Aufforderung durch den Bundesminister rur Finan­
zen im Namen und rur Rechnung des Bundes gemäß § 81 BHG 2013 i.d.g.F. 
Kreditoperationen rur sonstige Rechtsträger und rur Länder durchzuruhren 
bzw. Währungstauschvenräge bei Vorliegen von nachträglich zu ändernden 
Kreditoperationen (Grundge chäften) abzuschließen . Als sonstige Rechts­
träger bestimmt § 81 Z I Iit. a BHG 2013 i.d.g.F. jene Rechtsträger. an 
denen der Bund mehrheitlich beteiligt ist oder rur deren Krediloperalionen 
der Bund die Haftung als Bürge und Zahler gemäß § 1357 AßGB oder in 
Form von Garantien übernommen hat. Aus diesen Milleln sind den betref­
fenden Rechtsträgern bzw. Ländern Finanzierungen zu gewähren. In die-
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sem Rahmen ist die OeBFA als ausführendes Organ tätig. Die Länder/son­
stigen Rechtsträger können. müssen sich aber nicht der OeBFA bedienen. Die 
Finanzponfoliogestaltung, d.h. die Entscheidungen, welche Transaktionen 
getätigt werden, obliegt allein dem jeweiligen Landjsonstigen Rechtsträger. 

Die vom Bund für die Rechtsträger und Länder durchgefühne Schulden­
gebarung ist von der Veranschlagung ausgenommen und wird in einem 
gesondenen Verrechnungskreis erfasst. 

6.6.2 Entwicklung und Stand der über die OeBFA abgewickelten nichtfälligen 

Rechtsträger- bzw. Länderschulden 

Die Entwicklung der Rechtsträger- und Ländemnanzierung in den Jahren 
2010 bis 2014 stellte sich wie folgt dar: 

Tabelle 6.6- 1: Entwicklung und Stand der nichtfalligen Rechtsträger- und Länderschulden 
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201 • 2011 2012 2O1l 201' 

.... -
in ~rd. EUR 

Anf.~sb'" 7.072 7.19] ' ,110 ',1" ' ,427 

... Zug .. ng ... 1,153 ... 1.851 + 0,180 + 1,467 ... l ,9l0 

- Abg~,"g - 1,081 - 0,944 - 0,108 - 1,221 - 1.055 

+/- lCurswtftlnderung ... 0,049 ... 0,010 .0,004 - 0,006 ... 0,012 

lncllNtund 1,1'1 ' .110 ' ,11' ' ,417 1.10] 

dilyon in heimischer Wahrung 6,838 1,741. 7,840 8,087 8,951 

davon In Fremdwlhrung 0,355 0.366 0.)47 0,)40 0,352 

Quttt.: Od r ... 

Der für 2014 geltende Anfangsbestand an nichtfalligen Rechtsträger- und 
Länderschulden von 8,427 Mrd. EUR wurde durch Schuldaufnahmen von 
1,920 Mrd. EUR und Kurswenänderungen von 11,87 Mio. EUR erhöht. 
Schuldtilgungen in Höhe von 1,055 Mrd. EUR verrnindenen den Schulden­
stand. Aufgrund dieser Entwicklung betrug der Endbestand an nichtfalligen 
Rechtsträger- und Länderschulden 9,303 Mrd. EUR (2013: 8,427 Mrd. EUR). 
Diesen nichtfalligen Verbindlichkeiten standen Forderungen des Bundes 
gegen folgende Rechtsträger und Länder in gleicher Höhe gegenüber: 
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Tabelle 6.6-2: Zusammensetzung der RechtstTäger- und Länderschulden nach Schuldner 

a.shIfteftdt1 HoMf .... 

........... - ...... ,""" 
I I WB-.ng 20ll 2014 

2013 : 2014 

in Mrd. EUR 

WI~n 2.41j4 Z,130 .. O.21S 

Strierrnark O.'IjQ 1,560 .. 1,110 

Nied~rihte-rreith 2',0)1 1.'92 · 0,519 

Kirnten 1,438 1,178 · 0,060 

SaltblJrg 1.190 1.2'40 .. 0,050 

ASf'lNA.G 0,317 0. 324 .. 0,001 

OberÖsterre;(.n 0, 321 0.32'1 0.000 

Burgll!nlilond 0.220 O . l~O .. 0,020 

Art Jor Art The<lllrnrrvk e GmbH 0.000 0.014 .. 0.014 

Kun!othisloriKhl!s f!lu.!.lI!um 0,006 0,006 0.000 

'eumuumlile 8,421 9. )03 ... 0.816 
OUf'U .. - Odfil. 

Die Länder Wien, Steiermark, Niederösterreich, Kärnten und Salzburg haben 
in den letzten Jahren am meisten von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, 

sich über die OeBFA zu fmanzieren und hielten zum 3 I. Dezember 2014 
zusammen 90,3 'lb (8,399 Mrd. EUR) des aushaftenden Nominales in Höhe 
von 9,303 Mrd. EUR. Die Finanzierungen für das Land Steiermark erhöh­
ten sich zum 31. Dezember 2014 um 1,110 Mrd. EUR. Die größte Vermin ­
derung gab es beim Land Niederösterreich in Höhe von 539,27 Mio. EUR. 

Im Jahr 2014 ging der Bund für die Rechtsträger und Länder keine neuen 
Währungstauschverträge ein. Es wurdejedoch auf Wunsch des Landes Nie­
derösterreich ein Zinsswap in Höhe von 250,00 Mio. EUR abgeschlossen. 
Zum 31. Dezember 2014 standen den Verbindlichkeiten aus Währungs­
tauschverträgen von 756,65 Mio. EUR (2013: 930,75 Mio. EUR) Forderungen 
von 907,04 Mio. EUR (2013: 1,140 Mrd. EUR) gegenüber. Da sowohl die 
Forderungen als auch die Verbindlichkeiten an die Rechtsträger und Län­
der weiterverrechnet wurden, waren die Rechtsträger- bzw. Länderftnan­
zierungen für den Bund aufwandsneutral. 

Die durch die OeBFA für sonstige Rechtsträger und Länder durchgeführten 
Kreditoperationen erfolgen im Namen und auf Rechnung des Bundes und 
omit hat der Bund diesejedenfalls zu bedienen, unabhängig davon, ob ein 

sonstiger Rechtsträger oder ein Land die mit dem Bund abgeschlossenen 
Darlehensverbindlichkeiten bedient. 
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6.7 Bundeshaftungen 

Haftungen, die vom Bundesminister für Finanzen aurgrund gesetzlicher 
Ermächtigungen übernommen wurden, gelten als Eventualverbindlichkeiten 
des Bundes. Dem Bund kommt dabei die RechtsSlellung eines Bürgen oder 
eines Garanten zu. Desgleichen haftet der Bund aufgrund § 1 Abs. 2 und 4 
de Postsparkassengesetzes 1969 i.d.g.F. für die bis 31. Dezember 2000 ein­
gegangenen Verbindlichkeiten der Österreichischen Postsparkasse. 

6.7.1 Zusammensetzung, Entwicklung und Veränderung der Bundeshaf­
tungen 

Nachstehende Tabelle zeigt die detaillierte EnrwickJung bzw. Veränderung 
der Bundeshartungen im Jahr 20t4 : 

Tabelle 6.7 - 1: Zusammensetzung und Veränderung der Bundeshaftungen 

"f~ 
~ A"'", 

.......... ~ ... -""- 01 .01 . ~14 ....... 31 .12.2014 

in Hrd. [UR I " .. 
uportf6rderungen S6,St2 • 25.489 · 28.971 - 0, 399 52.611 · 1,111 · 6.9 

Ausfuhrfördtrungsgt.seu (AusfFG) 31.16] .. 2,1118 - S,913 .. O,2S9 28,461 - 2.896 - 9.2 

Ausfuhrfi nJnzierungsflirderungsgesetz ("'FrG) 25,149 .. 22.671 • ZZ.998 · 0.658 24,164 · 0.984 · ] .9 

OS8·InfrJUruktuf AG 20,192 .. 1,169 - 1, 18.4 0.000 20,776 .. 0.S8S .. 2.9 
Autobahnen- und SchnelltlrJSen-Fin.nzierungs-ACi 

11.605 .. 0,822 . 1.126 .. 0,000 11 ,102 · 0.503 - 4,3 
(ASn.AG) 

Subilisitrung der l.hlungsbiLJnz (labiSlIG) 9.640 + 2,108 - 2.106 0,000 10.2·42 + 0.602 + 5.2 

St.bm,5tfung d. 6ittff. fln,nllft.r~tts 5.595 .0,351 - ) .190 - 0.026 3.635 - 2,959 · 44,9 

Fin.nlml,kut.blllUtsgentz 3,412 + 0.&51 - 0,&01 - 0,026 3.615 + O,lU + 6,S 

Inle,b,nkm.rktsUfkul'lg~t.stU 3,182 . 0,000 - 1,182 0,000 0.000 - 3,182 - 100,0 

OB8 gemlS Eurofim.-Gflttz 2.421 + 0.000 · 0.434 + 0.002 1,989 · 0,02 · 11,9 

H.ftungtn 9tllll& Postsp.lrbSStngHttl 1.485 .0.000 - 0.203 0.000 1,281 · 0.203 - 13.7 

leihg.ben ,n Bundtsmuittn 0.898 + 1.1S6 - 1.583 · 0.039 1.032 .0.134 • 15,0 

Austr" Wlrtsch.fuseM<t GmbH 0,922 .0,072 · 0.145 0.000 0.849 - 0,071 · 1,9 

Stlrkung der UntHnthmtnsUquiditit (UlSG) 0.193 + 0.000 - 0.31& 0.000 0.015 . 0,11' • ... 9 

Sonstige H.ftungen 0.6)3 + O,M8 · 0,022 .. 0,00] 0,672 .0,039 + 6,2 

Surft .... 'u.sMIlu"," 111,21' • 1],511 • 40,012 • 0,459 104,2" . 7,011 · ' ,3 

d.von in htimischH WJhrung 86,043 + 9.664 · 16,57& 0.000 79,149 - 6,894 - 8,0 

d.von in FrtmdwJhrung 25,253 • 23,346 · 2],504 - 0.459 2S,131 · 0,117 - 0,5 

Qu, lI, HI5·Tf":l.ur ~ 
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Zum Jahresende 2014 betrug der Stand an übernommenen Bundeshaf­
tungen (Kapital und Zinsen) 104,286 Mrd. EUR (2013: 111,296 Mrd. EUR); 
das entspricht einer Verminderung im Jahresabstand um 7,011 Mrd. EUR 
bzw. 6,3 <\b. Die Veränderung im GesamLStand der Bundeshaftungen ergab 
sich aus Zugängen aus Haflungsübernahmen in Höhe von 33,53 I Mrd. EUR 
und durch Verminderungen in Höhe von 40,082 Mrd. EUR, die auf die 
Bezahlung der Haftungsschuld aus Inanspruchnahmen bzw. das vertragsmä­
ßige Erlöschen der Haftung ohne Inanspruchnahme derselben zurückzufIih­
ren waren. Zu älZlich verminderten Kurswertänderungen die Haftungen in 
Fremdwährungen um 458,77 Mio. EUR. lIaftungsübernahmen, die sich auf 
Fremdwährungsbeträge bezogen. wurden mit den zum 31. Dezember 2014 
gültigen Devisenmittelkursen in Euro umgerechnet und so das zu diesem 
Stichtag bestehende Haftungsobligo des Bundes ermittelt. 

Der Rückgang der Bundeshaftungen ergab sich insbesondere aufgrund 
der Abnahme von lIaftungen flir Exportforderungen nach dem Aus­
fuhrf6rderungsgesetz (AusfFG) (- 2,896 Mrd. EUR) sowie nach dem Au -
fuhrfmanzierungsforderungsgesetz (AFFG) (- 984,49 Mio. EUR) und zur 
Stabilisierung des österreich ischen Finanzmarktes (- 2,959 Mrd. EUR). Dem­
gegenüber nahmen insbesondere die Bundeshaftungen flir die Stabilisie­
rung der Zahlungsbilanz" (ZabiStaG) (+ 601,88 Mio. EUR), die ÖBB-Infra­

struktur AG (+ 584.58 Mio. EUR) und die Leihgaben an Bundesmu een 
(+ 134,25 Mio. EUR) zu. 

Die Bundeshaftungen in heimi eher Währung beliefen sich im Jahr 2014 mit 
79.149 Mrd. EUR auf75,9 <\b der ge amten Bunde haftungen (20\3: 77,3 <\b). 

Die Haftung des Bundes flir die Verbindlichkeiten der Österreichischen Post­
sparkasse sank gegenüber dem Jahr 20\3 um 203,26 Mio. EUR oder 13,7 <\b 

auf 1,281 Mrd. EUR. Da der Bund nicht flir jenen Teil der in der Bilanz der 
BAWAG P.S.K. ausgewiesenen Verbindlichkeiten haftet. der seinen diesbe­
züglichen Guthabenbeständen (33,68 Mio. EUR) entspricht, sank in einer 
wirtschaftlichen Gesamtbetrachtung die Haftung des Bundes flir die Ver­
bindlichkeiten der Österreichischen Postsparkasse gegenüber dem Jahr 201 3 
um 198,95 Mio. EUR oder 13,8 <\b auf 1.248 Mrd. EUR. 

6.7.2 Schadenszahlungen und Rückersätze aus Haftungsübernahmen 

In der nachstehenden Tabelle sind die Auszahlungen flir Haftungen (Scha­
denszahlungen und sonstige Kosten) und Einzahlungen aus lIaftungen 
(Rückersälze, Entgelte und onstige Erträge) gegenübergestellt: 

7S Mit dtm Zahlungsbilanzstabili itrungsgesttz wird dtr Bundömlnistrr rur Finanzen U.3 . 

ermächtigt. zum ZWl!'CkC' dC'T Unttrstützung von Mitglit'dstaatcn dtT Euro-Zone Haf· 
lungen rur dir Bt'grbung von Finanzitrungtn durch dir EFSF zu ü~m('hmt'n . 
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Tabelle 6.7 - 2: Schadenszahlungen und Rückersätze 

F in.,n! ie, un9~haUihah 

ZOID ZOll 2012 20U 20" 
V.,lncMnlng -- 20ll : 2014 

In Mio. EU~ 

n . •• fI!!!-
Sch.denulhh,lngen 

Sonstige Kosten 

s.....MlI: .. •• 
_W 

Rückersltzl!! 

[ntg,tt" und sonstililtl Ertrag, 

s.... ... r ......... 

Ilau
Ne ".'""'-1 

Ausuhtungl!n für H.ftungen 

Elnuhlungfn .... s Haftungen 

12],41 t 53," 

137,21 121,44 

210." 275.Z1 

4Z,81 · 46,13 

145.99 424.53 

JaI.7' nl,2O 

UI,U IDU2 

154.35 122,t6 106,14 · 16.02 

108, 22 87,62 10\.94 + 14.32 

2IM7 2ot.7I 208,01 - 1,70 

. 4], 12 . 49,]6 ' 1.14 .. 11&,20 

501 ,&5 467,24 102,51 • 1154.1] 

UI,n "n .• 371,35 ~ 41,tI 

1".11 201.10 161.27 • "'4,11 

136.01 l.l11.42 

219.'6 110,06 

Eh'eN .'t......, ...... , .. rH_ ........ eillt~lIt~_~= 
106,74 

JOt.7. 

2.40 

347,59 

,n,2O tl,l' . l .ooJ.15 

2.12 

117.3. 

115,2' 

. 1. 111 ,10 

- 62,69 

• t .ll1.'t 
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Aus den Haftungsübernahmen der UG 45 _Bundesvennögen- erwuch­
sen dem Bund Auszahlungen flir Schadenszahlungen und sonstige Kosten 
von insgesamt 208,08 Mio. EUR; diesen standen Einzahlungen aus Ent­
gelten, Rückersätzen uns so nstigen Erträgen von 371,35 Mio. EUR gegen­
über. Daraus ergab sich zum 31. Dezember 2014 ein Einzahlungsüberhang 
von 163,27 Mio. EUR. Nähere Einzelheiten sind im Textte il - VVR 2014, 
Band 2 bzw. im Zahlen teil des Bundes - VVR 2014 zur UG 45 enthalten. 

Die Auszahlungen für und Einzahlungen aus Haftungen gemäß Interbank­
marktstärkungsgesetz, Finanzmarktstabilitätsgesetz und Untemehmensliqui­
ditätsstärkungsgesetz werden seit 2009 in der UG 46 _Finanzmarktstabili­
tät- erfasst. 1m Jahr 2014 überstiegen die Einzahlungen die Au zahlungen 
um 115,26 Mio. EU R. Nähere Einzelheiten sind im Textteil - VVR 2014, 
Band 2 bzw. im ZahJe nte il des Bundes - VVR 2014 zur UG 46 enthalten. 
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